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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. August 1989 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

und einiger anderer Steuern 


Vom 11. Januar 1991 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 29. August 1989 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuer¬ 
verkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen und einiger anderer Steuern, dem 
Protokoll und dem Briefwechsel vom selben Tag sowie der 
Note vom 3. November 1989 wird zugestimmt. Das 
Abkommen, das Protokoll, der Briefwechsel und die Note 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Soweit das Abkommen aufgrund seines Artikels 32 
Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten anzuwervlen ist, 
sirKf bereits ergangene Steuerfestsetzungen aufzuheben 


oder zu ändern. Steuerfestsetzungen sowie ihre Aufhe¬ 
bung und Änderur>g sind msoweit auch zulässig, wenn die 
Festsetzur)gsfrist abgelaufen Ist; dies gilt nur bis zum 
Ablauf des vierten KalerxieQahres, das auf das Kalender¬ 
jahr folgt, in dem das Abk^men in Kraft getreten ist. 
Soweit sich bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Abkommens unter Berücksichtigung der jeweiligen Be¬ 
steuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in den 
Vereinigten Staaten von Amerika insgesamt eine höhere 
Belastung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften vor 
Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird der Steuer¬ 
mehrbetrag nicht festgesetzt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 32 Abs. 2, das Protokoll, der Briefwechsel sowie die 
Note vom 3. November 1989 in Kraft treten, ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 11. Januar 1991 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Oer Bundeskanzler 
Or. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 

Theo Waigel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Genscher 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen und einiger anderer Steuern 

Convention 

between the Federal Republic of Germany 
and the United States of America 
for the Avoidance of Double Taxation 
and the Prevention of Fiscal Evasion 
with respect to Taxes on Income and Capital 


and to certain 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Vereinigten Staaten von Amerika - 

von dem Wunsch geleitet, ein neues Abkommen zur Vermei¬ 
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuer¬ 
verkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen und einiger anderer Steuern zu schließen - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts anderes vorsieht, für 
Personen, die in einem Vertragsstaat oder In beiden Vertrags¬ 
staaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Zu den bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen gilt, 
gehören 

a) in den Vereinigten Staaten 

aa) die auf Grund des Internal Revenue Code erhobenen 
BurKfeseinkommensteuem mit Ausnahme der Steuer auf 
thesaurierte Gewinne (accumulated eamings tax), der 
Steuer auf personenbezogene Holdinggesellschaften 
(personal holding comparty tax) urxf der Sozialabgaben 
und 

bb) die Abgabe auf Versicherungsprämien (federal exctse 
tax), die an ausländische Versicherer gezahlt werden 

(im folgenden als »Steuer der Vereinigten Staaten** bezeich¬ 
net); 

dieses Abkommen gilt jedoch für die Abgabe auf Versiche¬ 
rungsprämien, die an ausländische Versicherer gezahlt wer¬ 
den, nur insoweit, als die durch die Prämien gedeckten Risi¬ 
ken nicht bei einer Person rOckversichert sirtd, die rticht 
berechtigt ist, die Vergünstigungen dieses oder eines arideren 
Abkommens, das eine Freistellung von dieser Abgabe vor¬ 
sieht, In Anspruch zu nehmen; 


other Taxes 


The Federal Republic of Germany 

arKf 

the United States of America, 

Desihng to oonclude a new Convention for the avoidance of 
double taxation and the prevention of fiscal evasion wrth respect 
to taxes on income and Capital and to certain other taxes. 


Have agreed as follows: 

Article 1 
Personal Scope 

This Convention shall apply to persons who are reskfents of one 
or both of the Contracting States, except as otherwise provided In' 
this Convention. 

Article 2 
Taxes Covered 

1. The existing taxes to whfch this Convention shall apply are: 
a) In ttie United States: 

aa) the federal income taxes imposed by the Internal Rev¬ 
enue Code (but exduding the accumulated eamings tax, 
the personal holding Company tax, and social secunty 
taxes); and 


bb) the exdse tax Imposed on Insuraixe premlums paid to 
foreign insurers 

(hereinafter referred io as **Unlted States tax**). 

This Convention shall, however, apply to the exdse tax 
imposed on Insurance premiums paid to foreign insurers only 
to the extent that the risks covered by such premiums are not 
reinsured with a person not entitied to the benefits of this or 
any other converttion that provides exemption from such tax. 
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b) in der Bundesrepublik Deutschland 
aa) die Einkommensteuer, 
bb) die Körperschaftsteuer, 
cc) die Gewerbesteuer und 
dd) die Vermögensteuer 

(im folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 

(2) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den besteherKlen Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zustärKfigen Behörden der Vertrags* 
Staaten teilen einarxfer die in ihren Steuergesetzen eingetretenen 
bedeutsamen Ärxferungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der arxfere 
Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Vereinigten 
Staaten oder die Bundesrepublik Deutschlarvd; 

b) bedeutet der Ausdruck „Vereinigte Staaten“, im geographi¬ 
schen Sinne verwendet, die Vereinigten Staaten von Amerika, 
umfaßt jedoch nicht Puerto Rico, die Jungfeminsetn, Guam 
und die anderen Besitzungen ur>d Territorien der Vereinigten 
Staaten von Amerika; 

c) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“, im 
geographischen Sinne verwendet, das Gebiet, in dem das 
Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland gilt; 

d) umfaßt der Ausdruck „Person“ unter anderem natürliche Per¬ 
sonen ur>d Gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Geselischaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische 
Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ 
und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je nachdem, 
ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, 
das von einer im arxteren Vertragsstaat ansässigen Person 
betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför¬ 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, es sei denn, 
das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen 
Orten in einem der Vertragsstaaten betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsar>gehöriger“ 

aa) in bezug auf die Vereinigten Staaten die Staatsbürger der 
Vereinigten Staaten und alle juristischen Personen, Per¬ 
sonengeseilschaften oder anderen Personenvereinigun¬ 
gen, die nach dem in den Vereinigten Staaten geltenden 
Recht errichtet worden sind, und 

bb) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle Deut¬ 
schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grund¬ 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland urxf alle 
juristischen Personen, Personengesellschaften oder 
arxferen Personenvereinigur>gen. die nach dem in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet 
worden sind; und 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in den Vereinigten Staaten den Secretary of the Treasury 
oder seinen Vertreter und 

bb) In der Bundesrepublik Deutschland den Burxtesminister 
der Finanzen öder seinen Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen Ver¬ 
tragsstaat hat, außer wenn es der Zusammenhang anders erfor¬ 
dert oder die zuständigen Behörden sich nach Artikel 25 (Verstän- 


b) In Ihe Federal Republic of Germany: 

aa) the income tax (Einkommensteuer); 

bb) the Corporation tax (Körperschaftsteuer); 

cc) the trade tax (Gewerbesteuer); and 

dd) the Capital tax (Vermögensteuer) 

(hereinafter referred to as “German tax’). 

2. This Convention shall apply also to any identical or substan- 
tially similar taxes that are imposed after the date of signature of 
this Convention in addition to, or in place of, the existing taxes. 
The competent authorities of the Cr^tracting States shall notify 
each other of any significant changes that have been made in their 
taxation laws. 

Aiticle 3 

General Deflnltions 

1. For the purposes of this Convention, unless the context 
otherwise requires: 

a) the terms “a Contracting State“ and “the other Contracting 
State“ mean the United States or the Federal Republic of 
Germany as the context requires; 

b) the term “United States“, when used in a geographical sense, 
means the United States of America, but does not irtclude 
Puerto Rico, the Virgin Islands, Guam, or any other posses- 
sion or territory of the United States of America; 

c) the term “Federal Republic of Germany", when used in a 
geographical sense, mear^ the area in which the tax law of 
the Federal Republic of Germany is in force; 

d) the term “person“ includes but is not limited to an individual 
and a Company; 

e) the term “Company“ means any body corporate or any entity 
that is treated as a body corporate for tax purposes; 

f) the terms “enterprise of a Contractirvg State“ arxi “enterprise 
of the other Contracting State“ mean respectively an enter¬ 
prise carried on by a resident of a Contracting State and an 
enterprise carried on by a resident of the other Contracting 
State; 

g) the term “internationai traffic” means any transport by a ship 
or aircraft, except when the ship or aircraft is operated solely 
between places in one of the Contracting States; 

h) the term “nationar* means: 

aa) in respect of the United States, United States citizens and 
any legal person, partrwrship, or assodation deriving its 
Status as such from the law in force in the United States; 
and 

bb) in respect of the Federal RepubKc of Germany, any 
German within the meaning of paragraph 1 of Article 116 
of the Basic Law of the Federal Republic of Germany and 
any legal person, partnership, or assodation deriving its 
Status as such from the law in kKce in the Federal 
Republic of Germany; and 

i) the term “competent authority“ means: 

aa) in the United States, the Secretary of the Treasury or his 
delegate; and 

bb) in the Federal Republic of Germany, the Federal Minister 
of Finarx» or his delegate. 

2. As regards the application of this Convention by a Contrac¬ 
ting State any term not defined therein shall, unless the context 
otherwise requires or the competent authorities agree to a com- 
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digungsverfahren) auf eine gemeinsame Auslegung geeinigt 
haben, jeder im Abkommen nicht defintefle Ausdruck die Bedeu¬ 
tung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die Steuern 
zukommt, für die dieses Abkommen gilt. 

Artikel 4 
Ansissigkeil 

(1) Im Sinf>e dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person** eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohr^tzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des 
Ortes der Gründung oder eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist, jedoch mit der Maßgabe, daß 

a) der Ausdruck eine Person nicht umfaßt, die in diesem Staat 
nur mit Einkünften aus Queüen in diesem Staat oder mit in 
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist; und 

b) bei Einkünften, (to eine Peraonengesellechaft, ein Nachlaß 
(estate) oder ein Treuhandvermögen (trust) bezieht, dies nur 
insoweit gm, als <äe von der Personenge se l l schaft, dem Nach- 
laß oder dm Treuhandvermögen bezogenen Einkünfte in 
diesem Staat wie Einkünfte dort Ansässiger besteuert werden, 
und zwar entweder bei der Gesellschaft, dem Nachlaß oder 
dem Treuhandvermögen selbst oder bei deren Geseilschaf- 
Ism oder Begünstigten. 

• • 

(2) Ist nach Absatz 1 eine rtatürliche Person in beiden Vertrags- 
Staaten ansässig, so giK folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine 
ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als In dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaft¬ 
lichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen}; 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den 
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in 
keiriem der Staaten über eine ständige Wolmstätte, so gilt sie 
als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthaft in beiden Staa¬ 
ten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; und 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Elnvemehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so bemühen sich die zuständi¬ 
gen Behörden der Vertragsstaaten, durch Konsultation den Ver¬ 
tragsstaat zu bestimmen. In dem die Person im Sinne dieses 
Abkommens als ansässig gilt; sehen sie sich dazu nicht in der 
Lage, so gilt die Person für Zwecke der Inanspruchrtahme der 
Vergünstigungen nach diesem Abkommen als Hi keinem der 
beiden Vertragsstaaten ansässig. 

Artikel 5 
Betriabsstitte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
«Bebiebsstätte** eine feste Geschäftseinrichtung, durch ctie die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder lo i t w oiso ausgeObt wird. 

(2) Der Ausdnick «Betriebsstätle*' umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung. 

b) eine Zweigniedertassung. 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte. 

e) eHie Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbrudi 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen. 


mon meaning pursuant to the provisions of Article 25 (Mutual 
Agreement Procedure). have the meaning that it has under the 
laws of that State conceming the taxes to which this Convention 
appties. 

Article 4 
Residence 

1. For the purposes of this Convention, the term “resident of a 
Contracting State” means any person who, under the laws of that 
State, is liabie to tax therein by reason of his domictie, residence, 
place of management, place of incorporation, or any other crite- 
rion of a similar nature, provided, however, that 

a) this term does not Inciude any person who is liabie to tax in 
that State in respect onty of income from sources in that State 
or Capital srtuated therein; and 

b) in the case of tnoome derived or pakf by a partnersNp, estate. 
or trust, this term applies only to the extent that the irKxxne 
derfved by such partnersNp, estate. or trust ts subject to tax in 
that State as the Income of a resident, either in its hands or in 
the hands of its Partners or benefidanes. 


2. Where by reason of the provtsions of paragraph 1 an indi- 
vidu^ is a resident of both Contracting States, then his Status shafl 
be determined as follows: 

a) he shatl be deemed to be a resident of the State in which he 
has a permanent home available to him; if he has a permanent 
home available to him In both States, he shalt be deemed to be 
a resident of the State with which his personal and economic 
relations are doser (oenter of vital Interests); 

b) H the State in wNch he has Ns center of vital interests cannot 
be determined, or if he has not a permanent home available to 
him in either State, he shall be deemed to be a resident of the 
State in which he has an habitual abode; 

c) tf he has an habitual abode in both States or in neither of them, 
he shalt be deemed to be a resident of the State of which he is 
a national; and 

d) if he is a national of both States or of neither of them. the 
competent authorities of the Contracting States shalt settte the 
question by mutual ^reement. 

3. Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person 
other than an individual is a resident of both Contracting States, 
then the competent authorities of the Contracting States shall 
seek to determine through oonsuftation the Contracting State of 
¥vhich the person shall be deemed to be a resident for the 
purposes of this Convention, and, if they are unable so to deter¬ 
mine, such person shall not be oonskJered to be a resident of 
eltiier Contracting State for purposes of enjoylng benefits under 
tNs Convention. 

AfHde 5 

Pemianent ^****mii hnnent 

1. For the purposes of tNs Convention, the term ‘‘permanent 
eslabishment* means a fbced plaoe of busHiess through which the 
business of an enterprise is wholty or partly carHed on. 

2. The term “permanent establishmeN* indudes especially: 

a) a plaoe of management; 

b) a branch; 

c) an Office; 

d) a factory; 

e) a workshop; and 

f) a mHie, an oft er gas weil, a quarry, or any Mher plaoe of 
extraction of natural resouroes. 
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(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti¬ 
kels gelten nicht als Betriebsstätten: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
arKleres Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu werben, 
Informatior^en zu erteilen, wissenschaftliche oder ähnliche 
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereiterxfer Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; oder 

f) eir^ feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a 
bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß 
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfs¬ 
tätigkeit darstellt. 

(5) Ist eir>e Person (mit Ausr^ahnie eines urtabhärtgigen Vertre¬ 
ters im Sinne des Absatzes 6) für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie In eir>em Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, urxf übt sie die Vollmacht 
dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der 
Absätze 1 urtd 2 so behandelt, als habe es In diesem Staat für alle 
von der Person für das Unternehmen ausgeubten Tätigkeiten eine 
ßetriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die In Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, wurden sie durch 
eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach 
dem gerwinten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so beharKfelt, als 
habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weit es dort 
seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eirte Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell¬ 
schaft beherrscht wird, die im arxferen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaf¬ 
ten zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus 
iand- urxf forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im arxferen 
Vertragsstaat Hegt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck .unbewegliches Vermögen** hat die Bedeu¬ 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen Hegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das leberxfe urxf tote 
Inventar larxf- urxf forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Privatrechts über Grurxfstücke gelten, 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vemiögen sowie Rechte auf 
verärxferliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutur^ von Mineralvorkorrxnen, Quelten urxf 
arxferen Bodertschätzen. Seeschiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 


3. A building site or a construction, assembly or Installation 
project constitutes a permanent establishment only if it lasts more 
than twelve months. 

4. Notwithstanding Ihe foregoing provisions of this Article, the 
term “permanent establishment" shall be deemed not to include: 

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display, 
or delivery of goods or merchandise belonging to the enter- 
prise; 

b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belong¬ 
ing to the enterprise solely for the purpose of storage, display, 
or delivery; 

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belong¬ 
ing to the enterprise solely for the purpose of processirtg by 
arxXher enterprise; 

d) the mainterumce of a fixed place of business solely for the 
purpose of purchasing goods or mercharxlise, or of (^lecting 
Information, for the enterprise; 

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the 
purpose of advertising, of the supply of Information, of scien¬ 
tific activities, or of similar activities that have a preparatory or 
auxiliary character for the enterprise; or 

f) the maintenarx:e of a fixed place of business solely for any 
combirtation of activities mentior>ed in subparagraphs a) to e), 
provtded that the overall activity of the fixed place of busir>ess 
resultir^g from this combination is of a preparatory or auxiliary' 
character. 

5. Notwithstarxfing the provisions of paragraphs 1 and 2. where 
a person (other than an agent of an irxfeperxient Status to whom 
Paragraph 6 applies) is acting on behalf of an enterprise arxj has, 
arxf habitually exercises, in a Contractir^g State an authority to 
oonckjde oontracts in the name of the enterprise, that enterprise 
shall be deemed to have a permartent establishment in that State 
in respect of any activities which that person undertakes for the 
enterprise, unless the activities of such person are limited to those 
mentioned in paragraph 4 that, if exerdsed through a fixed place 
of busir^ess, woukf rx>t make this fixed place of busirwss a 
permanent establishment urxfer the provisions of that paragraph. 

6. An enterprise shall not be deemed to have a permanent 
establishment in a Contracting State merely because it carries on 
business In that State through a broker, general Commission 
agent, or any other agent of an indeperxfent Status, provided that. 
such persons are acting in the ordinary course of their business. 

7. The fact that a Company that is a resident of a Contracting 
State Controls or is contrdied by a Company that is a resident of 
the other Contracting State, or that carries on business in that 
other State (whether through a permanent establishment or other- 
wtse), shall r\ot of itself constitute either Company a permanent 
establishment of the other. 

Aiticie 6 

income from kmnovable (Real) Property 

1. Income derived by a resident of a Contracting State from 
irrxnovable (real) property (mduding income from agricutture or 
forestry) situated in the other Contracting State may be taxed in 
that other State. 

2. The term *‘immovable property** shall have the meaning that it 
has under the law of the Contracting State in which the property in 
question is situated. The term shall in any case irx:lude property 
aocessory to immovable property; livestock arxf equipment used 
in agricut^re and forestry; rights to which the provisions of general 
taw respectirtg landed property apply; usufruct of Immovable 
property; and rights to variable or fixed payments as consideration 
for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources, 
arxj other rtatural resources. Ships and aircraft shall not be 
regarded as inxnovabie property. 
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(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweg¬ 
lichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständi¬ 
gen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Gewerbliche Gewinne 

(1) Gewerbliche Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags¬ 
staats können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unterneh¬ 
men seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die gewerb¬ 
lichen Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte zuge¬ 
rechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eir^es Vertragsstaats seir>e Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertrags¬ 
staat dieser Betriebsstätte die gewerblichen Gewinrte zugerech¬ 
net, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges und unabhängiges Unternehmen ausgeubt hätte. 

(3) Bei der Ermittlung der gewerblichen Gewinne einer 
Betriebsstätte werden die für diese Betriebsstätte entstandenen 
Aufwendungen, einschließlich der Forschungs- und Entwicklungs¬ 
kosten, Zinsen und arxjeren ähnlichen Ausgaben sowie eines 
angemessenen Betrags der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in 
dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstan¬ 
den sind. 

(4) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein gewerblicher 
Gewinn zugerechnet. 

(5) Im Sinne dieses Abkommens umfassen die der Betriebs¬ 
stätte zuzurechnenden gewerblichen Gewinne nur die Gewinne 
aus dem Vermögen oder der Tätigkeit der Betriebsstätte. 

(6) Gehören zu den gewerblichen Gewinnen Einkünfte, die in 
anderen Artikeln dieses Abkommens beharvtelt werden, so wer¬ 
den die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 

(7) Im Sinne dieses Abkommens umfaßt der Ausdruck „gewerb¬ 
liche Gewinne'* Einkünfte aus der Vermietung beweglicher 
Sachen urxl der Vermieturtg oder Lizenzerteilung im Fall von 
kinematographischen Filmen oder Werken auf Film. Tonband 
oder einem arxteren Reproduktionsträger für Rurvifunk- oder 
Fernsehsendungen. 

Aitikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewirvie eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa¬ 
len Verkehr können nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Qewirvie eir>es Unternehmern eines Vertragsstaats aus der 
Benutzung oder Vermietung von Contair)em (einschfießlich Trai¬ 
lerschiffen, Leichtem und ähnlichem Gerät für die Beförderung 
von Containern) im internationalen Verkehr können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Gewinne aus der 
Beteiligung an einem Pool, elrier Betriebsgemeirtschaft oder einer 
intematiortalen Bethebsstelle. 


3. The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived 
from the direct use, letting, or use in any other form ot immovable 
properly. 

4. The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the 
income from immovable properly of an enterprise and to income 
from immovable property used for the performance of indepen¬ 
dent personal Services. 

Article 7 
Business Profits 

1. The busir>ess profits of an enterprise of a Contracting State 
shall be taxable only in that State uniess the enterphse carhes on 
business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein. if the enterphse carries on busi¬ 
ness as aforesaid, the busir>ess profits of the enterphse may be 
taxed in the other State but only so much of them as is atthbutable 
to that permanent establishment. 

2. Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterphse 
of a Contractir>g State carhes on business in the other Contracting 
State through a permanent establishment situated therein, there 
shall in each Contracting State be atthbuted to that permar>ent 
establishment the business profits that it might be expected to 
make if it were a distirKt arxl irxtoper>dent enterprise engaged in 
the same or similar activities urxler the same or similar conditions. 

3. In determining the business profits of a permanent establish- 
ment, there shall be allowed as deductions expenses that are 
incurred for the purposes of the permanent establishment, indud- 
ing research and development expenses, Interest, and other 
similar expenses and a reasonable amount of executive and 
general administrative expenses, whether IrKurred in the State in 
which the permanent establishment is situated or elsewhere. 

4. No business profits shall be atthbuted to a permanent estab- 
Nshment by reason of the mere purchase by that permanent 
establishment of goods or merchandise for the enterprise. 

5. For the purposes of this Convention, the business profits to 
be atthbuted to the permanent establishment shall inctude only 
the Profits derived from the assets or activities of the permanent 
establishment. 

6. Where business profits include items of irKX>me that are dealt 
wlth separately in other Articles of this Convention, then the 
provisions of those Articles shall not be affected by the provisions 
of this Article. 

7. For the purposes of this Convention the term "business 
Profits" includes income dehved from the rental of tangible per¬ 
sonal property and the rental or licensir^g of cinematographic films 
or Works on film, tape, or other means of reproduction for use in 
radio or television broadcasting. 


Article 8 

Shipping and Air Transport 

1. Profits of an enterprise of a Contracting State from the 
Operation of ships or alrcraft in international traffic shall be taxable 
only In that State. 

2. Profits of an enterphse of a Contracting State from the use or 
rental of Containers (iniduding trailers, barges, and related equip- 
ment for the transpr^ of Containers) used in international traffic 
shall be taxable only in that State. 


3. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall also apply to 
Profits from the participation in a pool, a joint business, or an 
international operating agency. 
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Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittel* 
bar an der Geschäftsieitung, der Kontrolle oder dem Kapital 
eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist 
oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unter¬ 
nehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmänni¬ 
schen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder aufer¬ 
legte Bedingungen gebunden sind, die von denen abwetchen, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so 
dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese 
Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingurtgen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet ur)d 
entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eirtes Unter- 
r>ehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - utkI entspre¬ 
chend besteuert mit denen ein Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und stimmt 
der andere Vertragsstaat zu, daß es sich bei den zugerechneten 
Gewinnen um solche handelt, die das Unternehmen des erstge¬ 
nannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden 
Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen 
wären, die urtabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden, so nimmt der andere Staat eine entsprecherKfe Änderung 
der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bet dieser 
Änderung sirxj die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu 
berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Verlragsstaat ansässige 
GesefSchaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
Staate in dem die die Dividenden zahlerxte Gesellschaft ar^sässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden im ande¬ 
ren Vertragsstaat ansässig ist. nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft ist, die unmittelbar 
über mindestens 10 vom Hundert der stimmberechtigten Arh 
teile der die Dividenden zahlerKlen Gesellschaft verfügt, und 

b) 15 vom Hurtdert des Bruttobetrags der Dividenden in aUen 
anderen Fällen. 

Im Fall von Dividenden, die von einer Person der Vereinigten 
Staaten gezahlt werden, bei der es sich um eine Regulated 
Investment Company handelt, oder von Ausschüttungen auf 
Anteilscheine einer deutschen Kapitalanlagegesellschaft ist Buch¬ 
stabe b und nicht Buchstabe a anzuwendea Buchstabe a ist nicht 
auf Dividenden anzuwenden, die von einer Person der Vereinig¬ 
ten Staaten gezahlt werden, bei der es sich um einen Real Est at e 
Investment Trust handelt; Buchstabe b ist nur anzuwenden, wenn 
der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine natürliche Person 
ist, die mit weniger als 10 vom Hundert an dem Real Estale 
Inveslmertt Trust beteifigt ist. Dieser Absatz berührt nicht die 
Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus 
der>en die Dividerxlen gezahlt werden. 

(3) Solange eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
natürliche Person nach deutschem Recht Anspruch auf Anrech¬ 
nung der Körperschaftsteuer bei DMdertden hat, die von einer in 


Article 9 

Associated Enterprises 

1. Where 

a) an enterprise of a Contracting State participates directly or 
indirectly in the mar^agement, control, or Capital of an enter¬ 
prise of the other Contracting State, or 

b) the same persons participate directly or indirectly in the man¬ 
agement. oontrol, or Capital of an enterprise of a Contracting 
State and an enterprise of the other Contracting State, 

arvl in erther case oorvJrtions are made or imposed between the 
two enterprises in their oommercial or financial relations that differ 
from those that would be made between {rxlependefH enterprises. 
then any profits which woukf, but for those oonditions, have 
aocrued to one of the enterprises, but, by reason of those condi* 
tkxis, have rK)t so aocrued, may be inckided in the profits of that 
enterprise arxl taxed aocordingly. 


2. Where a Contracting State irtdudes in the profits of an 
enterprise of that State, and taxes acoordingly, profits on which an 
enterprise of the other Contractirtg State has been charged to tax 
in that other State, aixf that other Contracting State agrees that 
profits so incfuded are profits that would have aocrued to the 
enterprise of the first-mentioned State if the coryfitions made 
between the two enterprises had been those that would have 
been made between IrxJeperKfent enterprises, then that other 
State shaH make an appropriate adjustment to the amount of the 
tax charged therein on those profits. In determining such adjust¬ 
ment, due regard shall be p^ to the other provisions of this 
Convention and the oompetent authorities of the Contracting 
States shall if necessary consutt each other. 


Article 10 
Dividends 

1. Dividertos paid by a Company that is a resident of a Contract¬ 
ing State to a resident of the other Contracting State may be taxed 
in that other State. 

2. However, such dividends may also be taxed in the Contract¬ 
ing State of which the Company paying the dividends is a resident 
and aocording to the laws of that State, but if the beneficial owner 
of the dividerKls is a resident of the other Contracting State the tax 
so charged shall not exoeed: 

a) 5 percent of the gross amount of the dividends if the beneficial 
owr>er is a Company that hoids directly at least 10 percent of 
the voting shar^ of the Company paying the dividertos; and 

b) 15 percent of the gross amount of the dividertos in all other 
cases. 

Subparagraph b) and rK>t subparagraph a) shall apply in the case 
of dividends pakJ by a United States person that is a Regulated 
Investment Company or of distributions on oertificates of a Ger¬ 
man Investment trust (Kapitalanlagegesellsohaft). Subparagraph 
a) shal not apply to dividerxls paid by a United States person that 
» a Real EstM Investment Trust, and subparagraph b) shall 
apply only if the dhridend is benefidally owned by an individual 
hoid^ a lass than 10 percent interest in the Real Estate Invest¬ 
ment Trust This Paragraph shaH noK affect the taxation of the 
oomp^ny in respect of the profits out of which the dividends are 
paid. 


3. As long as a natural person resident in the Federal Republic 
of Germany is antitled under German law to a tax credit (Anrech¬ 
nung der Körperschaftsteuer) in respect of dividends paid by a 
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der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Gesellschaft gezahlt 
werden, gilt für die von eir>er solchen Gesellschaft gezahlten 
Dividenden folgendes: 

a) Der Nutzungsberechtigte von Dividenden, die unter Absatz 2 
Buchstabe b fallen, hat Anspruch auf eine weitere Entlastung 
in Höhe von 5 vom HurKfert des Bruttobetrags der Dividenden, 
und 

b) für Zwecke der Einkommensteuer der Vereinigten Staaten 
(auch für Zwecke der Anrechnung gezahlter ausländischer 
Steuern) gilt die aus der Anwendi^ des Buchstabens a 
folgende Entlastung als Dividendenzahlung an den ’m den 
Vereinigten Staaten ansässigen Nutzungsberechtigten. 

Dieser Absatz gilt nicht für Ausschüttungen auf Anteilscheine 
einer KapHaianlagegesellschafl. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck «Dividenden** 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, GenuBrechten oder Genußschei- 
nen, Kuxen, GrOnderartteilen oder arideren Rechten (ausgerxxn- 
men Forderungen) mit Gewinnbeteüigung sowie aus sonstigen 
Rechten stammende arxlere Einkünfte, die nach dem Recht des 
Vertragsstaats, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig 
ist den Einkünften aus Aktien stauerüch gleichgestellt sind. Der 
Ausdruck «Dfvfdenden** umfaßt in der Burxfesrepubtik Deutsch¬ 
land auch Einkünfte aus einer stillen (BeseHschaft, aus partiarl- 
sehen Darlehen oder Gewinnobligationen sowie Ausschüttungen 
auf Anteilscheine einer Kapitalanlagegeseflschaft. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 2 Satz 1 und des Artikels 11 
Absatz 1 (Zinsen) können Einkünfte aus Rechtsbeziehungen (ein¬ 
schließlich Schuidverpfüchtungen), die ein Recht auf (Bewinn- 
beteiligung verleihen, (in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schReßlich der Einkünfte aus einer stillen Gesellschaft aus partia- 
rischen Darlehen, (Bewinnobligationen oder Genußrechten oder 
Genußscheinen) in dem Vertragsstaat aus dem sie stammen, 
nach dessen Recht besteuert werden, wenn die Einkünfte bei der 
Ermittlung des Gewinns der zahlerxien Person abzugsfähig sirKf. 

(6) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwerxfen, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte tm anderen 
Vertragsstaat in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gele¬ 
gene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, Betriebsvermögen dieser Betriebs- 
Stätte oder festen Einrichtung Ist In diesem Fall Ist Artikel 7 
(Gewerbliche Gewinne) beziehungsweise Artikel 14 (Selbstän¬ 
dige Arbeit) anzuwenden. 

(7) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat die von der Gesellschaft gezahlten Dividen¬ 
den nicht besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine 
Im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder daß die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, Betriebsver¬ 
mögen einer im arxleren Staat gelegenen Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung Ist, selbst wenn die gezahlten Dividenden ganz 
oder teitweise aus kn anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

(8) Eine ki einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft, die 
eine Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat hat oder die kn 
anderen Vertragsstaat mit Einkünften auf Nettobasis steuerpflich¬ 
tig Ist, die dort nach Artikel 6 (Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen) oder Artikel 13 Absatz 1 (Veräußerungsgewinne) 
besteuert werden können, kann kn anderen Vertragsstaat neben 
der nach arxteren Bestimmungen dieses Abkommens zulässigen 
Stauer einer weiteren Steuer unterliegen. Diese Steuer darf 
jedoch 

a) kn Falt der Vereinigten Staaten nur 

aa) von dem Teil der der Betriebsstätte zurechenbaren 
gewefbkehen Gewinne der Gesettschaft und 

bb) von dem Teil der kn vorhergehenden Satz genannten 
Einkünfte, die nach Artikel 6 oder Artikel 13 Absatz 1 
besteuert werden können. 


Company that is a resident of the Federal Republic of Germany, 
Ihe following alles shall apply to dividends paid by such Company: 

a) the benefictai owner of dividends subject to paragraph 2 b) 
shall be entitied to a further relief of tax of 5 percent of the 
gross amount of the dhhdends; and 

b) for United States income tax purposes (including for the 
purposes of credit for foreign taxes paid) the benefit resutting 
from the application of subparagraph a) shall be treated as a 
dividend paid to a beneticial owner resident in the United 
States. 

The provistons of this paragraph shall not apply to distributions on 
certlficates of an Investment trust. 

4. The term "dividends" as used kt this Artide means Inoome 
from Shares, "jouissanoe” shares or "jouissanoe” rights, mining 
Shares, founders* shares, or olher rights (not being debl datms) 
partidpating ki profits, as well as olher ktoome derived from other 
rights that is süijected to the same taxation treatment as Inoome 
from shares by the taws of the Contracting State of which the 
Company making the distribution is a resident The term 
"dividends" also ktdudes kt the Federal Republic of Germany 
Inoome under a sleepktg partnership (Stille Gesellschaft), "par¬ 
tiarisches Darlehen", or "Qewkmobrigation" as well as distribu¬ 
tions on ceftiticates of an Investment trust. 

5. Notwithstanding the first sentenoe of paragraph 2 of this 
Artide and paragraph 1 of Artide 11 (Interest), ktoome from 
arrangements, ktdudtrtg debt obllgations, carryktg the right to 
partidpate in profits (induding in the Federal Republic of Germany 
inoome under a sle^ng partnership (Stille G<Mellschaft), "par¬ 
tiarisches Darlehen”, "(Bewktnobligation”. or "jouissanoe" shares 
or "jouissance" rights) that is deducUbte kt determining the profits 
ot the payor may be taxed kt the Contracting State kt which it 
arises accordktg to the laws of that State. 

6. The provistons of paragraphs 1 artd 2 shall rtot apply if the 
beneficial owner of the dividertds, being a resident of a Contract- 
ktg State, carries on busirtess kt the other Contracting State of 
which the Company payirtg the dividertds is a resident through a 
permanent establishment situated therein, or performs in that 
other State independent personal Services from a fixed base 
situated therein, and the holdktg kt respect of which the dividends 
are paid forms part of the business property of such permanent 
establishment or fixed base. In such a case the provisions of 
Artide 7 (Busirtess Profits) or Artide 14 (Irtdepertdent Personal 
Services), as the case may be. shall apply. 

7. Where a Company that Is a resident of a Contracting State 
derives profits or income from the olher Contracting State, that 
other State may rtot impose any tax on the dividends paid by the 
Company, except insofar as such dividends are paid to a resident 
of that other State or insofar as the holdirtg in respect of which the 
dividends are paid forms part of the busirtess property of a 
permanent estabüshment or a fixed base situated in that other 
State, even if the dividends paid oonsist whotly or partty of profits 
or ktconrte aristng kt such other State. 

8. A comparty that is a resident of a Contracting State artd that 
has a pemuuiefrt establishment ki the ottter Contracting State, or 
that Is subject to tax on a neC basis kt that other Contracting State 
on Items of ktoome that may be taxed kt that ottter State under 
Artide 6 (Irtoonte from immovable (Real) Property) or under 
Paragraph 1 of Artide 13 (Gakts). may be subject kt that other 
Coritractirtg State to a tax kt addttion Io the tax aSowable urtder the 
other provisions of this Convention. Such tax. however, may 

a) kt the case of Ihe UrtHed States be knpoeed onty on 

aa) the Portion of the busirtess Profits of the comparty attribut- 
able to the permartent establishment, and 

bb) the Portion of the inoome referred to kt the preoedirtg 
sentertoe that is subject to tax urtder Artide 6 or para¬ 
graph 1 of Artide 13, 
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erhoben werden, der dem ausschüttungsgieichen Betrag (divi- 
dend equivaient amount) der Gewinne oder Einkünfte ent* 
spricht; der Ausdruck ..ausschüttungsgleicher Betrag" hat für 
Zwecke dieses Buchstabens die Bedeutung, die ihm nach 
dem Recht der Vereinigten Staaten (unter Beachtung künfti¬ 
ger, seine tragenden Prinzipien wahrerxlen Änderungen) 
zukommt; und 

b) im Fall der Bundesrepublik Deutschland nur auf den Teil der in 
Buchstabe a genannten Einkünfte erhoben werden, der, falls 
eir>e inländische Tochtergesellschaft die Einkünfte bezogen 
hätte, als ausgeschüttet anzusehen wäre. 

(9) Der Steuersatz darf im Fall des Absatzes 8 Buchstabe a den 
in Absatz 2 Buchstabe a vorgesehenen Satz nicht (ibersteigen. 

(10) Die in Absatz 8 Buchstabe b genannte Steuer darf nur 
erhoben werden, wenn nach deutschem Recht der Körperschaft* 
Steuersatz für nicht in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaften mit Einkünften im Sinne des Absatzes 8 Buch¬ 
stabe a den Körperschaftsteuersatz für ausgeschüttele Gewinne 
deutscher Gesellschaften nicht um mirxfestens 5 Prozentpunkte 
übersteigt. Die in Absatz 8 Buchstabe b genannte Steuer darf 
aber höchstens zu einem Satz erhoben werden, der nach Erhö¬ 
hung um die Spanne zwischen den Körperschaftsteuersätzen für 
Betriebsstätten urK) für ausgeschüttete Gewinne deutscher 
Gesellschaften 5 vom Hundert nicht übersteigt. 

Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
als Nutzungsberechtigter bezieht, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen** bedeu¬ 
tet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderun¬ 
gen durch Pfandrechte an Grundstöcken gesichert sirxj, und 
insbesorxfere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obliga¬ 
tionen einschließlich der damit verburxfenen Aufgelder und der 
Gewinne aus Losanleihen sowie alle sortstigen Einkünfte, die 
nach dem Steuerrecht des Vertragsstaats, aus dem sie stammen, 
als Einkünfte aus Darlehen behandelt werden. Zuschläge für 
verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sirtr>e dieses 
Abkommens. Der Ausdruck „Zinsen“ umfaßt jedoch nicht Ein¬ 
künfte. die in Artikel 10 (Dividenden) behandelt sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrags¬ 
staat ansässige Nutzungsberechtigte Im anderen Vertragsstaat 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs¬ 
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausubt und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, Betriebsvermögen dieser Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung ist. In diesem Falt ist Artikel 7 (Gewerbliche 
Gewirme) beziehungsweise Artikel 14 (Selbständige Arbeit) anzu- 
werxfen. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe¬ 
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und Obersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den 
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren 
Betrag angewendet. In diesem Fal kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens besteuert werden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaa! ansässige (^Seilschaft 
(^wtnne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsslaat, so darf 
dieser andere Staat die von der (Gesellschaft gezahlten Zinsen 
nicht besteuern, es sei denn, daß diese Zinsen von einer In 
diesem anderen Staat gelegenen Betriebsstätte dieser (Gesell¬ 
schaft oder aus Einkünften im Sinne von Artikel 10 Absatz 8 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (Dividenden) oder an eine im 
anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder daß die 


that represents the "dividend equivaient amount" of those 
Profits and irKome; the term "dividend equivaient amount" 
shall, for the purposes of this subparagraph, have the meaning 
that it has under the law of the United States as it may be 
amended from time lo time without changing the general 
principle thereof; and 

b) in the case of the Federal Republic of CGermany be imposed 
only on that portion of the inoome described in subparagraph 
a) that is comparable to the amount that would be distributed 
as a dividerxf by a locally incorporated subsidiary. 

9. The tax referred to in paragraph 8 a) shall not be imposed at a 
rate exceeding the rate specified In paragraph 2 a). 

10. The tax described In paragraph 8 b) may be Imposed only if, 
under (German law, a Company that is not a resident of the Federal 
Republic of Germany is sut^ect to Corporation tax on Hems of 
income mentioned in paragraph 6 a) at a rate that does r>ot 
exceed the rate of Corporation tax af^icable to the distributed 
Profits of a German Company by 5 percentage points or more. The 
maximum rate at which the tax described in paragraph 8 b) may 
be applied may rxTt, when added to the excess of the Corporation 
tax rate on a permanent estabüshment over the rate of Corporation 
tax on the distributed profits of a German Company, exceed 
5 percent. 

Article 11 
Interest 

1. Interest derived anö benefidally owned by a resident of a 
Contracttr>g State shall be taxable only in that State. 

2. The term “interest" as used in this Article means income from 
debt daims of every kind, whether or not secured by mortgage, 
and, in particutar. income from govemment Securities and irxxxne 
from bonds or debentures, including premiums arxi prlzes attach- 
ing to such securities, bonds or debentures, as well as all other 
irxxxne that is treated as income from money lent by the taxation 
law of the Contracting State in which the trxxxne arises. Penalty 
charges for late payment shall rx>t be regarded as Interest for the 
purposes of this Convention. However, the term “Interest" does 
not indude income dealt with in Article 10 (Dividends). 

3. The provisions of paragraph 1 shall not apply if the benefidal 
owner of the mterest, being a resident of a Contracting State, 
carries on business In the other Contracting State through a 
permanent estabüshment situated therein, or performs in that 
other State independent personal Services from a fixed base 
situated therein, arKi the debt Claim in resped of which the Interest 
ts paid forms pari of the bustr>ess property of such permanent 
estabüshment or fixed base. In such a case the provisions of 
Article 7 (Business Profits) or Article 14 (Independent Personal 
Services), as the case may be, shall apply. 

4. Where. by reason of a special retationship betvreen the payor 
and the benefidal owr>er or between both of them and some other 
Person, the amount of the Interest, having regard to the debt daim 
for which it ts pak), exoeeds the amount that would have been 
agreed upon by the payor and the benefidaf owner in the absence 
of such relationship, the proviskxis of this Article shall appfy only 
to the last-mentioned amount In such a case the excess part of 
the payments shall remain taxable acoording to the laws of each 
Contracting State, due regard being had to the other provisions of 
this Convention. 

5. Where a Company that Is a resident of a Contracting State 
derives profits or income from the other Contracting State, then 
that other State may rxH impose any tax on Interest paid by the 
Company exoept insofar as such Interest Is paid by a permanent 
estabüshment of such Company located In that other State, or out 
of Irxxxne described In paragraph 8 a) bb) of Artide 10 
(Dividends). or insofar as such interest is paid to a resident of that 
other State, or insofar as the debt daim undeiiying such interest 
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Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, Betriebsvermögen 
einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte oder testen 
Einrichtung ist. 

Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Nutzungsberechtigter bezieht, können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Uzenzgebüh> 
ren** bedeutet Vergütungen jeder Art. die für die Benutzung oder 
für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken (jedoch ausge* 
nomn^en kinematographische Filme und Werke auf Film, Ton* 
band oder einem anderen Reproduktionsträger für Rundfunk* und 
Fernsehsendungen), von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder 
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für 
arxfere ähnliche Rechte oder Vermögenswerte oder für die Mittel* 
iung gewerblicher, kaufmännischer oder wisser^schaftlicher Erfah* 
mngen gezahlt werden. Der Ausdruck «Lizenzgebühren“ umfaßt 
auch (gewinne aus der Veräußerung dieser Rechte oder Vermö* 
genswerte, soweit sie von der Ertragskraft, Nutzung oder der 
Weiterveräußerung der Rechte oder Vermögenswerte abhängen. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrags¬ 
staat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs¬ 
stätte oder eine selbstärxfige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizerugebühren gezahlt werden, Betriebsvermögen 
dieser Bethebsstätte oder festen Einrichtung sirxf. In diesem Fall 
Ist Artikel 7 (Gewerbliche Gewinne) beziehungsweise Artikel 14 
(Selbständige Arbeit) anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner urxi dem Nutzungsbe¬ 
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz¬ 
gebühren, gemessen an der zugrundeliegerKfen Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Falt kann der überstei- 
gerxle Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats ur>d 
unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Ab¬ 
kommens besteuert werden. 

Artikel 13 

VeräuSerungsgewinne 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerur^ unbeweglichen Vermögens im Sinne des 
Artikels 6 (Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen) bezieht, das 
im anderen Vertragsstaat liegt, können tm anderen Staat besteu¬ 
ert werden. 

(2) im Sinne dieses Artikels umfaßt der Ausdruck «unbeweg¬ 
liches Vermögen, das im anderen Vertragsstaat liegt“, 

a) unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 (Einkörtfte 
aus unbeweglichem Vermögen); urxi 

b) Anteile oder vergleichbare Beteiligungen an eirter Gesell- 
schaft, die in diesem anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 
als dort ansässig behandelt wird und deren Vermögen ganz 
oder überwiegend aus im anderen Vertragsstaat gelegenem 
urtbeweglichem Vermögen besieht oder bestarxL und Betetti* 
gurtgen an einer Personengesellschaft, einem Treuhandver¬ 
mögen (trust) oder einem Nachlaß (estate), soweit deren 
Vermögen aus im anderen Vertrags^aat gelegenem unbe¬ 
weglichem Vermögen besteht. 

(3) Gewinne aus der Veräußerurtg bewegrichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte, die ein Untemehrr^en 
eirtes Vertragsstaats kn arKferen Vertragsstaat hat, oder einer 
festen Einrichtung ist, die ekter in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person für die Ausübung einer selbstäixfigen Arbeit kn anderen 


payment forms pari of the business property of a permanent 
estabtishment or a fixed base situated in that other State. 

Article 12 
Royalties 

1. Royalties derived and beneficiaily owned by a resident of a 
Contracting State shall be taxable only in that State. 

2. The term “royalties“ as used ki this Article means payments 
of any kind reoeived as a oonsideration for the use of, or t^ right 
to use, any Copyright of a ülerary, aitistic, or scientific work (but not 
inckiding cinematographic Ulms, or works on film, tape, or other 
means of reproduction for use in radio or television broadcastir^); 
for the use of, or the right to use, any patent, trademark. design or 
modal, plan, secret formula or prooess, or other lika right or 
property; or for Information oonoeming kKkistrial, oorrrmercial, or 
scientific experience. The term “royalties* also kxkides gains 
derfved from the alienation cH any such right or property that are 
contingent on the productivity, use, or further aftenation thereof. 


3. The provisions of paragraph 1 shall not appty if the beneficial 
owner of the royalties, being a resident of a C^tracting State, 
carries on business kl the other Contracting State through a 
permanent estabüshment situated thereki, or performs in that 
other State kxleperKlent personal servioes from a fixed base 
situated therein, and the right or property in respect of which the 
royalties are paid forms pari of the business property of such 
permanent establishmerft or fixed base. In such a case the 
provisions of Article 7 (Business Profits) or Artide 14 (Indepen¬ 
dent Personal Services), as the case may be, shall a(^. 

4. Where, by reason of a special relationship between the payor 
and the beneficial owner or between both of them and some other 
person, the amount of the royalties, having regard to the use, 
right, or information for which they are paid, exceeds the amount 
that woutd have been agreed upon by the payor arxj the beneficial 
owner in the absence of such relationsNp, the provisions of this 
Article shall apply only to the last-mentioned amount. ln such a 
case the excess part of the payments shall remain taxable aooord- 
ing to the laws of each Contracting State, due regard being had to 
the other provisions of this Convention. 

Article 13 
Qaint 

1, Gains derived by a residerH of a Contracting State from the 
alienation of knnKwable property referred to in Article 6 (income 
from Immovable (Real) Property) and situated in the other Con¬ 
tracting State may be taxed in that other State. 

2. For the purposes of thte Article, the term “immovable property 
situated in the other Contracting State* shall indude 

a) imrTX)vable property referred to in Artide 6 (Income from 
Immovable (Real) Property); and 

b) Shares or oomparable Interests in a Company that is. or is 
treated as, a resident of that other Contracting State, the 
assetsofwhichcompanyoonsistoroonsistedwhollyorprirtd- 
paHy of irnrnovable prop^ situaied in such other Coritracting 
State, and an kitarest in a partnership, trust, or estate, Io the 
extent that its assets oonsist of immovable property situated in 
that other Contracting State. 


3. Gains from the alienation of movable property forming part of 
the business property of a pennanent estabtishment that an 
enterprise of a Contrsx:ttng State has in the other Contracting 
State or of movable property pertainir>g to a fixed base available to 
a residerrt of a Contractk^ State in the other Contracting State for 
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Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger 
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebsstätte 
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen 
festen Einrichtung erzielt werden, können im anderen Staat 
besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen, Luftfahr¬ 
zeugen oder Gontairtern, die im internationalen Verkehr betrieben 
werden, und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe, Luftfahrzeuge oder Container dient, können nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Gewinne des Unter- 
nehn>ens, das diese Einkünfte bezieht, gemäß Artikel 8 (See¬ 
schiffahrt und Luftfahrt) besteuert werden können. 

(5) Gewinne aus der Veräußerurtg des in den vorhergehenden 
Absätzen nicht genannten Vermögens körtnen nur in dem Ver¬ 
tragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

(6) Im Fall einer natürtichen Person, die in einem Vertragsslaat 
ansässig war und die nach ihrem Wegzug aus diesem Staat im 
anderen Vertragsstaat nach Artikel 4 (Ansässigkeit) ansässig 
geworden ist, berührt Absatz 5 nicht das Recht des erstgenannten 
Staates, nach seinen Innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Per¬ 
son mit dem Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen jeder Art 
zu besteuern, die zu einer Beteiligung von mindestens 25 vom 
Hundert an einer im erstgenannten Staat ansässigen Gesellschaft 
gehören, vorausgesetzt die Veräußerung erfolgt innerhalb von 
zehn Jahren seit dem Zeitpunkt des Wegzugs. Die nach dem 
vorhergehenden Satz zu besteuernden Gewinr>e sind begrenzt 
auf die Gewinne, die innerhalb des Zeitraums entstartden sirKf, in 
dem die Person im erstgenannten Staat ansässig war. Der arKfere 
Vertragsstaat berechnet im Fall einer dem Wegzug folgenden 
Veräußerung den Veräußerungsgewinn auf der GrurKlIage des 
Wertes dieser Anteile Im Zeitpunkt des Wegzugs der Person aus 
dem erstger>annten Staat; er kann hierbei jedoch Gewinne erfas¬ 
sen, die bis zu diesem Zeitpunkt entstanden unö im erstgenarm- 
ten Staat nicht besteuert worden sind. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natür¬ 
liche Person aus selbständiger Arbeit bezieht, können nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die Arbeit im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt ¥vtrd und die Einkünfte einer 
festen Einrichtung zuzurechnen sind, die der natürtichen Person 
im anderen Staat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich zur 
Verfügung steht. 

(2) Der Ausdruck „selbständige Arbeit** umfaßt unter anderem 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künstle¬ 
rische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selb¬ 
ständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte. Ingenieure, Volks¬ 
wirte, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 (Aufsichtsrats- wid Verwaltungs¬ 
ratsvergütungen), 17 (Künstler und Sportler), 18 (Ruhegehälter, 
Renten und Unterhaltszahlungen), 19 (öffentNcher Dienst; Sozial¬ 
versicherung) und 20 (Gastprofessoren urxf -lehrer; Studenten 
urxf Auszubildende) können Gehälter, Löhne und ähnliche Vergü¬ 
tungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
unsetbstärxäger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei dertn, die Arbeit wird im artderen Vertragsstaat 
ausgeObt Wird die Arbeit dort ausgeObt, so können die dafür 
bezogenen Vergütimgen kn anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 körmn Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen 
Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, rnir im 
erstgerMtfmten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich kn anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 183 Tage während des betreffenden KaierKferjahres auf¬ 
hält und 


the purpose of performing independent personal Services, includ- 
ing such gains from the alienation of such a permanent establish- 
ment (alone or with the whole enterprise) or of such fixed base, 
may be taxed in that other State. 

4. Gains from the alienation of ships, aircraft, or Containers 
Operated in international traffic or movable property perlaining to 
the Operation of such ships, aircraft, or Containers shall be taxable 
only in the Contracting State in which the profits of the enterprise 
deriving such income are taxable according to Article 8 (Shipping 
and Air Transport). 

5. Gains from the alienation of any property other than that 
referred to in the preceding paragraphs shall be taxable only In the 
Contracting State of which the alienator is a resident. 

6. In the case of an individual who was a resident of a Contract¬ 
ing State and who, after giving up residence in that State, has 
become a resident of the other Ccmtracting State under the rules 
of Article 4 (Residence), paragraph 5 shall not affect the right of 
the first-mentioned State under its national laws to tax the indi¬ 
vidual in respect of a Capital gain from the alienation of shares of 
any kir)d formmg pari of an interest of at least 25 percent in a 
Company that is a resident of the first-mentioned State, provided 
such alier^tion occurs within 10 years of the date on which he 
gave up residence in the first-mentioned State. Gains subject to 
tax pursuant to the preceding sentence shall be limited to gains 
aocrued during the period the irxlividual was resident in the first- 
mentioned State. The other Contractmg State shall caiculate the 
gain in the case of a subsequent alienation on the basis of the 
value of such shares on the date on which the individual has 
ceased to be a resident of the first-mentioned State but shall not 
be prevented from kxHuding in income any gain aocrued up to this 
date which has not been subject to tax in that first-mentioned 
State. 

Article 14 

Independent Personal Services 

1. Income derived by an irvfividual who is a resident of a 
Contractir^ State from the performar^ce of personal Services in an 
irxfependent capacity shaN be taxable only in that State, unless 
such Services are performed in the other Contracting State and 
the irxxxne Is attributable to a fixed base regularly available to the 
individual in that other State for the purpose of performing his 
activities. 

2. The term **personal Services in an indeperxfent capacity” 
includes but is not limited k) indeperxferrt scientific, literary, ariis- 
tic, educationat, or teaching activities as well as the independent 
activities of physicians, lawyers, engineers, economists. 
architects, dentists, and accountants. 

Article 15 

Dependent Personal Services 

1. Suf^ to the provisions of Arädes 16 (Directors* Fees), 
17 (Arilstes and Athletes), 18 (Pensions. Annuities, Aümony, and 
Child Support), 19 (Government Service; Social Security), and 
20 (Visrting Professors and Teachers; Students and Trainees), 
saiaries, wages, and other sknUar remuneration derived by a 
resident of a Corttracting State In respect of an employment shall 
be taxable only In that State, unless the employment Is exerdsed 

kt the other Ck)ntracting SUäe. H the enfiptoynrtent Is eo exert^ 

such remuneration as Is derived therefrom may be taxed In that 
other State. 

2. Notwithstanding the provislorts of paragraph 1, remurteration 
derived by a resident of a Contracting State in respect of an 
employment exerdsed in the other Contracting State shall be 
taxable only In the first-mentioned State if: 

a) the redplent is present ki the other State for a period or 
Periode not exoeeding In the aggregate 183 days in the 
caiendar year oor)cemed; aixl 
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b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeit¬ 
geber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig ist, 
und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti¬ 
kels können Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansäs¬ 
sige Person für unselbständige Arbeit als Mitglied der regulären 
Besatzung eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges bezieht, das im 
internationalen Verkehr betrieben wird, nur In diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für 
Dienste bezieht, die sie im anderen Vertragsstaat in ^rer Eigen¬ 
schaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft leistet, können im 
anderen Vertragsstaat besteuert werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7 (Gewerbliche Gewinne), 14 (Selb¬ 
ständige Arbeit) und 15 (Unselbständige Arbeit) können Ein¬ 
künfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als 
Künstler (wie Buhnen-, Film-, Rundfunk- und Femsehkünstler 
sowie Musiker) oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertrags¬ 
staat persönlich ausgeubten Tätigkeit bezieht, im arxleren Staat 
besteuert werden, es sei denn, daß der Betrag der von dem 
Künstler oder Sportler bezogenen Einnahmen aus dieser Tätigkeit 
einschließlich der ihm erstatteten oder für ihn übernommenen 
Kosten 20 (XX) $ (zwaruigtauserxl US-Dollar) oder den Gegen¬ 
wert in Deutscher Mark für das betreffende Kalenderjahr nicht 
übersteigt. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sport¬ 
ler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht 
dem Künstler oder Sportler, sondern einer anderen Person zu, so 
können diese Einkünfte der anderen Person ungeachtet der Arti¬ 
kel 7 (Gewerbliche Gewinne) und 14 (Selbständige Arbeit] in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler 
seine Tätigkeit ausübt, es sei denn, es wird nachgewiesen, daß 
weder der Künstler oder Sportler noch eine ihm nahestehende 
Person unmittelbar oder mittelbar in irgendeiner Weise an den 
Gewinnen jener anderen Person - einschließlich später zu zah- 
lerKfer Vergütungen, Gratifikationen, Honorare, Dividenden, 
Anteile am Gewinn einer Personengesellschaft oder anderer Ein¬ 
künfte oder sonstiger Ausschüttungen - beteiligt ist. 

(3) Die Absätze 1 urxf 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat in wesentlichem 
Umfang unmittelbar oder mittelbar aus Öffentlichen Kassen des 
arvteren Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörpersohaften 
unterstützt wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler 
ansässig ist. 

Artikel 18 

Ruhegehälter, Renten und Unterheltezahlungen 

(1) Vorbehaltlich des Artikets 19 (öffentlicher Dienst; Sozialver¬ 
sicherung) können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für frühere unselb¬ 
ständige Arbeit als Nutzungsberechtigter bezieht, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 


b) the remuneration is paid by. or on behalf of, an employer who 
is not a resident of the olher State; and 

c) the remuneration is not bome by a permanent establlshment 
or a fixed base that the employer has in the other State. 

3. Notwithstanding the foregoing provisions of this Article, 
remuneration derived by a resident of a Contraclif\g State in 
respect of an employment as a member of the regulär comple- 
ment of a ship or aircraft operated in international traffic may be 
taxed only in that State. 

Article 16 
Directors* Fees 

Directors' fees arxl other similar payments derived by a resident 
of a Gontracting State for Services rendered in the other Contract¬ 
ing State in his capacity as a member of the board of directors of a 
Company that is a resident of the other Contracting State may be 
taxed in that other (Contracting State. 


Article 17 

Artistes and Athletes 

1. Notwithstanding the provisions of Artides 7 (Business Pro¬ 
fits), 14 (Independent Personal Services), and 15 (Dependent 
Personal Services), income derived by a resident of a Contracting 
State as an entertainer (such as a theater, motion picture. radio or 
television artiste, or a musidan), or as an athlete, from his 
personal acüvtUes as such exerdsed in the other Contracting 
State may be taxed in that other State, except where the amount 
of the gross receipts derived by such entertainer or athlete, 
induding expenses reimbursed to him or bome on his behalf, from 
such activities does not exceed $ 20,000 (twenty thousand United 
States doltars) or its equivatent in Deutsche Mark for the calendar 
year concemed. 

2. Where income in respect of activities exercised by an enter¬ 
tainer or an athlete in his capacity as such accrues not to the 
entertainer or athlete but to arK>ther person, that income of that 
other person may, rKXwithstanding the provisions of Artides 7 
(Business Profits) and 14 (Independent Personal Services), be 
taxed in the Contracting State in which the activities of the 
entertainer or athlete are exerdsed, unless it is established that 
neither the entertainer or athlete nor persons related thereto 
partidpate directly or indirectly in the profits of that other person in 
any manner, induding the accrual or receipt of deferred remuner¬ 
ation, bonuses, fees, dividends, partnership income, or other 
income or distributions. 

3. The provisions of paragraphs 1 and 2 shati not apply to 
income derived from activities peilormed in a Contracting State by 
entertainers or athletes if the visit to that State is substantially 
supported, directly or indirectly, by public funds of the other 
Contractir>g State or a political subdivision or a local authohty 
thereof. In such a case the income shall be taxable only in the 
(^tracting State of which the entertainer or athlete is a resident. 

Article 18 

Penslons, Annulties, Allmony, and Child Support 

1. Subject to the provisions of Artide 19 (Government Service; 
Social Security), pensions and other similar remuneration derived 
and beneficially owned by a resident of a Contracting State in 
consideration of past employment shall be taxable only In that 
State. 


(2) Vorbehaltlich des Artikets 19 (öffentlicher Dienst; Sozialver- 2. Subject to the provisions of Artide 19 (Government Service; 
sk^rurxi) können Renten, cäe eine in einem Vertragsstaat Soda! Security), annulties derived and beneficially owned by a 
ansässige Person als Nutzungsberechtigter be^ht, nur in die- resident of a Contracting State shall be taxable cxily in that State, 
sem Staat besteuert werden. Der in diesem Absatz verwendete The term ^'annuities*' as used in this paragraph means a stated 
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Ausdruck „Renten“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der regel¬ 
mäßig zu festgesetzten Zeitpunkten während einer bestimmten 
Anzahl von Jahren auf Grund eir»er Verpflichtung gegen ange¬ 
messene und bewirkte Leistungen (ausgenommen geleistete 
Dier^te) gezahlt wird. 

(3) Unterhattszahlungen, die von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden und die im erstgenannten Staat abzugs¬ 
fähig sind, können nur im arideren Staat besteuert werden. Der in 
diesem Artikel verwendete Ausdruck „Unterhattszahlungen“ be¬ 
deutet regelmäßige Zahlungen (auf Grund einer schiiftlichen 
Trennungsvereinbarung, eines Scheidungsurteils oder eines 
Urteils zur Leistung von Unterhaltszahlungen an getrennt lebende 
Ehepartner oder von PfÜchtunterhaltszahlungen), die nach dem 
Recht des Staates, in dem der Empfänger ansässig ist, bei 
diesem besteuert werden können. 

(4) Nichtabzugsfähige Unterhaltszahiungen und regelmäßige 
Zahlungen für den Unterhalt eines mindef]ähngen Kindes (auf 
Grund einer schriftlichen Trennungsvereinbaaing, eines Schei¬ 
dungsurteils oder eines Urteils zur LeisUmg von Unterhaltszahlun- 
gen an getrennt lebende Ehepartner oder Pflichtunterhaltszahiur>- 
gen), die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person leisteL können nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

öffentlicher Dienet; Sozialversicherung 

(1) a) Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen sowie 

Ruhegehälter, die die Vereinigten Staaten, ihre Eiruel- 
staaten oder Gebietskörpwechaften an natürliche Per¬ 
sonen, ausgenommen deutsche Staatsangehörige, 
zahlen, sind in der Bundesrepublik Deutschland steuer- 
befreit 

b) Löhne, Gehälter und ähnHche Vergütungen sowie 
Ruhegehälter, die die Bundesrepublik Deutschland, ihre 
LärKfer oder Gemeinden - einschließlich der Ruhege¬ 
hälter, die eine ihrer öffentlich-rechtlichen Rentenanstal¬ 
ten - an natürliche Personen, ausgerK)mmen Staatsbür¬ 
ger der Vereinigten Staaten und natürliche Persorten, 
denen die Einreise in die Vereinigten Staaten zur Grün¬ 
dung eines ständigen Wohnsitzes gestattet worden ist, 
zahlen, sind in den Vereinigten Staaten steuerbefreit. 

c) Ruhegehälter, Renten und andere Beträge, die einer 
der Vertragsstaaten oder eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts dieses Staates als Ausgleich für 
Schäden zahlt, die als Folge von Kriegshandlungen 
oder politischer Vertolgung entstanden sind, siruJ im 
anderen Staat steuerbefreit. 

d) im Sinne dieses Absatzes umfaßt der Ausdruck „Ruhe¬ 
gehälter“ auch Renten, die an im Ruhestand befindliche 
zivile Angehörige des öffentlichen Dienstes gezahlt 
werden. 

(2) Leistungen auf Grund der Sozialversicherungsgesetzge¬ 
bung eines Vertragsstaats und andere öffentliche Ruhegehätter 
(soweit sie nicht in Absatz 1 behandelt sind), die ein Vertragsstaat 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, können 
nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden. Ist der vorherge¬ 
hende Satz anzuwenden, so beharxlelt der arxfere Vertragsstaat 
diese Leistungen oder Ruhegehälter so, als harxlele es sich um 
Leistungen auf Grund der Sozialvefsicherungsgesetzgebung die¬ 
ses anderen Vertragsstaats. 

Artikel 20 

Qestproleseoren und -lehrer; Studenten und Auszubildende 

(1) Hält sich ein in einem Vertragsstaat ansässiger Hochschul¬ 
lehrer oder Lehrer kn anderen Vertragsstaat für höchstens zwei 
Jahre zu fortgeschrittenen Studien oder Forschungsarbeiten oder 
zur Ausübung einer Lehrtätigkeit an einer arterkanmen Universi¬ 
tät, Hochschule, Schule oder anderen Lehranstalt oder einer 


sum paid periodically at stated times during a specified number of 
years, under an Obligation to make the payments in return for 
adequate and full consideration (olher than Services rendered). 


3. Alimony paid by a resident of a Contracting State and 
deductible therein to a resident of the other Contracting State shall 
be taxable only In that other State. The term “alimony“ as used in 
this Article means periodic payments (made pursuant to a written 
Separation agreement or a decree of divorce, separate mainte- 
nance, or compulsory support) that are taxable to the recipient 
urtder the laws of the State of which he is a resident. 


4. Nondeductibte alimony, and periodic payments for the Sup¬ 
port of a minor child (made pursuant to a written Separation 
agreement or a decree of divorce, separate maintenance, or 
compulsory support), paid by a resident of a Contracting State to a 
resktont of the other Contracting State shall be taxable only in the 
first-menlioned State. 


Article 19 

Government Service; Social Security 

1. a) Wages, salaries, and similar compensation and pen- 

sions paid by the United States or by its States or 
political subdivisions to a rtatural person, other than a 
German national, shaH be exempt from tax by the 
Federal Republic of Genmany. 

b) Wages, satahes, and similar compensation and pen- 
sions paid by the Federal Republic of Germany or by its 
Länder or by munidpalities, or pensions paid by a public 
Pension furid thereof to a natural person, other than a 
ctUzen of the United States arxf other than an individual 
who has been admitted to the United States for perma- 
nerrt residerx:e therein, shall be exempt from tax by the 
United States. 

c) Pensions, annuities, arxl other amounts paid by one of 
the Contracting States or by a juridical person organized 
under the public laws of that State as compensation for 
an kijury or damage sustained as a result of hostiiities or 
political persecution shall be exempt from tax by the 
other State. 

d) For the purposes of this Paragraph the term “pensions“ 
kicludes annuities paid to a retired dvilian govemment 
employee. 

2. Social Security benefits paid under the social security legisla- 
tion of a Contracting State and other public pensions (not dealt 
with in Paragraph 1) paid by a Contracting State to a resident of 
the other Contracting State shall be taxable only in that other 
Contracting State. In applying the preceding sentenoe. that other 
Ckmtracting State shall treat such benefK or pension as though it 
were a social security benefit paid under the social security 
tegislatiön of that other Contracting State. 


Article 20 

VIsItIng Profeeaora and T e ache rs; Studants and Trainees 

1. Remuneration that a professor or teacher who is a resident of 
a Contracting State and who is present ln the other Contracting 
State for a period not exoeedkig Uto years for the purpose of 
carrying out advanoed study or research or for teaching at an 
accredfted university, College, school, or other educational institu- 
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öffentlichen Forschungseinrichtung oder anderen Einrichtung für 
Forschungsarbeiten zum öffentlichen Nutzen auf, so können die 
für diese Tätigkeit bezogenen Vergütungen nur im erstgenannten 
Staat besteuert werden. Dieser Artikel gilt nicht für Einkünfte aus 
Forschungstätigkett, wenn die Forschungstätigkeit nicht im öffent¬ 
lichen Interesse, sondern in erster Linie zum privaten Nutzen 
einer bestimmten Person oder bestimmter Personen ausgeübt 
wird. Personen, die im unmittelbar vorhergeherxten Zeitraum in 
den Genuß der Vergünstigungen der Absätze 2, 3 oder 4 gekom¬ 
men sind, erhalten die Vergünstigungen dieses Absatzes nicht. 

(2) Zahlungen - ausgenommen Vergütungen für persönliche 
Dienstleistungen die ein Student oder Lehrlir^g (in der Bundes¬ 
republik Deutschland einschließlich der Volontäre und Praktikan¬ 
ten), der sich in einem Vertragsstaat zum Volizeitstudium oder zur 
Vollzeitausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat an¬ 
sässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den ers^e- 
nannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, werden in diesem Staat nicht be¬ 
steuert. sofern die Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staa¬ 
tes stammen oder von außerhalb dieses Staates überwiesen 
werden. 

(3) Zahlungen ~ ausgenommen Vergütungen für persönliche 
Dienstleistur>gen die eine Person, die sich in einem Vertrags¬ 
staat aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 
dort unmittelbar vor der Einreise Hi den erstgenannten Staat 
ansässig war, als Zuschuß, UnterhaJtsbeitrag oder Stipendium 
von einer gemeinnützigen, religiösen, mildtätigen, wissenschaft- 
ichen, literarischeh oder erzieherischen privaten Organisation 
oder einer vergleichbaren öffentlichen Einrichtung erhält, werden 
im erstgenannten Staat nicht besteuert. 

(4) Ein Student oder Lehrling im Sinne des Absatzes 2 oder der 
Empfänger eines Zuschusses, Unterhaltsbertrags oder Stipen¬ 
diums im Sinne des Absatzes 3, der sich Hi einem Vertragsstaat 
höchstens vier Jahre aufhalt, ist in diesem Staat von der Steuer 
auf alle Einkünfte aus unselbständiger Arbeit befreH, die 50(X) $ 
(fünftausend US-Dollar) oder den Gegenwert in Deutscher Mark 
je Steuerjahr nicht übersteigen, vorausgesetzt, die Arbeit wird 
zum Zweck der Ergänzung von Geldmitteln ausgeübt, die ander¬ 
weitig für den Unterhalt, das Studium oder die Ausbildung zur 
Verfügung stehen. 

(5) Eine Hi einem Vertragsstaat ansässige Person, die Ange¬ 
stellter eines Unternehmens dieses Staates oder einer Hi Absatz 3 
genannten Organisation oder EHirichtung ist und die sich vorüber¬ 
gehend höchstens ein Jahr im anderen Vertragsstaat ausschließ- 
ich zu dem Zweck aufhälL technische, berufliche oder geschäft- 
iche Erfahrungen von einer anderen Person als dem Unterneh¬ 
men, der Organisation oder EHirichtung zu erwerben, ist Hn ande- 
fen Staat von der Steuer auf Vergütungen für persönHche Dienst¬ 
leistungen - ohne Rücksicht darauf, wo sie erbracht wurden - 
befreit, wenn die Vergütungen 10 (XX) $ (zehntauserxt US-Dollar) 
oder den (aegenwert Hi Deutscher Mark nicht übersteigen und sie 
von außerhalb dieses anderen Staates von dem Unternehmen, 
der Organisation oder EHirichtung für Dienstleistungen (äeser 
Person gezahlt werden. 

Aftikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) EHikünfte einer Hi eHiem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die Hl den vorstehenden Artikeln ükcH behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur Hi diesem Staat besteuert 
werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere EHikünfte ate solche aus unbeweg- 
fichem Vermögen Hn SHme des Artikels 6 Absatz 2 (Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen) nicht anzuwenden, ivenn der Hi einem 
Vertr a gssta at ansässige Empfänger Hn anderen Vertragsstaat 
eHie gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs¬ 
stätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die 
EHikünfte gezahlt werden, Betriebsvermögen der Betriebsstätte 
sind, oder der Empfänger Hn anderen Staat eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die 
Bnkünfte der festen EHirichtung zuzurechnen sind. 


tion, or a public research Institution or other Institution engaged in 
research for the public benefit, recetves for such work shall be 
taxabie only in the first-mentioried State. Thts Articte shall not 
apply to income from research if such research is undertaken not 
in the public interest but primarily for the private benefit of a 
specific person or persons. The benefits provtded in this 
Paragraph shall not be granted to an individual who, during 
the immediately preceding perkxl. enjoyed the benefits of Para¬ 
graph 2, 3. or 4. 

2. Payments other than compensation for personal Services that 
a Student or busHiess apprentice (induding Volontäre and Prak¬ 
tikanten in the Federal Republic of Germany) who is or was 
Hnmediately before visiting a Contracting State a resident of the 
other Contracting State and who ts present in the first-mentioned 
State for the purpose of his full-time education or training receives 
for the purpose of his maintenance, education, or training shall not 
be taxed in that State, provided that such payments arise from 
sources, or are remitted from, outside that State. 


3. Payments other than compensation for personal Services that 
a person who is or was immediately before visiting a Contracting 
State a resident of the other Contracting State receives as a grant, 
allowance, or award from a non-profit religious, charitabie, scien¬ 
tific, literary, or educational private Organization or a comparable 
public Institution shall not be taxed Hi the first-mentioned State. 


4. A Student or business apprentice within the meantng of 
Paragraph 2, or a recipient of a grant. allowance, or award within 
the meaning of paragraph 3, who is present in a Contracting State 
for a period not exceeding four years shall not be taxed in that 
State on any Hicome from depervient personal Services that is not 
in excess of $ 5,000 (five thousand United States dollars) or its 
equivalent in Deutsche Mark per taxabie year, provided that such 
Services are performed for the purpose of supplementing funds 
available otherwise for maintenance, education, or training. 

5. A resident of one of the Contracting States who is an 
emptoyee of an enterprise of such State or of an Organization or 
Histitution described in paragraph 3. and who is temporarily pres¬ 
ent in the other Contracting State for a period not exoeeding one 
year sotely to aoquire technical. Professional, or business experi- 
ence from any person other than such enterp^, Organization, or 
Histitution, shall be exempt from tax by that other State on com¬ 
pensation remitted from outside that other State for servloes 
wherever performed pald by such enterprise, Organization, or 
Histitution If such compensation does not exoeed $ 10,000 (ten 
thouskid United States dollars) or Hs equivalent Hi Deutsche 
Mark. 


Artlcle21 
Other Inoome 

1. hems of Hioome of a resident of a Contracting State, wher¬ 
ever artsHig, not dealt wHh Hi the foregoHig Artides of thIs Conven¬ 
tion shall be taxabie only Ht that State. 

2. The provisions of paragraph 1 shall not apply to Hioome, 
other than Hioome from Hnmovable property as defined Hi para¬ 
graph 2 ol Artide 6 (Inoome from Immovable (Real) Property), if 
the recipient of such H ioome, bsHig a resident of a Contracting 
State, carrfes on busHiess Hl t^ other Contracting State through a 
permanent establishment sHuatad thereHi, and the right or prop- 
arty Hi respect of which the Hioome is paid forms pari of the 
busHiess property of the permanent estabüshment; or the red- 
pient performs Hi that other State independent personal Services 
from a fixed base sHuated thereHi, and the Hioome is attributable 
to the fixed base. 
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Artlke: 22 
Vermögen 

01 Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 (Ein¬ 
künfte aus unbeweglichem Vermögen), das einer in einem Ver¬ 
tragsstaat ansässigen Person gehört und im anderen Vertrags¬ 
staat liegt, kann im arxtoren Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die 
Ausübung einer selbständigen Arbeit im arxleren Vertragsstaat 
zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe, Luftfahrzeuge oder Container, die im intematio- 
nalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegfiches Vermögen, 
das dem Betrieb dieser Schiffe, Luftfahrzeuge oder Container 
dient, können nur m dem Vertragsstaat besteuert werden, kl dem 
die Gewinne des Unternehmens, dem das Vermögen gehört, 
nach Artikel 8 (Seeschiffahrt und Luftfahrt) besteuert werden 
können. 

(4) Alte anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

fl) Bei einer in den Vereinigten Staaten ansässigen Person 
oder einem Staatsbürger der Vereinigten Staaten wird die Steuer 
wie folgt festgesetzt. In Übereinstimmung mit dem Recht der 
Vereinigten Staaten und vorbehaltlich der dort vorgesehenen 
Begrenzungen (unter Beachtung künftiger, seine tragenden Prin¬ 
zipien wahrender Änderungen) rechnen die Vereinigten Staaten 
bei einer n den Vereinigten Staaten ansässigen Person oder 
einem Staatsbürger der Vereinigten Staaten auf die Einkommen¬ 
steuer der Vereinigten Staaten folgendes an: 

a) die von dem Staatsbürger oder der ansässigen Person oder 
für diese Personen an die Bundesrepublik Deutschland 
gezahlte Einkommensteuer und 

b) im Fall einer Gesellschaft der Vereinigten Staaten, der minde¬ 
stens 10 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile einer in 
der Burxfesrepublik Deutschland ansässigen Gesellschaft 
gehören, von der die Gesellschaft der Vereinigten Staaten 
Dividenden bezieht, die von der ausschottenden oder für die 
ausschCttende Gesellschaft an die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land gezahlte Einkommensteuer auf die Gewinne, aus denen 
(fie Dividenden gezahlt werden. 

Im Sinne dieses Absatzes gelten die in Artikel 2 Absatz 1 Buch¬ 
stabe b und Absatz 2 (unter das Abkommen faflerxie Steuern) 
genannten Steuern, ausgenommen die Vermögensteuer urxf der 
nicht nach dem Gewinn berechnete Teil der Gewerbesteuer, als 
an die Bundesrepublik Deutschland gezahlte Einkommensteuern. 
Die allein auf Grund dieses Artikels gewährten Anrechnungsbe- 
träge dürfen, wenn sie anderweitig gewährten Anrechnungen für 
In Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 genannte Steuern 
Nnzugerechnet werden, kl keinem Steuerjahr den Tek der Ein¬ 
kommensteuer der Vereinigten Staaten vom Einkommen über¬ 
steigen, der dem Verhältnis der aus der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land stammenden steuerpfNchtigen Einkünfte zum Gesamtbetrag 
der steuerpflichtigen Einkünfte entspricht 

(2) Bei einer ki der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Perm wird tfie Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit Buchstabe b nichts anderes vorsieht, werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer die Einkünfte 
aus Quellen ki den Vereinigten Staaten sowie die ki den 
Vereiniglen Staaten gelegenen Vermögenswerte ausgenom¬ 
men, die nach ctosem Abkommen in den Vereinigten Staaten 
besteuert werden können. Die Bundesrepublik Deutachtand 
behält aber das Recht die so ausgenommenen Einkünfte und 
Vermögenswerte bei der Festsetzung tires Steuersatzes zu 
berücksichtigen Bei Ekikikiften aus Dividenden gelten die 


Article 22 
Capital 

1. Capital represented by Immovable property referred to In 
Article 6 (Income Irom Immovable (Real) Pr^rty), owned by a 
resident of a Cor*actlng State, and situated in the other Contract¬ 
ing State may be taxed ki that other State. 

2 Capital represented by movable property fcxming pan of the 
business proper^ of a permanent establishment that an enter- 
pnse of a Contracöng State has ki the other Ckmtracting State, or 
by movable p r operty pertaimng to a fixed base available to a 
resident of a Comrac^ State ki the other CorÄracting State for 
the purpose of perfomning independent personal Services, may be 
taxed kl that other State. 

3. Capital repiesented by shlps, aircraft, or Containers operated 
in kitematkxial MSc and by movable property pertalning to the 
Operation of such ships, akeraft, or oontainers shall be taxable 
onfy in the Conimeting State ki which the profits of the enterprise 
owfWig such capRal are taxable according to Article 8 (Shipping 
and Air Transp^. 

4. All other elements of capital of a resident of a Contracting 
State shall be taxable only in that State. 

Articie 23 

Relief from Double Taxation 

1. Tax shall be determlned in the case of a resident of the 
United States or a Citizen thereof as fokows: In accordance wtth 
the pfovisions and subject to the fimitations of the law of the 
United States (as it may be amended from time to time without 
changing the general pdnciple hereoO, the United States shall 
allow to a resklent or dtizen of the United States as a credit 
agalnst the UnHed States tax on kioome 


a) the income tn paid to the Federal RepubÜc of Germany by or 
on behalf of sich dtizen or resident; and 

b) in the case cf a United States Company ownlng at least 
10 percent of fie voting shares of a Company that is a resident 
of the Federal Republic of Germany and from ivhich the United 
States Co mp an y recelves dMdends. the income tax paid to the 
Federal Republic of Germany by or on behalf of the dstribut- 
kiQ Company with respect to the profits out of which the 
dMdends sie paid. 

For the purpoaas of this paragraph. the laxes referred to ki 
paragraphs 1 b) and 2 of Articie 2 (Taxes Covered), other than the 
Capital tax (Vemiögensteuef) and that portion of the trade tax 
(Gewerbesteuer oomputed on a basis other Ihan profits, shall be 
oonsidered kioom taxes paid to the Federal Republic of Ger¬ 
many. Credtts aiowed solely by teason of this Artide, when added 
to otherwise alowable credits for taxes referred to ki para¬ 
graphs 1 b) and 2 of Articie 2, shalt not ki any taxable year 
exceed that Proportion of the United States tax on income that 
taxable income ahsing in the Federal Republic of Germany bears 
\o total taxable income. 


2. Tax shall be determined ki the case of a resident of the 
Federal Repubfic of Germany as fokows: 

a) Exoept as provided ki subparagraph b). there shall be 
exduded from the basis upon which Gernm tax is knposed 
any Item of kcome from sources wlthki the United States and 
any Hem of Capital situated within the United States that, 
according to tfiis Convention, may be taxed ki the United 
States. The Federal Republic of Germany, however, retains 
the right to tote kito aooour^ In the datermkiation of its rate of 
tax the Items of kioome and Capital so exduded. In the case of 
income from ifividends the foregokig provisions shalt appty 
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vorstehenden Bestimmungen nur für diejenigen Einkünfte aus 
nach dem Recht der Vereinigten Staaten steuerpflichtigen 
Gewinnausschüttungen auf Anteile an Kapitafgesellschaften, 
die von einer in den Vereinigten Staaten ansässigen Gesell’ 
Schaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft (mit Ausnahme von Personengesellschaften) 
gezahlt werden, der unmittelbar mindestens 10 vom Hundert 
der stimmberechtigten Anteile der in den Vereinigten Staaten 
ansässigen Gesellschaft gehören. Der vorhergehende Satz 
gilt nicht bei Dividenden, die von einer Reguiated Investment 
Company gezahlt werden, und Ausschüttungen von Beträgen, 
die bei der Ermittlung der Gewinne der ausschuttenden 
Gesellschaft für Zwecke der Steuer der Vereinigten Staaten 
abgezogen worden sirxl. Für Zwecke der Steuern vom Ver¬ 
mögen werden von der Bemessungsgrundlage der deutschen 
Steuer ebenfalls Beteiligungen ausgenommen, deren Dividen¬ 
den, falls solche gezahlt werden, nach Maßgabe der beiden 
vorhergehenden Sätze von der SteuerbemessungsgrurKilage 
auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen wird unter Beach¬ 
tung der Vorschriften des deutschen Steuerrechts über die 
Anrechnung ausländischer Steuern die Steuer der Vereinigten 
Staaten angerechnet, die nach dem Recht der Vereinigten 
Staaten und in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von 
den nachstehenden Einkünften gezahlt worden ist: 

aa) Einkünfte aus Dividenden im Sinne des Artikels 10 
(DfviderKlen), auf die Buchstabe a nicht anzuwerxlen ist; 

bb) VeräuOerungsgewinne, auf die Artikel 13 (VeräuBerungs- 
gewinne) anzuwenden ist, vorausgesetzt, daß sie in den 
Vereinigten Staaten nur nach Artikel 13 Absatz 2 Buch¬ 
stabe b besteuert werden können; 

oc) Einkünfte, auf die Artikel 16 (Aufsichtsrats- und Verwal¬ 
tungsratsvergütungen) anzuwer>den ist; 

dd) Einkünfte, auf die Artikel 17 (Künstler und Sportler) anzu¬ 
wenden ist; 

ee) Einkünfte im Sinne des Artikels 19 Absatz 1 Buchstabe a 
(öffentlicher Dienst; Sozialversicherung), die an einen 
deutschen Staatsangehörigen gezahlt werden; 

ff) Einkünfte, die, soweit nicht Artikel 28 (Schranken für die 
Abkommensvergünstigungen) anzuwerxlen ist, nach die¬ 
sem Abkommen von der Steuer der Vereinigten Staaten 
befreit bleiben; und 

gg) Einkünfte, auf die Absatz 21 des Protokolls anzuwenden 
ist. 

im Sinne dieses Absatzes gelten Gewinne oder Einkünfte einer in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person als aus 
Quellen in den Vereinigten Staaten stammend, wenn sie in Über¬ 
einstimmung mit diesem Abkomnf>en in den Vereinigten Staaten 
besteuert werden. 

(3) Ist ein Staatsbürger der Vereinigten Staaten in der BurKfes- 
republik Deutschland ansässig, so gilt folgendes; 

a) Bel den nicht nach Absatz 2 von der Bemessungsgrundlage 
der deutschen Steuer auszunehmertden Einkünften, die bei 
Bezug durch eine in der Bundesrepublik Deutschland ansäs¬ 
sige Person ohne Staatsbürgerschaft der Vereinigten Staaten 
von der Steuer der Vereinigten Staaten befreit wären oder 
einem emnäBIgten Satz der Steuer der Vereinigten Staaten 
unterlägen, rechnet die Bundesrepublik Deutschland unter 
Beachturig der Vorschriften des deutschen Steuerrechts Ober 
die Anrechnung auslärxiischer Steuern auf die deutsche 
Steuer nur die in den Vereinigten Staaten gezahlte Steuer an, 
die die Vereinigten Staaten nach diesem Abkommen erheben 
können; dabei werden die Steuern nicht berücksichtigt, die 
lediglich nach Absatz 1 des Protokotts auf Grurtd der Staats¬ 
bürgerschaft erhoben werden können; 

b) für Zwecke der BerechrHjng der Steuer der Vereinigten Staa¬ 
ten rechnen ctie Vereinigten Staaten auf die Steuer der Ver¬ 
einigten Staaten die Einkommensteuer an, die nach der in 
Buchstabe a genannten Anrechnur)g an cto Bundesrepublik 


only to such IrKXxne from distributions of profits on corporate 
rights subject to tax under United States law as are paid to a 
Company (not induding partnerships) being a resident of the 
Federal Repubtic of Germany by a Company being a resident 
of the United States at least 10 percent of the voting shares of 
which is owned directly by the German Company. The preced- 
ing sentence shall not apply to dividends paid by a Regulated 
lnvestnr>ent Company arxl distributions of amounts that have 
been deducted when calculating for United States tax pur- 
poses the profits of the Company distributing them. For the 
purposes of taxes on Capital there shall also be exctuded from 
the basis upon which Gennan tax is imposed any sharehdd- 
ing the dividerKls of which, If pakJ, would be excluded, accord- 
ing to the two immediately foregoing sentences, from the basis 
upon which German tax is imposed. 


b) There shall be allowed as a credit against German tax on 
irxx>me, subject to the provislons of German tax law regarding 
credit for foreign tax, the United States tax paid in accordar>ce 
with the law of the United States and with the provislons of this 
Convention on the following Items of income; 

aa) Income from dlvider>ds within the meaning of Article 10 
(Dividends) to which subparagraph a) does not apply; 

bb) gains to which Article 13 (Gains) applies provided such 
gains are taxabte In the United States by reason only of 
Paragraph 2 b) of Article 13; 

cc) income to which Article 16 (Directors’ Fees) applies; 

dd) income to which Article 17 (Artistes and Athletes) applies; 

ee) income within the meaning of paragraph 1 a) of Article 19 
(Government Service; Social Security) paid to a German 
national; 

fO income which would, but for Article 28 (Limitation on 
Benefits), remain exempt from United States tax under 
this Convention; and 

gg) income to which Paragraph 21 of Ihe Protocol applies. . 

For the purposes of this paragraph, profits, IrKome, or gains of a 
resident of the Federal Repubtic of Germany shall be deemed to 
arise from sources in the United States if they are taxed in the 
United States in aooordance with this Convention. 

3. Where a United States Citizen is a resident of the Federal 
Republic of Germany: 

a) with respect to items of income not excluded from the basis of 
German tax under paragraph 2 that are exempt from United 
States tax or that are subject to a reduced rate of United 
States tax when derived by a resident of the Federal Republic 
of Germany who is not a Urvited States Citizen, the Federal 
Repubtic of Germany shall atiow as a credit against German 
tax, subject to the provisions of German tax law regarding 
credit for foreign tax, only the tax paid, if any, that the United 
States may impoee under the provisiorts of this Convention, 
other than taxes that may be imposed solely by reason of 
dtizenship under Paragraf 1 of the Protocol; 


b) for purposes of Computing United States tax, the United States 
shall atiow as a credit against United States tax the Income tax 
paid to the Federal Republic of Germany after the credit 
referred to in subparagraph a); the credit so allowed shall not 
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Deutschland gezahlt worden ist; die so gewährte Anrechnung 
darf den Teil der Steuer der Vereinigten Staaten nicht schmä¬ 
lern, der nach Buchstabe a auf die deutsche Steuer angerech¬ 
net werden kann; und 

c) ausschließlich zum Zweck der Vermeidung der Doppelbe¬ 
steuerung in den Vereinigten Staaten nach Buchstabe b gel¬ 
ten Einkünfte, die in Buchstabe a genannt sind, als aus der 
Bundesrepublik Deutschlartd stammend, soweit dies erforder¬ 
lich ist, um die Doppelbesteuerung dieser Einkünfte nach 
Buchstabe b zu vermeiden. 

(4) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansäs¬ 
sige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen innerhalb der Vereinigten 
Staaten zur Ausschüttung, so schließt dieser Artikel die Herstel¬ 
lung der Ausschüttungsbelastung nach den Vorschriften des 
Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschlarxf nicht aus. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keir>er Besteuerung oder damit zusammenhängen¬ 
den Verpflichturtg unterworfen werden, die anders oder belasten¬ 
der ist als die Besteuerung urtd die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates 
unter gleichen Verhältnissen unterworfen sirxt oder unterworfen 
werden können. Ungeachtet des Artikels 1 gilt diese Bestimmung 
auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen 
eir>e5 Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im ande¬ 
ren Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter¬ 
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 
einen Vertragsstaat, den tm anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge. -vergünstigur>gen und -ermäßigun- 
gen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 (Verbundene Unternehmen), 
Artikel n Absatz 4 (Zinsen) oder Artikel 12 Absatz 4 (Lizenz¬ 
gebühren) anzuwerxjen ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und 
arxjere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinr^e dieses Unternehmens 
unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erst¬ 
genannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. 
Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen emes 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansäs¬ 
sigen Person hat, bei der Ermittking des steuerpflichtigen Ver¬ 
mögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen 
wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässi¬ 
gen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder 
teilweise unmittelbar oder mittelbar einer kn anderen Vertrags¬ 
staat ansässigen Person oder mehreren solchen Persortan gehört 
oder ihrer Kontrolle unterkegL dürfen kn erstgenannten Staat 
keiner Besteuerur^g oder damit zusammenhärtgenden Verpflich¬ 
tung unterworfen ¥verden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusfltfnmenhängertden VerpflichtiMv 
gen. denen andere ährtiiche Unternehmen des erstgenannten 
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Dieser Artikel steht der Erheburtg der kt Artikel 10 Absatz 6 
(Dividertden) bezeichrtelen Steuer durch einen Vertragsstaat 
nicht entgegen. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 (Unter das 
Abkommen fallertde Steuern) für Steuern jeder Art und Bezeich¬ 
nung, die von eirtem Vertragsstaat oder ekter seiner Gebiets¬ 
körperschaften erhoben werden. 


reduce that portion of the United States tax that is creditable 
against the German tax in accordance with subparagraph a); 
and 

c) for the exclusive purpose of relieving double taxation in the 
United States under subparagraph b), items of income refer- 
red to in subparagraph a) shall be deemed to arise in the 
Federal Republic of Germany to the extent necessary to avoid 
double taxation of such income under subparagraph b). 


4. Where a Company that is a resident of the Federal Republic 
of Germany distributes kxome derived from sources wrthin the 
United States, this Artide shafl rK)t preclude the compensatory 
imposrtion of Corporation tax on such distributions in accordance 
with the provisions of the tax law of the Federal Republic of 
Germany. 

Article 24 
Nondlscrimlnation 

1. Nationais of a Contracting State shall not be subjected in the 
other Contracting State to any taxation or any requirenrtent oon- 
nected therewith that is oth^ or more burdensome than the 
taxation and oormected requlrements to which nationals of that 
other State in the same ckcumstarioes are or may be subjected. 
Notwfthstanding the provisions of Article 1, this Provision shall 
also appty to persorts who are rx>t residents of one or both of the 
Contracting States. 

2. The taxation on a permanent estabiishment that an enter- 
prise of a Contractir^ State has in the other Contractir>g State 
shait not be less favorably levied in that other State than the 
taxation levied on enterprises of that other State carryirtg on the 
same activities. TNs Provision shall not be oonstnied as obliging a 
Contracting State to grant to residents of the other Contracting 
State any personal altowarKes, reliefs, ar>d reductions for taxation 
purposes on aooount of civil Status or famtly responsibilities that it 
grants to its own residents. 

3. Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9 
(Associated Enterprises), paragraph 4 of Article 11 (Interest), or 
Paragraph 4 of Article 12 (Royalties) apply, krteresL royalties, and 
other disbursements paid by an enterprise of a Corrtractir^g State 
to a resident of the other C^tracting State shall, for purposes of 
determining the taxabte profits of such enterprise, be deductible 
under the same condltiorks as if they had been paid to a resident of 
the first-mentioned State. Sknllaily, any debts of an enterprise of a 
Contracting State to a resident of the other Comracting State 
shall, for purposes of determining the taxable Capital of such 
errterprise, be deductibie under the same oocKfltions as if they had 
been contracted to a resident of the first-mentioned State. 


4. Enterprises of e Contracting State, the Capital of which is 
wholfy or partly owned or oontroiled, direcfly or ktdtrectly, by or>e 
or more residents of the other Contracting State, shall not be 
subjected kt the first-merttioned State to any taxation or any 
requkement oortnected therewith that is other or more burderv 
some than the taxation artd oortnected regukements to tvhich 
other sknHar enterprises of the first-mentiorted State are or may be 
subjected. 


5. Nothktg kt this Artide shall prevent a Contracting State from 
knposktg the tax dascribed kt paragraph 8 of Artide 10 (Di- 
vidends). 

6. The provisions of this Artide shall, notwithstartding the provi- 
skxts of Artide 2 (Taxes Covered), apply to taxes of every kind 
artd description knposed by a Contrac^ State or a pditical 
subdivision or local authority thereof. 
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Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner- 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie 
ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 (Gleich- 
behandlung) erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertrags¬ 
staats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall 
muß innerhalb von vier Jahren nach der Bekanntgabe der Steuer¬ 
festsetzung unterbreitet werden, die zur Doppelbesteuerung oder 
einer diesem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung 
führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendur^g für begründet 
und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung 
herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Ver¬ 
ständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertrags¬ 
staats so zu regeln, daß eine diesem Abkommen nicht entspre¬ 
chende Besteuerung vermieden wird. Die Verstärxjigungsrege- 
iung ist ungeachtet der Fristen oder anderen verfahrensrecht¬ 
lichen Beschränkungen des innerstaatlichen Rechts der Vertrags¬ 
staaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens entstehen, in gegenseiti¬ 
gem Einvernehmen zu beseitigen. Insbesondere können sich die 
zustäfKfigen Behörden der Vertragsstaaten einigen über: 

a) die übereinstimmende Zurechnur>g von Einkünften. Abzügen, 
Anrechnungs- oder Freibeträgen bei der Betriebsstätte eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats, die im anderen Vertrags¬ 
staat liegt; 

b) die übereinstimmende Abgrenzung von Einkünften, Abzügen, 
Anrechnungs- oder Freibeträgen zwischen verbundenen 
Unternehmen und anderen Personen r^ch den in Artikel 9 
(Verbundene Unternehmen) niedergelegten Grundsätzen; 

c) die Beilegung von Anwendungskonftikten bei diesem Abkom¬ 
men, einschließlich der 

aa) Qualifikation bestimmter Einkünfte, 

bb) Qualifikation von Personen, 

cc) Anwendung von Regelungen über die Quelle bestimmter 
Einkünfte und 

dd) der Behandlung von Einkünften, die nach dem Steuer¬ 
recht des Quelienstaats den Einkünften aus Aktien 
gleichgestellt sind und im anderen Staat anderen Ein¬ 
künften zugeordnet werden; 

d) die gemeinsame Auslegur>g eines Ausdrucks; 

e) eine den Zielen dieses Abkommens entsprechende Anwen¬ 
dung von Verfahrensvorschriften des Innerstaatlichen Rechts 
(einschließlich der Vorschriften über Zuschläge, Geldstrafen 
und Verzinsung); und 

f) eine Erhöhung der in den Artikeln 17 (Künstler und Sportler) 
urxJ 20 (Gastprofessoren und -lehren Studenten und Auszubil¬ 
dende) genannten Beträge zur Berücksichtigung der wirt¬ 
schaftlichen und monetären Entwicklung. 

Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppel¬ 
besteuerung in den Fällen vermieden werden kann, die in diesem 
Abkommen nicht behandelt sirKf. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Eiriigung im Sinne der vorsteherxfen Absätze 
unmittelbar miteinander verkehren. Bezieht sich das Verfahren 
auf einen EinzeHall, so haben die Betit^erten das Recht, ihren 
Standpunkt der zuständigen Behörde eines Vertragsstaats oder 
beider Vertragsstaaten darzulegen. Erscheint ein mündiicher Mei- 
nur^saustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig. 


Article 25 

Mutual Agreement Procedure 

1. Where a person considers that the actions of one or both of 
the Contracting States result or will result for him in taxation not in 
accordance with the provisions of this Convention, he may, irre- 
spective of the remedies provided by the domestic law of those 
States, present his case to the competent authority of the Con¬ 
tracting State of which he ts a resident or, if his case comes under 
Paragraph 1 of Article 24 (Nondiscrimination), to that of the 
Contracting State of which he is a national. The case must be 
presented within four years from the notification of the assess- 
ment giving rise to double taxation or to taxation not in accordance 
with the provisions of this Convention. 


2. The competent authority shaM endeavor, H the objection 
appears to it to be justified and H it ts rK>t itself able to arrive at a 
satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement 
with the competent authority of the other Contractirig State, with a 
View to the avoidance of taxation which is not in accordance with 
this Convention. Any agreement reached shall be Implemented 
notwfthstar>ding any time limits or other procedural limitations in 
the domestic law of the Contracting States. 

3. The competent authorities of the Contractir^ States shall 
endeavor to resolve by mutual agreement any difficutties or 
doubts arising as to the Interpretation or application of this Con¬ 
vention. In particular the competent authorities of the Contracting 
States may agree 

a) to the same attribution of income, deductions, credits, or 
altowances of an enterprise of a Contracting State to its 
permanent establishment situated in the other Contracting 
State; 

b) to the same allocation of ir>come, deductions, credits, or 
anowar>ces between associated enterprises and other per- 
sons in accordance with the prindples of Article 9 (Associated 
Enterprises); 

c) to the Settlement of conflicting application of this Convention, 
including conflicts regarding 

aa) the characterization of particular items of income; 

bb) the characterization of persons; 

cc) the application of source rules with respect to particular 
items of income, and 

dd) to the treatment of irtcome that Is assimilated to income 
from shares by the taxation law of the State of source and 
that is treated as a different dass of irvxKne In the other 
State; 

d) to a common meaning of a teim; 

6) to the appäcatk)n of the procedural provisions of domestic law 
Irtduding those regardinQ penatties, fines, arxJ Interest, in a 
manner conststent wHh the purposes of this Convention; and 

f) to increase the amounts referred to in Articles 17 (Artlstes and 
Athletes) and 20 (Vistting Professors and Teachers: Students 
and Trainees) to reflect economic or mor>6tary developments. 

They may also consutt together for the elimirtation of double 
taxation in cases thA provided for in this Convention. 

4. The competent authorities of the Contracting States may 
communicate with each other directly for purposes of reaching an 
agreement in the sense of the precedtr>g paragraphs. VC'here the 
procedure relates to a particular case, the persons ooncemed 
shall be permitted to present their vtews to the competent author¬ 
ity of elther or both of the Contracting States. When it seems 
advisable in Order to reach agreement to have an oral exchange of 
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so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer Kommission 
durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Behör¬ 
den der Vertragsstaaten besteht. 

(5) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens wer¬ 
den, soweit möglich, von den zuständigen Behörden beigelegt. 
Können die zuständigen Behörden die Meinungsverschiedenheit 
nicht beilegen, so kann sie einem Schiedsverfahren unterworfen 
werden, wenn beide zuständigen Behörden zustimmen. Das Ver¬ 
fahren wird zwischen den Vertragsstaaten durch Notenwechsel 
auf diplomatischem Weg vereinbart urxf geregelt. 

Artikel 26 

fnformationsaustausch und Amtshllfe 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die informatkxten aus, die zur Durchführung dieses Abkomntens 
und des innerstaatychen Rechts der Vertragsstaaten betreffend 
die unter dieses Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, 
soweit die diesem Recht entsprechertde Besteuerung nicht 
diesem Abkommen widerspricht Der Informationsaustausch ist 
durch Artikel 1 (Persönlicher Geltungsbereich) nicht einge¬ 
schränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, 
sind ebenso geheimzuhalten wie die auf Grund des innefstaat- 
lichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dür¬ 
fen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte 
urxf der VenMaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Veranlagung, Erhebung oder Verwaltur^, der VoOstrek- 
kung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidurtg von Rechts- 
behetfen hir>sichtlich der unter dieses Abkommen faltenden 
Steuern befaßt sirxl. Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen (Gerichtsverfahren oder in 
einer Gerichtsentscheidung offeniegen, sofern die zustärKlige 
Behörde des die Information erteilenden Vertragsstaats keine Ein¬ 
wendungen erhebt. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset¬ 
zen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen 
Vertragsstaats abwetchen; 

b) lnformatior>en zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltur^gsvertahren dieses oder des anderen Ver¬ 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord¬ 
nung widerspräche. 

(3) Ersucht ein Vertragsstaat nach diesem Artikel um Informa¬ 
tionen, so beschafft der andere Vertragsstaat die Information, auf 
die sich das Ersuchen bezieht, auf die gleiche Weise und im 
gleichen Umfang, als handle es sich bei der Steuer des erstge¬ 
nannten Staates um eine Steuer des anderen Staates und als 
würde sie von ihm erhoben. Auf entsprecherKfes Ersuchen der 
zuständigen Behörde eines Vertragsstaats stellt die zuständige 
Behörde des anderen Vertragsstaats, wenn möglich, Informatio¬ 
nen nach diesem Artikel in Form von Zeugenaussagen und 
beglaubigten Kopien von Originaldokumenten (einschließlich 
Bücher, Papiere, Erklärungen, Aufzetchmjngen, Kontoauszüge 
und Schriftstöcke) im gleichen Umfang zur Verfügung, wie diese 
Aussagen und Dokumente nach dem Recht und der Verwattungs- 
praxis des arxieren Staates in bezug auf seine eigenen Steuern 
beschafft werden können. 

(4) Jeder der Vertragsstaaten bemüht sich, für den arKferen 
Vertragsstaat die Steuerbeträge zu erheben, die erkxderüch sind, 
um sicherzustellen, daß 0ie durch dieses Abkommen gewährte 
.Entlastuftg von der Steuer des anderen Staates keinen Personen 
zugute kommt, die hierauf keirten Anspruch haben. 


opinions, such exchange may lake place through a Commission 
consisting of representalives of the competent authorities of the 
Contracting States. 

5. Disagreemenls between the Contracting States regarding the 
Interpretation or application of this Convention shall, as far as 
possible, be settied by the competent authorities. If a disagree- 
ment cannot be resolved by the competent authorities it may, if 
both competent authorities agree. be submitted for arbitration. 
The procedures shall be agreed upon and shall be established 
between the Contracting Stales by notes to be exchanged through 
diplomatic Channels. 

Article 26 

Exchange of Information and Administrative Aaaistance 

1. The competent authorities of the Contracting States shall 
exchange such Information as is necessary for carrying out the 
provisions of this Convention and of the domestic law of the 
Contracting States oonoeming taxes oovered by this Convention 
insofar as the taxation thereunder is rxTt oontrary to this Conven¬ 
tion. The exchange of tnformatkxi ts not restricted by Article 1 
(Personal Soope). Any Information received by a Contracting 
State shall be treated as secret in the same manner as information 
oblained urxJer the domestic taws of tha! State and shaN be 
disctosed only to persons or authorities (induding courts and 
administrative bodies) involved in the assessment, coliection, or 
administration of, the enforoement or prosecution in respect of, or 
the determination of appeals in relation to the taxes covered by 
this Convention. Such persons or authorities shall use the infor¬ 
mation only for such purposes. They may disdose the information 
in public court prooeedings or in judidal decisions, unless the 
competent authority of the Contracting State supplying the infor¬ 
mation raises an objection. 


2. In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed to 
impose on a Contracting State the Obligation: 

a) to carry out administrative measures at variance with the laws 
and administrative practice of that or of the other Contracting 
State; 

b) to supply information that is not obtainable urxter the laws or in 
the normal course of the administration of that or of the other 
Contracting State; 

c) to supply tnformation that would disdose any trade, business, 
industrial, commerdal, or Professional secret or trade process, 
or mformation, the disdosure of which would be contrary to 
public policy. 

3. If kiformation is requested by a Contracting State in accord- 
ance with this Artide, the other Contracting State Shell obtain the 
Information to which the request relates in the same manner and 
to the same extent as if the tax of the first-mentioned State were 
the tax of that other State arxt were being imposed by that other 
State, tf spedfically requested by the competent authority of a 
Contracting State, the competent authority of the other Contrad¬ 
ing State shall, if possible, provide information unöer this Artide in 
the form of depositions of witnesses anö authenticated copies of 
unedited origi^ doouments (induding books, papers, State¬ 
ments, records. accounts, and writings), to the same extent such 
depositior^ and documents can be obtained under the \bws and 
administrative practices of that other State with resped to Hs own 
taxes. 

4. Each of the Contracting States shall ertdeavor to colled on 
behalf of the other Contracting State such amounts of tax as may 
be necessary to ensure that relief granted by this Convention from 
taxation impoaed by that other State does not inure to the benefit 
of persons not entitted therelo. 


(5) Absatz 4 verpflichtet keinen der Vertragsstaaten, Verwal- 5. Paragraph 4 shall not impose upon eHher of the Contracting 
tungsmaßnahmen durchzuführen, cke von seinen Maßnahmen States the obKgation to carry out administrative measures that are 
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bei der Erliebung seiner eigenen Steuern abweichen oder die 
seiner Souveränität, Sicherheit oder Öffentlichen Ordnung wider¬ 
sprechen. 

(6) Oie Vertragsstaaten können durch Notenwechsel auf diplo¬ 
matischem Weg vorsehen, daß sie gemäß den Bestimmungen 
dieses Artikels Informationen für Zwecke von Steuern austau- 
schen können, die von einem Vertragsstaat erhoben werden und 
die rieht in Artikel 2 (Unter das Abkommen faflerxie Steuern) 
genannt sind. 

Artikel 27 

Befreite Organieationen 

(1) Ungeachtet des Artikets 28 (Schranken für die Abkommerts- 
vergünstigungen) sirxl ElnkÖnfte einer deutschen Qesedschaft 
oder Organisation, die ausechneßlich religiöse, mildtätige, wissen- 
schafKche, erzieherische oder öffentliche Zwecke verfolgt, in den 
Vereiriglen Staaten steuerbefreit, wenn und soweit sie 

a) in der Borxfesrepubiik Deutschlarid steuerbefreit ist und 

b) bezüglich dieser Einkünfte ln den Vereinigten Staaten Steuer- 
beäeit wäre, sofern sie in den Vereinigten Staaten errlchlet 
«Oden und ausschrießiich dort tätig wäre. 

(2) Ungeachtet des Artikels 28 (Schranken für die Abkommens- 
Vergünstigungen) sind Einkünfte einer Gesellschaft oder Organi¬ 
sation in den Vereinigten Staaten, die ausschkeßiieh religiöse, 
miidtafige, wissenschaftliche, erziehensche oder Offantiiehe 
Zwecks vertoigt. In der Bundesrepubifk Deutschtarxf steuerbefreit, 
werte und soweit sie 

a) in den Vereinigten Staaten steuerbefreit ist und 

b) bezüglich dieser Einkünfte in der Bundesrepublik Deutschland 
sleuerbefreit wäre, sofern sie eine deutsche Geseltschaft oder 
Organisation wäre, die ausschließlich in der Bundesrepublik 
Deutschiartd tätig ist 

Artikel 28 

Schranken für die Abkommensvergünstigungen 

(1) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die Ein¬ 
künfte aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, kam im anderen 
Vertragsstaat nur dann alte Vergünstigungen nach dtesem 
Abkommen beanspruchen, wem diese Person 

a) eite rtatüriiehe Person ist; 

b) eil Vertragsstaat oder elfte seiner Gebietskörperschafton ist; 

c) in erstgertannten Vertragsstaat aktiv gewerblich tätig ist 
(au6er wem das Gewerbe kt der Plazierung oder Verwteturtg 
von Kapitaiartiagen besteht, es sei dem, es hartdelt sich bei 
dteeer Tätigkeit um Bank- oder Versicheruftgstätigkelten eirter 
Bank oder Versicherungegeseischaft) und die aus dem ande¬ 
ren Vertragsstaat bezogenen Eitkünfte im Zusammenhartg 
mft dieser gewerblichen Tätigkeit bezogen werden oder aus 
Anlaß dieser Tätigkeit anfaflen; 

d) eite Gesellschaft ist und eit wesentlicher urtd regelmäBiger 
Handel mit der Hauptgattung Ihrer Aktien an einer anerkam- 
ten Börse stettfitdet; 

6) aa| eine Person ist, an der das wirtschaftliche Eigerttum zu 
mehr als 50 vom Hundert (oder in Fal einer Oeaeilschalt: 
deren Aktien jeder Gattung zahlertmäßig zu mehr ali 50 
vom Hurtdert) urirnlttelbar oder mittelbar Pereorten gehört 
(gehören), die die Vergünstigungen nach dieeem Abkom¬ 
men gernäß Buchstabe a, b, d oder f beanspruchen 
können oder die Staatsbürger der Vereitigten Staaten 
sitd, urtd 

fab| eite Person ist, deren Rohgawitn nicht zu mehr als 
50 vom Hundert unmHlelbar oder mittelbar zur ErfOlung 
von Verbitdüchkeitdn (eitachReßieh Zits- oder Uzonz- 
verbindlichkeiten) gegenüber Persorten verwendet wird. 


Ol a different nature from those used in the Collection of its own 
taxes, or that would be contrary to its sovereignty, security. or 
public policy 

6. The Contracting States may through diplomatic channels. 
exchange notes under which they may, subject lo the provisions 
of this Article, exchange mformation for the purposes of taxes 
imposed by a Contracting State not referred to m Article 2 (Taxes 
Covered). 

Article 27 

Exempt Organizatlons 

1. Notwithstanding the provisions of Aftide 28 (Limitation on 
Bertefits), a German Company or Organization operated exclu 
sively kx religious, charttable, scientific, educational, or public 
purposes shaü be exempt from tax by the United States ii respect 
of Kerns of ixx)me, If and Io the extent that 

a) such Company or organizaüon is exempt from tax in the 
Federal Bepu^ of Germany, and 

b) such Company or Organization would be exempt from tax in the 
United States ii respect of such Kerns of iicome if K were 
organized, and carried on ad Ks activities, ii the United States. 

2. Notwithstanding the provisions of Artide 28 (Limitation on 
Benefits), a United States Company or Organization operated 
exdusively for refigkxis, charttable, sdenttfic, educational, or pub¬ 
lic purposes shaü be exempt from tax by the Federal Republic of 
Germany in respect of Kerns of iioome, if and to the extent that 

a) such Company or Organization is exempt from tax ii the United 
States, and 

b) such Company or Organization would be exempt from tax in the 
Federal Repubitc of Germany ii respect of such Kerns of 
inoome if K were a German Company or Organization and 
carried on all Ks activities ii the Federal Republic of Germany. 

Article 28 

Umitetion on Benefits 

1. A person that is a resident of a Contracting State and derives 
iioome from the other Contractkig State shall be entitied, in that 
other Contracting State, to afl the benefits of this Convention only 
if such person is: 

a) an ixfividual; 

b) a Contracting State, or a potitical subdiviston or local authority 
Ihereof, 

c) engaged in the active conduct of a trade or business in the 
first-mentioned Contracting State (other than the business of 
making or managlnQ Investments, unless these activities are 
banking a iisuranoe activities carried on by a bank or kisur- 
anoe Company), and the iioome derived from the other Con¬ 
tracting State is dertved ii oormection wfth, or is ixsidental to, 
that trade or business; 

d) a Company ii whose Principal dass of Shares there 1$ substan- 
tial and regulär tradi^ on a reoognized stock exchange; 

6) aa) a person, more than 50 peroent of the beneficial kiterest 
ii which (or ii the case of a Company, more than 50 
peroent of the number of Shares of each dass of whose 
ehares) is owned, directly or iicfirectiy, by persons en- 
tttied to benefits of this Convention under subparagraphs 
a), b). d), or f) or who are dtizens of the UnKed States; 
arxl 


bb) a pereon, more than 50 peroent of the gross iioome of 
which is not uaed, dfrectfy or Mirectiy, to meet Kabilities 
(friduding iabilities for Interest or royaities) Io persons not 
entitied to benefits of this Convention under subpara- 
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die die Vergünstigungen nach diesem Abkommen nicht 
gemäß Buchstabe a, b. d oder f beanspruchen können 
oder die keine Staatsbürger der Vereinigten Staaten sirvj; 
oder 

f) eine nicht auf Gewinnerzielung gerichtete Organisation ist, die 
auf Grund ihres Status in dem Vertragsstaat, in dem sie 
ansässig ist, allgemein von der Einkommensbesteuerung frei¬ 
gestellt ist, vorausgesetzt, daß die etwaigen Begünstigten, 
Mitglieder oder Teilhaber der Organisation zu mehr als der 
Hälfte Personen sind, die nach diesem Artikel Anspruch auf 
die Vergünstigungen nach diesem Abkommen haben. 

(2) Einer Person, die r^ach Absatz 1 keinen Anspruch auf die 
Vergünstiguf^en nach diesem Abkommen hat, können diese 
Vergünstigungen gleichwohl gewährt werden, wertn die zustän¬ 
dige Behörde des Staates, aus dem die betrefferxfen Einkünfte 
stammen, dies zuläßt. 

(3) Im Sinne des Absatzes 1 bedeutet der Ausdruck „aner¬ 
kannte Börse“ 

a) das im Eigentum der National Association of Securities 
Dealers, Inc. stehende NASDAQ-System urxf jede Börse, die 
bei der Securities and Exchange Commission als nationale 
Effektenbörse im Sinne des Securities Exchange Act of 1934 
registriert ist; 

b) jede deutsche Börse, an der Aktien amtlich gehandelt werden; 

c) jede sonstige Börse, auf die sich die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten verständigen. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten verständi¬ 
gen sich über eine abgestimmte Anwendung dieses Artikels. Die 
zuständigen Behörden tauschen gemäß Artikel 26 (Informations¬ 
austausch und Amtshilfe) die Informationen aus, die erfordertich 
sirxf, um diesen Artikel durchzuführen und in dem dort angespro¬ 
chenen Bereich die Anwendung ihres innerstaatlichen Rechts zu 
gewährleisten. 

Artikel 29 

Erstattung der Abzugsteuem 

(1) Werden in einem der Vertragsstaaten die Steuern von 
Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen Einkünften 
Im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht zur Vornahme des 
Steuerabzugs zu dem im innerstaatlichen Recht dieses Staates 
vorgesehenen Satz durch dieses Abkommen nicht berührt. 

(2) Diese im Abzugsweg erhober^ Steuer wird auf Antrag 
erstattet, soweit ihre Erhebung durch dieses Abkommen einge¬ 
schränkt wird. 

(3) Die Frist für den Antrag auf Erstattung beträgt vier Jahre 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Dividenden, Zinsen, 
Lizenzgebühren oder sonstigen Einkünfte bezogen worden sind. 

(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine amtliche Bescheinigung des Vertragsstaats, in dem der 
Steuerpflichtige ansässig ist, über die Erfüllung der Voraussetzun¬ 
gen für die unbeschränkte Steuerpflicht in diesem Staat verlan¬ 
gen. 

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten führen die 
vorstehenden Bestimmungen in gegenseitigem Einvernehmen 
gemäß Artikel 25 (Verständigungsverfahren) durch. 

(6) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können in 
gegenseitigem Einvernehmen auch arxjere Verfahren zur Durch¬ 
führung der in diesem Abkommen vorgesehenen Steuerermäßi¬ 
gungen festlegen. 

Artikel 30 

Mitglieder dlptomatlscher Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Diplomaten urKi Konsularbeamten r^ach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts oder auf Grurxf besorKferer Überein¬ 
künfte zustehen, 


graphs a), b), d), or f) or who are not citizens of the United 
States; or 


f) a rK)t-for-profit Organization that, by virtue of that Status, is 
ger^rally exempt from irKome taxation in Ks Contracting State 
of residence, provkJed that more than half of the beneficiaries, 
members, or partidpants, if any, in such Organization are 
persons that are entitied, under this Article, to the benefits of 
this Convention. 

2. A person that is not entitied to the benefits of this Convention 
pursuant to the provisions of paragraph 1 may, nevertheless, be 
granted the beriefits of the Convention if the competent authority 
of the State in which the income in question arises so determines. 

3. For the purposes of paragraph 1, the term “recognized stock 
exchange" means: 

a) the NASDAQ System owned by the National Association of 
Securities Dealers, Inc. and any stock exchange registered 
with the Securities and Exchar^e Commission as a national 
Securities exchange for purposes of the Securities Exchange 
Act of 1934; 

b) any German stock exchange on which registered dealings in 
shares take place; 

c) any other stock exchange agreed upon by the competent 
authorities of the Contractir^g States. 

4. The competent authorities of the Contracting States shall 
oonsult together with a view to developing a commonly agreed 
application of the provisions of this Article. The competent 
authorities shall, in accordarx^e with the provisions of Article 26 
(Exchange of Information and Administrative Assistance), 
exchange such mformation as is necessary for carrying out the 
provisions of this Article arxj safe-guarding, in cases envisioned 
therein, the application of their domestic law. 

Article 29 

Befund of Withholding Tax 

1. If in one of the Contracting States the laxes on dividends, 
Interest, royatties, or other Items of income are levied by withhold¬ 
ing at source, then the right to appfy the withholding of tax at the 
rate provided for under the domestic law of that State is not 
affected by the provisions of this Convention. 

2. The tax so wtthheld at source shall be refunded on appfica- 
tion to the extent that its levying is limited by this Convention. 

3. The period for application for a refund is four years from the 
end of the calerxlar year in which the dividends, Interest, royalties. 
or other Hems of inoome have been reoeived. 

4. The Contracting State in which the inoome arises may require 
an administrative oertification by the Contracting State of which 
the taxpayer is a residenL with respect Io the fuHlllment of the 
oonditions for the unttmtted tax Kability in that State. 

5. The corTH)etent authorities of the Contracting States shall 
implement the foregoing provisior^s by mutual agreement pur¬ 
suant to Articie 25 (Mutual Agreement Prooedure). 

6. The competent authorities of the Contracting States may 
establish by mutual agreement other prooedures for the 
Implementation of tax reductions provided under this Convention. 

Article 30 

Members of Diplomatie Missions and Consular Posts 

1. Nothing in tNs Convention shall affect the fiscal Privileges of 
diplomatic agents or consular officers under the general rules of 
international law or urxfer the provisions of special agreements. 
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(2) Soweit Einkünfte oder Vermögenswerte wegen dieser Vor¬ 
rechte im Empfangsstaat nicht besteuert werden, steht das 
Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 

(3) Ungeachtet des Artikels 4 (Ansässigkeit) gilt eine natürliche 
Person, die Mitglied einer diplomatischen Mission oder einer 
konsularischen Vertretung eines Verlragsstaats im anderen Ver- 
tragsstaat oder in einem dritten Staat ist, im Sinne dieses Abkom¬ 
mens als im Entsendestaat ansässig, wenn sie 

a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit ihren Einkünften 
aus Quellen außerhalb dieses Staates oder mit ihrem außer¬ 
halb dieses Staates gelegenen Vermögen nicht zur Steuer 
herangezogen wird und 

b) im Ents6f>destaat mit ihrem gesamten Einkommen oder mit 
ihrem Vermögen wie in diesem Staat ansässige Personen zur 
Steuer herangezogen wird. 

(4) Dieses Abkommen gilt nicht für internationale Organisatio¬ 
nen, ihre Organe oder Bediensteten oder für Mitglieder einer 
diplomatischen Mission, einer konsularischen Vertretung oder 
einer ständigen Vertretung eines dritten Staates, die sich in einem 
Vertragsstaat aufhalten, aber in keinem der beiden Vertragsstaa¬ 
ten zu den Steuern vom Einkommen oder vom Vermögen wie dort 
ansässige Personen herangezogen werden. 

Artikel 31 
BeriirvKIausef 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
Regierur>g der Vereinigten Staaten von Amerika innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegen¬ 
teilige Erklärur^ abgibt. 

Artikel 32 
inkrarfttretefi 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
ufl^nden werden so bald wie möglich in Washington ausge¬ 
tauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden, und ist in beiden 
Vertragsstaaten anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern sowie der Abgabe 
auf Versicherungsprämien auf die Beträge, die am oder nach 
dem 1. Januar 19^ gezahlt oder gutgeschrieben werden; 

b) bei den übrigen Steuern vom Einkommen auf die Veran- 
lagungszeiträume beziehungsweise Steuerjahre (taxable 
years), die am oder nach dem 1. Januar 1990 beginnen, 
ausgenommen jedoch die vor diesem Datum beginnenden 
Wirtschaftsjahre; und 

c) bei den Steuern vom Vermögen auf die Steuern, die von 
Vermögenswerten erhoben werden, die am oder nach dem 

1. Jartuar 1990 vorhanden sirkf. 

(3) Hätten einer Person, die Anspruch auf die Vergünstigur>gen 
aus dem am 22. Juli 1954 unlerzeichfteten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und einiger anderer 
Steuern in der Fassur^g des Protokolls vom 17. September 1965 
(.das Abkommen von 1954**) hat, nach dem genannten Abkom¬ 
men weltergehende Steuerentlastungen zugestanden als nach 
diesem Abkommen, so ist das Abkommen von 1954 ate G^tzes 
auf Antrag der Person auch noch auf den ersten Veranlagungs¬ 
zeitraum beziehungswetse das erste Steuerjahr anzuwenden, auf 
das dieses Abkommen sonst nach Absatz 2 Buchstabe b anzu¬ 
wenden wäre. 

(4) Uf>geachtet der vorstehenden Besttmmungen dieses Arti¬ 
kel darf die Steuer, die nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a 
(Dividenden) von vor dem 1. Januar 1992 gezahlten oder gutge- 
schrleber^en Dividenden Om Sinne des Absatzes 4 des genannten 
Artikels) erhoben wird, zwar 5 vom Hundert, nicht aber 10 vom 
HurKfert des Bruttobetrags der Dividenden übersteigen. 


2. To the extent that, due to such Privileges, income or Capital is 
not taxed in the receiving State, the sending State shall have the 
right to tax such income or Capital. 

3. Notwithstanding the provisions of Artide 4 (Residence), an 
individual who is a member of a dipkxnatic mission or a consular 
post of a Contracting State that is situated in the other Contracting 
State or in a third State shall be deemed for the purposes of this 
Convention to be a resident of the sending State if: 

a) in accordance with international law he is not liable to tax in the 
receiving State in respect of iiKome from sources outside that 
State or on Capital situated outside that State, and 

b) he is liable in the sending State to the same obligations in 
relation to tax on his total income or on Capital as are residents 
of that State. 

4. This Convention shall not apply to international organiza- 
tions. to Organs or offidals thereof, or to persoris who are mem- 
bers of a diplornatic mission, consular post, or permanent mission 
of a third State,*being present in a Contracting State and not liable 
in either Contracting State to the same obligattons in respect of 
taxes on ir>come or on Capital as are residents. 

Article 31 
Berlin Clause 

This Convention shall also apply to Land Berlin, provided that 
the Government of the Federt Republic of Germany does not 
make a contrary dedaration to the Government of the United 
States of America within three morrths of the date of entry into 
force of this Convention. 

Aitlda 32 
Entry into Force 

1. This Convention shall be rattfied and the Instruments of 
ratification shall be excharrged at Washington as soon as poss- 
ible. 

2. This Convention shall enter into force on the date on which 
the instruments of ratification are exchar^ged and shall have effect 
in both Contracting States 

a) in respect of taxes withheld at source as well as excise taxes 
knposed on Insurance premiums for amounts paid or credited 
on or after 1 January, 1990; 

b) in respect of other taxes on inoome for any taxable year' 
(Steuerjahr) or assessment period (Veranlagungszeitraum), 
as the case may be, beginning on or after 1 January, 1990, but 
exduding any fiscal year (Wirtschaftsjahr) oommendng before 
such date; and 

c) in respect of taxes on Capital for the taxes levied on items of 
Capital owned on or after 1 January, 1990. 

3. Where any greater relief from tax woutd have been afforded 
to a person entitied to the benefits of the Convention between the 
United States of America arxf the Federal Republic of Germany 
for the Avoidance of Double Taxation with Respect to Taxes on 
income and to certain other Taxes, 8igr>ed on 22 July, 1954, as 
amerxied by the Protoool signed on 17 September, 1965 (‘*the 
1954 Convention**), under that Convention than under this Con¬ 
vention, the 1954 Convention shall, at the etection of such person, 
oontinue to have effect in tts entirety for the first assessment 
perkxi, or taxable year, with respect to wNch the provisions of this 
Convention wouid othenMse have effect under paragraph 2 b). 


4. Notwithstanding the foregoing provisions of this Artide, the 
tax charged pursuant to paragraph 2 a) of Artide 10 (Dcvidends) 
on dividends (within the meaning of paragraph 4 of tfuU Artide) 
paid or credited before 1 January, 19^ may exoeed 5 percent of 
the gross amountof the dividends, but shaH not exoeed 10 percent 
thereof. 
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(5) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti* 
kels 

a) ist Artikel 10 Absatz 8 (Dividenden) auf die Steuern anzuwen* 
den, die von dem ausschüttungsgleichen Betrag für die am 
oder nach dem 1. Januar 1991 beginnenden Verantagungs« 
Zeiträume beziehungsweise Steuerjahre erhoben werden, 
ausgenommen jedoch die vor diesem Datum beginnerKfen 
Wirtschaftsjahre; für Zwecke des vorhergehenden Satzes wird 
der ausschüttungsgleiche Betrag so behandelt, als werde er 
am letzten Tag des Wirtschaftsjahres der Gesellschaft ge¬ 
zahlt; 

b) ist Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a Satz 4 (Befreiung von der 
Doppelbesteuerung) nicht auf Dividenden anzuwenden, die 
von einer Regutated Investment Company vor dem 1. Januar 
1991 gezahlt werden, sofern die Regutat^ Investment Com¬ 
pany am 1. Oktober 1988 bestand. 

(6) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti¬ 
kels gilt für die In Artikel 11 (Zinsen) und in Artikel 10 Absätze 4 
urxf 5 (Dividenden) genannten Einkünfte folgerxles: 

a) Auf Zinsen Im Sinne des Abkommens von 1954 einschließlich 
der Zinsen aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligatio¬ 
nen, die vor dem 1. Januar 1991 gezahlt oder gutgeschrieben 
werden, ist anstelle dieses Abkommens das Abkommen von 
1954 anzuwenden; 

b) Einkünfte aus Schuldverpflichtungen, auf die Artikel 10 Ab¬ 
satz 4 (Dividenden) anzuwenden ist, und EinkOrrfte aus partia¬ 
rischen Darlehen oder Gewinnobligationen, auf die Artikel 10 
Absatz 5 (Dividenden) nicht anzuwenden ist, können in dem 
Vertragsstaat, aus dm sie stammen, mH den in Artikel 10 
Absätze 2 urxf 3 vorgeseher)en Sätzen besteuert werden, 
sofern diese Einkünfte am oder nach dem 1. Januar 1991 
gezahlt oder gutgeschrieben werden; 

c) Einkünfte aus einer stillen Gesellschaft und Eirtkünfte aus 
Genußrechten oder Genußscheinen, auf die Artikel 10 Ab¬ 
satz 5 (Dividenden) anzuwenden ist, körmen in dem Vertrags¬ 
staat, aus dem sie stammen, mit einem Satz besteuert wer¬ 
den, der 15 vom Hundert des Bruttobetrags nicht übersteigt, 
sofern diese Einkünfte vor dem 1. Januar 1991 gezahlt oder 
gutgeschrieben werden; 

d) Eir)künfte aus einer stillen Gesellschaft und Einkünfte aus 
Genußrechten oder Genußscheinen, auf die Artikel 10 Ab¬ 
satz 5 (Dividenden) nicht anzuwenden ist, können in dem 
Vertragsstaat, aus dem sie stammen, mH den in Artikel 10 Ab¬ 
sätze 2 und 3 vorgesehenen Sätzen besteuert werden, wenn 
die Einkünfte am oder nach dem 1. Januar 1990 gezahH oder 
gutgeschrieben werden; und 

e) die vorstehenden Bestimmungen dieses Absatzes sirKf nicht 
auf die in Artikel 10 Absatz 6 (Dividenden) oder Artikel 11 
Absatz 3 (Zinsen) genarKiten Einkünfte anzuwenden. 

(7) Das Abkommen von 1954 tritt außer Kraft, wenn die Bestim¬ 
mungen dieses Abkommens gemäß diesem Artikel In Kraft treten. 


Artttwl33 

Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte ZeH in Kraft, jedoch 
kann jeder der Veilragsstaalen am oder vor dem dreidigsten Juni 
eines jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag 
des Inkrafttretens an gerechnet, das Abkomrnen gegeriober dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomaltschem Weg schriftlich kündi¬ 
gen; in diesem Fall ist dieses Abkommen nicht mehr anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern sowie der Abgabe 
auf Versicherungsprämien auf die Beträge, die am oder nach 
dem I.JaiHjar des Kalenderjahrs gezahlt oder gutgeschrieben 
werden, das auf das Kündi^ngsjahr folgt; 


5. Notwithstanding the foregoing provisions of Ihis Article, 

a) the provisions of paragraph 8 of Articie 10 (Dividends) shall 
have effect in respect of taxes levied on the dividend equiva- 
lent amount for assessment periods or taxable years begin- 
ning on or after 1 January, 1991, but excluding fiscal years 
commencing before such date; for purposes of the preceding 
senterTce the dividend equrvalent amount shall be treated as 
paid on the last day of the company's fiscal year; 


b) the provisions of the fourth sentef>ce of paragraph 2 a) of 
Article 23 (ReHef from Double Taxation) shall rxH have effect 
on dividends pakf by a Regutated Investment Company prior 
to 1 January, 1991, provided that such Regulated Investment 
Company was in existence on 1 October, 1988. 

6. NotwithstarKfing the foregoing provisions of this Article, the 
following shall apply wHh respect to Hems of inoome described in 
Articie 11 (Interest) and in paragraphs 4 arxf 5 of Article 10 
(Dtviderxis): 

a) the 1954 Convention, and not this Corwenüon, shall apply to 
interest as that term is used in the 1954 Convention, including 
Interest derived from a "partiarisches Darlehen" or a "Gewinn¬ 
obligation", paid or credited before 1 January, 1991; 

b) irKX>me from debt obligations to which paragraph 4 of 
Article 10 (Dividends) applies, arxf tncome derived from a 
"partiarisches Darlehen” or a *Gewir)rx>bligation" to which 
paragraph 5 of Article 10 (Dividends) does not apply, and 
that is paid or credHed on or after 1 January, 1991, shall be 
taxable in the Contracting State in which H arises at the rates 
provided for Ni paragraphs 2 and 3 of Article 10; 

c) inoome derived under a "Stille Gesellschaft”, and income 

derived from "joutssance” shares or "joutssance” rights, to 
which paragraph 5 of Article 10 (Dividends) applies arxf that is 
paid or aedHed before 1 January, 1991, shall taxable in the 

Contracting State in which H arises at a rate not exceeding 
15 percent of the gross amount; 

d) iTKXxne derived urxfer a "Stille Gesellschdft", and income 
derived from "jouissance" shares or "jouissanoe" rights, to 
which Paragraf 5 of Artide 10 (Dividends) does rx)t apply, 
shan be taxable In the Contracting State Ni which H arises at 
the rates provided for Ni paragraphs 2 and 3 of Article 10 if 
such Nioome 1$ paid or credHed on or after 1 January, 1990; 
and 

e) the foregoing provisions of tNs paragraph shall not apply to 
Nicome described Ni paragraph 6 of Article 10 (Dividends) or in 
paragraph 3 of Article 11 (Interest). 

7. The 1954 Convention shall oease to have effect when the 
provisions of this Convention take effect Ni aocordance ¥vHh this 
Articie. 

Artide 33 
Terminetion 

This Convention shaN oontinue Ni effect NidefinHely but eHher of 
the ContractNvg States may, on or before the thNtieth day of June 
Ni any calendar year be g innNig aller the expiration of a period of 
live years from the date of Hs antry into foroe, give to the other 
Contracting State, through diplomatic channels, writlen notice of 
termNiation and, Ni such event, tNs Convention shall oease to 
have effect 

a) Ni respect of taxes wHhheld at eouroe as wen as exdse taxes 
Nnpo^ on Nisuranoe premkims for amounts paid or credHed 
on or after 1 January of the calendar year foäowNig the year Ni 
which the notice of termNiation Is glven; 
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b) bei den übrigen Steuern vom Einkommen auf die Steuern, die 
für die Steuerjahre oder Veranlagungszeiträume erhoben wer¬ 
den, die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs 
beginnen, das auf das Kündigungsjahr folgt, ausgenommen 
jedoch die vor diesem Zeitpunkt beginnenden Wirtschafts¬ 
jahre; und 

c) bei den Steuern vom Vermögen auf die Steuern, die von 
Vermögenswerten erhoben werden, die am oder nach dem 
1. Januar des Kalenderjahrs vorhanden sind, das auf das 
Kündigungsjahr folgt. 


Geschehen zu Bonn am 29. August 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und er^glischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichefmaßen verbindlich ist. 


b) in respect of other taxes on income for taxes levied for taxable 
years or assessment periods beginning on or after 1 January 
of the calendar year following the year in which the notice of 
termination is given (but excluding any fiscal year commenc* 
ing before such date); and 

c) in respect of taxes on Capital for taxes levied on items of 
Capital existing on or after 1 January of the calendar year 
following the year in which the notice of termination is given. 


Done in duplicate at Bonn this 29th day of August, 1989, in the 
English and German languages, both texts beir>g equally au- 
thentic. 


Für die Bundesrepubltk Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Dr. Hans Werner Lautenschlager 
Dr. Theodor Waigel 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 

VernonA. Walters 
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Protokoll 


Protocoi 


Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkommens zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer 
Steuern haben die Unterzeichr>eten die nachstehenden Bestim- 
mungen vereinbart, die Bestandteil des Abkommens sind: 

(1) Zu den allgemeinen Auswirkungen des Abkommens 

a) Soweit nicht Buchstabe b gilt, können die Vereinigten Staaten 
ungeachtet der Bestimmungen des Abkommens oder dieses 
Protokolls ihre ansässigen Personen (im Sinne des Artikels 4 
(Ansässigkeit]) und ihre Staatsbürger besteuern, als sei das 
Abkommen nicht in Kraft getreten. Im Sinne dieser Bestim¬ 
mung umfaßt der Ausdruck «Staatsbürger^ auch einen ehe¬ 
maligen Staatsbürger, bei dem der Verlust der Staatsbürger¬ 
schaft hauptsächlich der Vermeidung der Einkommensteuer 
dienen sollte, jedoch nur für einen Zeitraum von zehn Jahren 
nach dem Verlust. 

b) Nicht berührt werden durch Buchstabe a die Vergünstigur^gen, 
die die Vereinigten Staaten 

aa) nach Artikel 9 Absatz 2 (VerburxJene Unternehmen), 
Artikel 13 Absatz 6 (Veräußerungsgewinne). Artikel 18 
Absätze 3 und 4 (Ruhegehälter, Renten und Unterhalts¬ 
zahlungen), Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c urKf Ab¬ 
satz 2 (Öffentlicher Dienst; Sozialversicherung) urxl nach 
den Artikeln 23 (Vermeidung der Doppelbesteuerur^g), 24 
(Gleichbehandlung) und 25 (Verständigungsverfahren) 
gewähren, urxl 

bb) nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b (Öffentlicher 
Dienst; Sozialversicherung) und nach den Artikeln 20 
(Gastprofessoren und -lehrer, Studenten und Auszubil¬ 
dende) und 30 (Mitglieder diplomatischer Missionen und 
konsularischer Vertretungen) natürlichen Personen ge¬ 
währen, die weder Staatsbürger der Vereinigten Staaten 
sind noch dort den Status von Einwanderern haben. 

c) Das Abkommen schränkt Steuerbefreiungen urxl -ermäßigun- 
gen, Freibeträge oder Steuerabzugsbeträge. Anrechnungs¬ 
beträge oder andere Vergünstigungen nicht ein, die jetzt oder 
später gewährt werden auf Grurxl 

aa) der Gesetze eines Vertragsstaats oder 

bb) einer anderen Vereinbarung zwischen den Vertrags¬ 
staaten. 

d) Das Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es die 
Bundesrepublik Deutschland daran, ihre Steuern auf Beträge 
zu erheben, die nach dem Vierten Teil des deutschen Außen¬ 
steuergesetzes dem Einkommen einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Person zuzurechnen sind. Wenn 
diese Besteuerung zu einer Doppelbesteuerung führt, beraten 
die zustärxligen Behörden gemäß Artikel 25 Absatz 3 (Ver- 
ständigungsverfahren) über die Vermeidung der Doppel¬ 
besteuerung. 

(2) Zu Artikel 4 Absatz 1 (Ansässigkeit) 

Die Bundesrepublik Deutschlarxl behandelt einen Staatsbürger 
der Vereinigten Staaten oder einen Ausländer, dem die Einreise 
zur Gründung eines ständigen Wohnsitzes rechtmäßig gestattet 
worden ist (Inhaber einer «grünen Karte“), nur dann als In den 
Vereinigten Staaten ansässig, wenn er in den Vereinigten Staaten 
einen längeren Aufenthalt nimmt (substantial presence) oder dort 
eine ständige Wohnstätte oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 


At the signing today of the Convention between the Federal 
Repubtic of Germany arxl the United States of America for the 
Avoidartce of Double Taxation arxl the Prevention of Fiscal Eva¬ 
sion with respect to Taxes on Income arxl Capital and to certain 
other Taxes, the undersigned have agreed upon the following 
provisions, which shall form an integral part of the Convention: 


1. WIth referenoe to the general effecta of the Convention 

a) Notwithstandir>g any Provision of the Convention or this Pro¬ 
tocoi exoept subpvagraph b), the United States may tax its 
residents (as determirted under Arfide 4 (Residerx:e)] arxl its 
dtizens as if the Convention had noK come into effect. For this 
purpose, the term “dtizen” shall ir)clude a former dtizen 
whose loss of citizenship had as one of its prirxxpal purposes 
the avoidarx» of kKome tax, but only for a period of 10 years 
followjr>g such loss. 


b) The provisions of subparagraph a) shall not affect the benefits 
conferred by the United States 

aa) urxler paragraph 2 of Artide 9 (Associated Enterprises). 
Paragraph 6 of Artide 13 (Gains), paragraphs 3 and 4 of 
Artide 18 (Penskxts, Annuities, AJimony, arxl Chikj Sup¬ 
port) and paragraphs 1 c) arxl 2 of Artide 19 (Govern¬ 
ment Service; Social Se^rity), arxl under Artides 23 
(Relief from Double Taxation), 24 (Norxlischmirurtion), 
and 25 (Mutual Agreement Procedure); arxl 

bb) under paragraph 1 b) of Artide 19 (Government Service; 
Sodal Security), arxl urxler Artides 20 (Visiting Profes¬ 
sors and Teachers; Students and Trainees) artd 30 
(Members of Diplomatie Missions arxl Consular Posts), 
upon irxlividuals who are neither dtizens of, nor have 
Immigrant Status in, the United States. 

c) The Convention shall not restrict in any manner any exclusion, • 
exemption, deduction, credit, or other allowance now or 
hereafter accorded 

aa) by the laws of either Contracting State; or 

bb) by any other agreement between the Contracting States. 

d) Nothing in the Convention shall be oonstrued to prevent the 
Federal Repubiic of Germany from imposing its taxes on 
amounts induded In the income of a resident of the Federal 
Repubiic of Germany aoeording to part 4 of the German 
“Außensteuergeaetz”. Where such imposition of tax gives rise 
to a double taxation. the competent authorities shall consult 
for the ekmination of such double taxation aoeording to para¬ 
graph 3 of Artide 25 (Mutual Agreement Prooedure). 


2. Wtth reference io paragraph 1 of Article 4 (Realdenoe) 

The Federal Repubiic of Germany shaR treat a United States 
dtizen or an aßen lawfully admitted for permanent residerK» (a 
"green card" holder) as a resident of the United States only if su(^ 
person has a substantial presence, permanent home, or habitual 
abode in the United States. 
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(3) Zu Artikel 5 (Betriebsstatte) 

und Artikel 14 (Selbständige Arbeit) 

Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die im anderen 
Vertragsstaat Konzerte oder Theateraufführungen gibt oder als 
Unterhaltungskünstler auftritt oder ähnliche Darbietungen und 
Revuen veranstaltet und die im anderen Vertragsstaat nicht nach 
Artikel 17 (Künstler urid Sportler) besteuert werden kann, wird 
nicht so behandelt, als habe sie eine Betriebsstätte oder feste 
Einrichtung in diesem Staat, wenn sie sich dort nicht länger als 
insgesamt 183 Tage im betreffenden Kalerxjerjahr aufhält. 


(4) Zu Artikel 7 Absätze 1 und 2 (Gewerbliche Gewinne) 
und Artikel 13 Absatz 3 (VeräuBerungsgewinne) 

Einr^hmen, Veräußerungsgewinne oder Ausgaben, die einer 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung zuzurechnen sirtd, sind bei 
der Durchführung der Artikel 7 Absätze 1 und 2 und Artikel 13 
Absatz 3 im Staat der Betriebsstätte oder festen Einrichtung auch 
dann zu versteuern oder abzuziehen, wenn ihre Zahlung aufge¬ 
schoben wird, bis die Betriebsstätte oder feste Einrichtung reicht 
mehr besteht. Der vorhergehende Satz schMeßt es nicht aus, auf 
die aufgeschobenen Zahlungen innerstaatliche Regelungen eines 
Vertragsstaats über die periodengerechte Zurechnung von Ein¬ 
nahmen und Ausgaben anzuwenden. 

(5) Zu Artikel 7 (GewerbllcKe Gewinne) 
und Artikel 13 (VeräuBerungsgewinne) 

Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das 
während einer bestimmten Zeit Betriebsvermögen einer Betriebs¬ 
stätte oder festen Einrichtung war, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person im anderen Vertragsstaat hat oder hatte, kön¬ 
nen vom anderen Staat ruir bis zur Höhe des Gewinns besteuert 
werden, der auf diese Zeit entfällt. Ungeachtet der Bestimmungen 
des Artikels 7 oder des Artikels 13 kann die Steuer auf diese 
Gewtnrie zu dem Zeitpuräct erhoben werden, zu dem die Gewinne 
nach dem Recht des anderen Staates realisiert ut\ö steuerlich 
erlaßt werden, wenn dieser Zeitpunkt inr>erhalb von zehn Jahren 
nach dem Datum liegt, von dem ab das Vermögen nicht mehr Be¬ 
triebsvermögen der Betriebsstätte oder festen Einrichtung ist 
(oder innerhalb des von dem Recht eirtes der beiden Vertrags¬ 
staaten vorgesehenen kürzeren Zeitraums). 

(6) Zu Artikel 7 Absatz 3 (Gewerbliche Gewinne) 

Die zuständigen Behörden können für die Zurechnung der in 
Artikel 7 Absatz 3 erwähnten Aufwendungen bei einer Betriebs¬ 
stätte in gegenseitigem Einvernehmen gemeinsame Verfahren 
vereinbaren, die von den im innerstaatlichen Recht vorgesehenen 
Verfahren abweichen. 

■ 

(7) Zu Artikel 9 (Verbundene Unternehmen) 

Jeder Vertragsstaat kann die Bestimmungen seines innerstaat¬ 
lichen Rechts, nach denen Einnahmen, abzuziehende Beträge, 
Steueranrechnur>gs- oder Freibeträge zwischen verbundenen 
Personen aufzuteilen oder zuzurechnen sind, artwenden, um 
abzuziehende Beträge. Steueranrechnungs- oder Freibeträge 
nach den allgemeinen Grurxlsätzen des Artikels 9 Absatz 1 
aufzuteilen oder zuzurechnen. Artikel 9 ist nicht so auszulegen, 
als beschränke er einen Vertragsstaat bei der Aufteilung von 
Einkünften zwischen Personen, die auf andere Weise als durch 
ntittelbare oder unmittelbare BeteiHgurtg im Sinne des Absatzes 1 
miteinander verburtden sirxf (zum Beispiel durch kommerzielle 
oder vertragliche Beziehungen, die zu beherrschendem Einfluß 
führen): die Aufteilung muß aber sonst den allgemeinen Grurtd- 
sätzen des Artikels 9 Absatz 1 entsprechen. 

(8) Zu Artikel 10 Absatz 3 (Dividenden) 

Für Zwecke der Einkommensteuer der Vereinigten Staaten wird 
oer in den Vereinigten Staaten ansässige Anteilseigner so behan¬ 
delt, als habe er eine Erstattung deutscher Steuer in Form eirter 


3. WIth reference to Article 5 (Permanent Establishment) 
and Article 14 (IrKleperKtent Personal Services) 

A resident of a Contracting State that performs in the other 
Contracting State concerts, theatrical or artistic performances, or 
similar shows and revues and that may not be taxed in that other 
State under the Provision of Article 17 (Artistes and Athleles) shall 
not be deemed to have a permanent establishment or fixed base 
in that State it its presence does not exceed in the aggregate 183 
days in the calendar year concemed. 


4. With reference to paragraphs 1 and 2 of Article 7 
(Business Profits) and paragraph 3 of Article 13 (Gains) 

For the Implementation of paragraphs 1 anö 2 of Article 7 and 
Paragraph 3 of Article 13 any Inoome, gain, or expense attribut- 
able to a permanent establishment or a fixed base during its 
existence is taxable or deductible in the Contracting State where 
such permanent establishment or fixed base is situated even if the 
payments are deferred until such permanent establishment or 
fix^ base has ceased to exist. Nothing in the preceding sentence 
shall affect the application to such deferred payments of rules 
regarding the accrual of income and expenses according to the 
domestic law of a Contracting State. 

5. With reference to Article 7 (Business Profits) 
and Article 13 (Gains) 

Gains from the alienation of movable property that at any time 
formed pari of the business property of a permanent establish¬ 
ment or fixed base that a resident of one Contracting State has or 
had in the other Contracting State may be taxed by that other 
State onty to the extent of the gain that accrued during that time. 
Notwithstanding any Provision of Article 7 or Article 13, such tax 
may be imposed on such gains at the time when reatized and 
recogntzed under the taws of that other State, K rt is within ten 
years of the date on which the properiy ceases to be pari of the 
business property of the permanent establishment or fixed base 
(or such shorter period provided by the laws of eilher Contracting 
State). 


6. With reference to paragraph 3 of Article 7 
(Business Profits) 

The competent authorities may mutually agree to common pro- 
cedures different from those under national law for the allocation 
to a permanent establishment of expenses mentior^ in para¬ 
graph 3 of Article 7. 


7. WKh reference to Article 9 (Associated Enterprises) 

Erther State may appfy the rules of its national law that permit the 
distribution, apportionment, or allocation of income, deductions, 
credits, or atlowarK>es between related persons with a view to 
apporiioning or alkxatir>g such deductions. credits, or allowances 
in accordance with the general prirKiptes of paragraph 1 of Arii- 
cle 9. Article 9 shall rK>t be oor^trued to limit either Contracting 
State in allocating income between persons that are related other 
than by direct or ir^direct pariidpation within the meaning of para¬ 
graph 1, such as by oommerdal or contractual relationshtps 
resulting in controiling tnfluence, so long as such aikx^ation is 
otherwise In accordance with the general prindples of paragraph 
1 of Artide 9. 


8. With reference to paragraph 3 of Article 10 (DIvIdends) 

For United States income tax purposes, the United States share¬ 
holder shall be treated as if ä had received as a divideixl a refund 
of German tax equal to 5.68 percent of the dividerKt actuatly pakJ, 
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Dividende in Höhe von 5.68 vom Hundert der tatsächlich gezahl¬ 
ten Dtviderxle (vor deutscher Kapitalertragsteuer) erhalten. Die 
Summe dieser Erstattung urxJ der tatsächlichen Dvidende gilt als 
mit deutscher Kapitalertragsteuer zu dem in Artikel 10 Absatz 2 
Buchstabe b vorgesehenen Satz belastet. 

(9) Zu Artikel 10 Almtz 8 (Dividenden) 

Das tragende Prinzip des ..ausschüttungsgleichen Betrages*’ 
nach dem Recht der Vereinigten Staaten besteht darin, den Teil 
der in Absatz 8 Buchstabe a genannten Einkünfte darzustellen, 
der dem Betrag vergleichbar ist. der als Dividende ausgeschüttet 
würde, falls eirte inländische Tochtergesellschaft diese Einkünfte 
erzielt hätte. 

(10) Zu den Artikeln 10 (Dividenden), 

11 (ZIneen) und 12 (Ltee na gebOhren) 

Für einen Vertragsstaat gilt der kn anderen Vertragastaat ansäs- 
aige Bezieher von Dtvidervten, Zinaen oder üzenzgebOhren als 
Nutzungsberechtigter kn Sinne der Artikel 10, 11 und 12, wenn 
der Bezieher die Person ist, der die Einkünfte nach dem Recht 
des erstgeiwinten Staates steuerftch zuzurechnen skxl. 

(11) Zu Artikel 11 (Zinaen) 

Bei eirter in den Vereirvgten Staaten geleger^en Betriebsstätte 
etner deutschen GeseKachaft ist der ÜberschuB der bei der 
Betriebsstätte abzugsfähigen Zinsen Ober die von Ihr tatsächlich 
gezahlten Zinsen als Zins zu beharxjekt, der von einer in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person als Nutzungs¬ 
berechtigtem bezogen vvkd. 

(12) Zu Artikel 12 (Uzanzgebütiran) 

Wird bei einem ki einem Vertragsstaat ansässigen Künstler eine 
Daftietung kn anderen Vertragsstaat aufgezeichnet, hat er ein 
Recht kl bezug auf die Nutzung der Aufzelchnurx) und bezieht er 
dafür ein nach Verkauf oder öffentlicher Auffühnjng bemesser^es 
Entgelt, so wird das Entgelt nach Maßgabe dieses Artikels be¬ 
handelt. 

(13) Zu Artikel 13 Absatz 2 (Veräußerungsgewinne) 

Der Ausdruck ..unbewegHches Vermögen, das kn arxferen Ver¬ 
tragsstaat Regt“ kn Sinne dieses Absatzes umfaßt, wenn es sich 
bei dem anderen Vertragsstaat um die Verek^igten Staaten han¬ 
delt, ein «real property Interest“ nach dem Recht der Vereinigten 
Staaten. 

(14) Zu Artikel 13 Absatz 3 (VeräuBsnmgsgswInne) 

Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verhindere er die 
Behandlung von (Gewinnen als Veräußerungsgewinn kn Skvie 
von Absatz 3. wenn der Gewinn durch eine ki einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus der Veräußerung einer Beteiliguno an einer 
Personengesettschaft, einem Treuhandvsonögen (trust) oder 
einem NacNaB (estate) erzielt wkd, welche(r) eine kn anderen 
Vertragsstaat gelegens Betriebsstätte hat. 

(18) Zu Artikel 17 Absatz 1 (Künstlsr und Sportisr) 

Karvi nach Artikel 17 Absatz 1 eki Künstler oder Sportler in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht besteuert weiden, so wkd eme 
kn Abzugsweg ertx3bene Steuer dem Steuerpflichiigen nur auf 
Antrag am Ende des betreffenden Kalenderjahrs erstattet Arti¬ 
kel 29 Absatz 6 (Erstattung der Abzugsteuem) bleibt unberührt. 


• 16) Zu Artikei 18 Absatz 3 

(Ruhegehälter, Renten und Untsrheltaaahlungen) 

Bei der Festsetzung des steuerpflichtigen Ein k ommens eir>er in 
der Bundesrepublik Deutschl^xf ansässigen natürächen Person 


determiried befor© the German withholding tax on such dividend 
The sum of this refund and such actual dividerxj shaH be deemed 
to have been subject to German withholding tax at the rate 
prescribed m paragraph 2 b) of Articie 10. 


9. With reference to paragraph 8 of Articie 10 (OividerKls) 

The general prkxxple of the “dividerxf equivaient amount“, as 
used in the United States law. is to approximate that portion of the 
irxxxne mentioned in paragraph 8 a) that is comparable to the 
amount that would be distributed as a dividerxi if such income 
were eamed by a localty kxxxporated subsidiary. 

10. WIth r ef eranoe to Artldea 10 (DIvIdsnda), 

11 (Interest), and 12 (Roysittss) 

A Contractino State shaR deem Ihe recipient of dividervte. kiterest. 
or royalties who Is a resident of Ihe ott^ Contracting State to be 
the benefidat owr>er for the purpoees of ArScles 10, 11, bpö 12 tf 
the recipient is the person to which the kicome is attributable for 
tax purposes under the laws of the fkst-mentioned State. 

11. With reference to Articie 11 (Irrterest) 

The excess of the amount of Interest deductible by a United States 
permanent establishmeni of a German Company over the kiterest 
actually paid by such permanent establishment shaH be treated as 
kiterest derived and beneficially owned by a resident of the 
Federal Repubbc of Germany. 


12. With reference to Articie 12 (Royalties) 

Where an artiste resideni in one Contracting State reoords a 
Performance ki the other Contracting State, has a oopyrightable 
kiterest ki the reoording. and reoeives consideration for the right to 
use the reoordtng based on the sale or public playing of such 
reoording. then such consideration shail be govemed by this 
Articie. 

13. With reference to paragraph 2 of Artlde 13 (Qains) 

The term “knmovable property situated ki the other Contracting 
State", as described ki tNs paragraph. when the United States is 
that other Contracting State kidudes a United Stales real property 
kiterest. 


14. With reference to paragraph 3 of Articfe 13 (Qains) 

Nothkig in this Articie shalt prevent gains from the atlenation by a 
resident of a Contracting State of an kiterest ki a partnership, 
trust or estate that has a permanent establishment si^ted ki the 
other Contracting State from bekig treated as gaki under para¬ 
graph 3. 


15. With re i ere nc e Io paragraph 1 of Articie 17 
(AiHalea and AtNataa) 

If an artiste or athlete is not eubject to tax in ihe Federal Republic 
of Germany under tie provteions of paragraph 1 of Aittde 17, tax 
may be withheld af eouroe kl tie Fedaral Repubfic of Germany. 
and shai be lefunded Io the taxpayer oräy upon appäcatfon at the 
end of Ihe calendar year oonoemed. Paragraph 6 of Arttde 29 
(Refund of Withholding Tax) Shell ramain unaflected. 

18. Wtth rafaranoa to par a g r ap h 3 of Arttda 18 

(Pansiont, AnnuMas, ANmony, and CtiNd Support) 

kl determining Ihe taxable kioome of an kidMdual who is a 
resident of the Federal Republic of Gennany there shalt be 
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wird in bezug auf Unterhaitszahlungen oder ähnliche Leistungen, 
die an eine in den Vereinigten Staaten ansässige natürliche 
Person gezahlt werden, der Betrag zum Abzug zugelassen, der 
zum Abzug zugelassen würde, wenn die letztger^nnte Person in 
der BurKfesrepubltk Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig 
wäre. 


(17) Zu Artikel 20 AbMtz 2 

(Gastprofessoren urul -lehrer; 

Stuckmten und Auszubildende) 

Zahlungen, die aus öffentlichen Mitteln eines Vertragsstaats oder 
von einer mit öffentlichen Mitteln ausgestatteten Organisation zur 
Vergabe von Stipendien geleistet werden, gelten in voller Höhe 
als aus Quellen außerhalb des anderen Staates stammerKf. Der 
vorsteherxfe Satz gilt auch für Zahlungen, die im Rahmen von 
Programmen geleistet werden, die von Organisationen beider 
Vertragsstaaten gemeinsam finanzien werden, wenn mehr als 
50 vom Hundert dieser Gelder aus öffentlichen Mitteln des erst¬ 
genannten Staates oder von einer mit diesen Mitteln ausgestat¬ 
teten Organisation zur Vergabe von Stipendien bereitgestellt 
werden. Die zuständigen Behörden bestimmen die Stlperxften- 
programme, deren Zahlungen auf Grund der vorsteheriden Be* 
Stimmungen als aus Quellen außerhalb eines Vertragsstaats 
stammend zu beharxfeln sind. 


(18) Zu Artikel 20 Absätze 1, 4 und 5 
(Gastprofessoren und -lehrer; 

Studenten und Auszubildende) 

Wenn eine in einem Vertragsstaat ansässige Person sich im 
arxleren Vertragsstaat während eines längeren als des festge¬ 
setzten Zeitraums aufhält, kann der arxiere Staat die Person nach 
seinem innerstaatiichen Recht für den gesamten Zeitraum des 
Aufenthalts besteuern, es sei denn, daß die zuständigen Behör¬ 
den der Vertragsstaaten im Eiruelfall etwas anderes vereinbaren. 


(19) Zu Artikel 21 Absatz 2 (Andere Einkünfte) 

Wenn der Empfänger und der Schuldner einer Dividende in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässig smd und die Dividende 
einer Bethebsstätte oder einer festen Einrichtung zuzurechnen ist, 
die der Empfänger der Dividende in den Vereinigten Staaten hat, 
kann die Burxtesrepublik Deutschland die Dividende zu den in 
Artikel 10 Absatz 2 und 3 (Dividenden) vorgesehenen Sätzen 
besteuern. Die Vereinigten Staaten rechnen die Steuer nach 
Artikel 23 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) an. 


(20) Zu Artikel 23 AbsaU 1 

(Vermeidung der Doppelbesteuerung) 

Weist das Abkommen der Bundesrepublik Deutschland das 
Besteuerungsrecht für Eirtkünfte zu, die nach dem Recht der 
Vereinigten Staaten aus Quellen in den Vereinigten Staaten 
selbst stammen, so gewähren die Vereinigten Staaten die in 
Artikel 23 Absatz 1 vorgesehene Anrechnung vorbehaltlich sol¬ 
cher Rechtsvorschriften der Vereinigten Staaten, die bei Einkünf¬ 
ten aus Quellen in den Vereinigten Staaten die Anrechnung 
ausländischer Steuern ausschßeßen, sowie die In Artikel 23 
Absatz 3 vorgesehene Anrechnung. Im Sinne des Artikels 23 
Absatz 1 bedeuten die „tragenden Prinzipien*' dm Vermeidung der 
Doppelbesteuerung durch Anrechnung der Steuern, die von aus 
der Bufxlesrepublik Deutschland stammenden Einkünften erho¬ 
ben werden, wie sie auf der (slrundlage der geltenden, durch das 
Abkommen modiftzierten OuellarTvorschrfften der Vereirtigten 
Staaten gewährt wird. Während sich Einzelheiten und Begrenzun¬ 
gen der Anrechnung durch Neufassung von Rechtsvorschriften 
der Vereinigten Staaten ändern dürfen, muß ungeachtet solcher 
Neufassungen gewährleistet bleiben, daß im Rahmen des ge¬ 
nannten Absatzes die deutschen Steuern von Einkünften aus 
deutschen Quellen arrgerechnet werden. 


allowed as a deduction in respect of alimony or simiiar allowances 
pakf to an individual who is a resident of the United States the 
amount that would be allowed as a deduction if that last-men- 
tioned individual were subject to unlimited tax liability in the 
Federal Republic of Germany. 


17. With reference to paragraph 2 of Article 20 

(VisHIng Professors and Tsschers; 

Studants and Trainees) 

Payments that are made out of public funds of a Contracting State 
or by a scholarship Organization erxlowed with such funds shali be 
considered to arise In full from sources outside the other State. 
The preceding sentenoe shali also appty when such payments are 
made urxfer programs funded jointly by organizations of both 
Contracting ^tes if more than 50 peroent of these furKfs are 
provided out of public funds of the first-mentk>ned State or by a 
scholarship organization endowed with such funds. The oompe- 
tent authorities shali oonsult with each other to kfentify those 
scholarship programs whose payments shali be treated as arising 
from sources outside a Contracting State under the foregoing 
rules. 


18. WHh referenoe to paragraphs 1, 4, and 5 of Article 20 
(ViaKIng Profeaaora and Taachera; 

Studentt and Trainees) 

If a resident of a Contracting State remains in the other Contract¬ 
ing State for a period of time exceedir>g that prescribed, that other 
State may tax the irxfividual urxfer its national law for the entire 
period of the visk, unless in a particular case the oompetent 
authorities of the Contracting States agree otherwise. 


19. With reference to paragraph 2 of Article 21 
(Other Income) 

Where the recipient and the payor of a dividend are both residents 
of the Federal Republic of oiermany and the dividerxf is attributed 
to a permanent establishment or a fixed base that the recipient of 
the dividerxf has in the United States, the Federal flepublic of 
Germany may tax such a dividerxf at the rates provided for ' 
in paragraphs 2 arxi 3 of Article 10 (Divkjends). The United 
States shalt give a credit for such tax aoaxdtng to the proviskxis 
of Artide 23 (Relief from Double Taxation). 


20. With reference to paragraph 1 of Articte 23 
(Relief from Double Taxation) 

In cases where the Convention gives to the Federal Republic of 
Germany the right to tax Inoome and such inoome is regarded as 
United States source income urxfer United States law the United 
States shali grant the credit provkfed for in paragraph 1 of Artl- 
cie 23, sub|ect to any law of the Ur^ited States limiting the foreign 
tax credit in a way that prevents the crediting of a foreign tax 
against United States source inoome, and the credit provided for 
in paragraph 3 of Article 23. For purposes of paragraph 1 of Arti¬ 
cle 23, the "general prindple hereof" means the avokfance of 
double taxation by aHowing a credit for taxes imposed on items of 
ifxx>me arising in Germany, as determined under applicable 
United States source rules, as modified by the Convention. While 
the detaits arxf imitations of the credit pursuant Io this paragraph 
may change as provisions of Unked States law ohange, arty such 
changes must preserve a credit for German taxes paid or accrued 
with respect to items of German source kKome, 
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(21) Zu Artikel 23 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) 
und Artikel 25 (Verständigungsverfahren) 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet die Doppelbesteue¬ 
rung durch Steueranrechnung nach Artikel 23 Absatz 2 Buch¬ 
stabe b, und nicht durch Steuerbefreiung nach Artikel 23 Absatz 2 
Buchstabe a, 

a) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen unter¬ 
schiedlichen Abkommensbestimmungen zugeordnet oder ver¬ 
schiedenen Personen zugerechnet werden (auBer nach Arti¬ 
kel 9 [Verbundene Unternehmen)) und dieser Konflikt sich 
nicht durch ein Verfahren nach Artikel 25 regeln läßt und 

aa) wenn auf Grund dieser unterschiedlichen Zuordnung 
oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder Vermö¬ 
genswerte doppelt besteuert wurden oder 

bb) wenn auf GrurxJ dieser unterschiediichen ZuordfHjr^g 
oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder Vermö¬ 
genswerte in den Vereinigten Staaten unbesteuert blie¬ 
ben oder zu niedrig besteuert würden und in der Bundes¬ 
republik Deutschland (abgesehen von der Anwendung 
dieses Absatzes) von der Steuer befreit blieben, oder 

b) wenn die Bur>desrepublik Deutschland nach gehöriger Kon¬ 
sultation und vorbehaltlich der Beschränkungen ihres inner¬ 
staatlichen Rechts den Vereinigten Staaten auf diplomati¬ 
schem Weg andere Einkünfte notifiziert hat. auf die sie diesen 
Absatz anzuwenden beabsichtigt, um die steuerliche Freistel¬ 
lung von Einkünften in beiden Vertragsstaaten oder sonstige 
Gestaltungen zum Mißbrauch des Abkommens zu verhindern. 

Im Fall einer Notifikation nach Buchstabe b können die Vereinig¬ 
ten Staaten vorbehaltlich einer Notifikation auf diplomatischem 
Weg diese Einkünfte auf Grund dieses Abkommens entsprechend 
der Qualifikation der Einkünfte durch die Bur)desrepublik Deutsch¬ 
land qualifizieren. Eine Notifikation nach diesem Absatz wird erst 
ab dem ersten Tag des Kalenderjahrs wirksam, das auf das Jahr 
folgt, in dem die Notifikation übermittelt wurde urKl alle rechtlichen 
Voraussetzungen nach dem innerstaatlichen Recht des notifizie¬ 
renden Staates für das Wirksamwerden der Notifikation erfüllt 
sind. 


(22) Zu Artikel 24 Absatz 1 (Gtelchbehandlung) 

Artikel 24 Absatz 1 verpflichtet die Vereinigten Staaten nicht, elfter 
nicht in den Vereinigten Staaten ansässigen natürlichen Person 
deutscher Staatsangehörigkeit die gleiche steuerliche Behand¬ 
lung zuteil werden zu lassen wie einem nicht in den Vereinigten 
Staaten ansässigen Staatsbürger der Vereinigten Staaten. 


(23) Zu Artikel 25 (Verständigungsverfahren) 

Dieser Artikel ist nicht so auszutegen, als verpflichte er einen 
Vertragsstaat, einen von einer Person ausgesprodienen Verzicht 
auf Ihre Rechte nach diesem Artikel unberücksichtigt zu lassen. 


(24) Zu Artikel 25 Absatz 5 (Verständigungsverfahren) 

Die für den Einzelfall zu treffende Entscheidung der Schiedsstelie 
ist für beide Vertragsstaaten für diesen EinzetfaH bindend. 

(25) Zu Artikel 25 Absatz 5 (Verständigungsverfahren) 
und Artikel 26 (Informationsaustausch und Amtshllfe) 

Die Vertragsstaaten können der Schiedsstelie die Informationen 
überlassen, die zur Durchführung des Schiedsverfahrens erfor¬ 
derlich sifKl, jedoch unterliegen die Mitglieder der Schiedsstelie 
den für die Offenlegung geltenden Beschränkurtgen rtach Arti¬ 
kel 26. 


21. With reference to Article 23 (Relief from Double Taxation) 
and Article 25 (Mutual Agreement Procedure) 

The Federal Repubiic of Germany shall avoid double taxation by a 
tax credit as provided for In paragraph 2 b) of Article 23, and not by 
a tax exemption urKier paragraph 2 a) of Article 23, 

a) if in the Contracting States income or capitai is placed under 
differing provisions of the CkKivention or attributed to different 
persons [other than under Article 9 (Associated Enterprises)] 
and this oonfKct cannot be settied by a procedure pursuant to 
Article 25 arxl 

aa) If as a result of such plaoement or attribution the relevant 
inoome or Capital would be subject to double taxation; or 

bb) if as a result of such plaoement or attribution the relevant 
inoome or Capital would remain untaxed or be subject 
only to kiappropriatefy reduoed taxation in the United 
SU^ arxi would (but for the application of this Para¬ 
graph) remain exempt from tax in the Federal Repubiic of 
Germany; or 

b) if the Federal Repubiic of Germany has, after due oonsultation 
and sut^ect to the Kmitations of its internal law, notified the 
United States through diplomatic Channels of other items of 
income to which rt intends to appty this Paragraph in Order to 
prevent the exemption of income from taxation in both Con- 
tractir^ States or other arrar^gemerrts for the improper use of 
the Convention. 

In the case of a rK>tificatkxi under subparagraph b), the United 
States may, subject Io r>otification through diplomatic Channels, 
characterize such inoome under the Corrvention oonsistently with 
the characterization of that inoome by the Federal Repubiic of 
Germany. A notification made under this Paragraph shall have 
effect only from the first day of the calendar year foHowing the year 
in which it was transmitted and any legal prereqursites urKler the 
domestic law of the notifying State for giving it effect have been 
futfilled. 


22. With reference to paragraph 1 of Articia 24 
(Nondiacrimlnatlon) 

Paragraph 1 of Article 24 does not obligate the United States to 
subject an Mivldual who is a German natxxial rK)t resident in the * 
UniM States to the same taxing regime as that applied to a 
Citizen of the United States not resident in the Urtited States. 


23. With reference to Article 25 
(Mutual Ag r a am a nt Procedure) 

Nothing in this Article ^11 be oonstrued to obligate a Contracting 
State Io disregard a person*8 waiver of rights urxfer this Article. 

24. With reference to paragraph 5 of Article 25 
(Mutual A gr aa mant Procedure) 

The dedsion of the arbitratlon board in a partioular case shall be 
bindng on both Contracting States with respect Io that case. 

25. WHh rafaran c a Io paragraph 5 of Ardda 25 
(Mutual Agraamant Procedura) and Artlda 26 
(Exchange of Information and Admädatrative Aaalatance) 

The Contracting States may release to the arbitration board such 
Information as is neoessary for carrying out the arbitration proce¬ 
dure, provided that the members of the arbitration board shall be 
subject to the ttmitations on disdosure described in Article 26. 
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(26) Zu Artikel 26 (Informationsaustausch und Amtshilfe) 

Die Bundesrepublik Deutschland tauscht nach diesem Artikel 
Informationen auf Ersuchen oder ohne Ersuchen in dem Umfang 
aus, in dem dies in dem EG-Amtshilfegesetz vom 19. Dezember 
1985 (vorbehaltlich gelegentlicher Änderungen unter Wahrung 
der tragenden Prinzipien) vorgesehen ist. 

(27) Zu Artikel 27 (Befreite Organisationen) 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden Verfahren 
zur Durchführung dieses Artikels ausarbeiten. 

(28) Zu Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f 
(Schranken für die Abkommensvergünstigungen) 

Zu den in Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f genannten, nicht auf 
Gewinnerztelung gerichteten Organisationen gehören unter ande¬ 
rem Pensionskassen, Pensionstrusts, private Stiftungen, Gewerk¬ 
schaften, Wirtschaftsverbdrxje urtd öhnitche Organisatkxien. In 
jedem FaN hat eine Pensionskasse, ein Pensionstrust oder ein 
ähnlicher Rechtsträger, der nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats zu dem Zweck errichtet worden ist, Ruhegehälter, 
Invaliditätsrenten oder andere Sozialleistungen für Arbeitnehmer 
zu gewähren, Anspruch auf die Vergünstigungen nach diesem 
Abkommen, wenn der jeweilige Träger dieser Einrichtung auf 
Grund von Artikel 28 Anspruch auf die Vergünstigungen nach 
diesem Abkommen hat. 


Geschehen zu Bonn am 29. August 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaBen verbindlich ist. 


26. WIth reference to Article 26 

(Exchange of Information and Administrative Assistance) 

The Federal Republic of Germany shall under this Article 
exchange Information with or without request to the extent pro- 
vided for in the law of 19 December 1985 (EG-Amtshilfegesetz) as 
amended from time to time without changing the general princip- 
les thereof. 

27. With reference to Article 27 (Exempt Organizatlons) 

The competent authorities of the Contracting States shall develop 
procedures for implementing this Article. 

28. With reference to paregraph 1 f) of Article 28 
(Limitation on Benefits) 

The not-for-profit organizations described in paragraph 1 f) of 
Article 28 include, but are not limited to, penslon funds, pension 
trusts, private foundations, trade unions, trade assodations, and 
similar organizatior^. In all events, a pension fund, pension trust, 
or similar entity organized for purposes of providlng retirement, 
disabitity, or o^r employment benefits that is organized under 
the laws of a Contracting State shall be entitied to the benefits of 
the Convention if the Organization Sponsoring such fund. trust, or 
entity is entitied to the bef>efits of the Convention under Artide 28. 


Dor^ in duplicate at Bonn this 29th day of August, 1989, In the 
English and German languages, both texts being equally au- 
thentic. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of (^rmany 

Dr. Hans Werner Lautenschiager 
Dr. Theodor Waigel 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 

Vernon A. Walters 
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Der Staatssekretär Bonn, 29. August 1989 Der Staatssekretär Bonn, August 29,1989 

des Auswärtigen Amts des Auswärtigen Amts 


Exzellenz, 

ich beehre mich, auf das heute Unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkomnr^ und vom Vermögen und einiger anderer 
Steuern Bezug zu r^ehmen und ihnen im Namen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland folgendes mitzuteilen: 

Wenn die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten ver¬ 
einbaren, eine Meinungsverschiedenheit Ober die Auslegung oder 
Anwendung dieses Abkommens nach Artikel 25 Absatz 5 einem 
Schiedsverfahren zu unterwerfen, wird wie folgt verfahren: 

(1) Die zustärxfigen Behörden können sich erst dann darauf 
einigen, in emem Einzelfall ein Schiedsverfahren einzuleiten, 
wenn die Verfahren nach Artikel 25 Absätze 1 bis 4 voll ausge¬ 
schöpft worden sirxi und wenn der Steuerpflichtige/die Steuer¬ 
pflichtigen dem Schiedsverfahren zustimmt/zustimmen und sich 
schiiftKch bereit erklärt/erldären, die schiedsrichtertiche Entschei¬ 
dung als binderid anzuerkennen. Die zuständigen Behörden leiten 
tm allgemeinen kein Schiedsverfahren über Angelegenheiten be¬ 
treffend die Steuerpolitik oder das innerstaatliche Steuerrecht 
eines der Vertragsstaaten ein. 

(2) Die zuständigen Behörden setzen für jeden EinzeHall eine 
S^iedsstelie in der folgenden Weise ein: 

a) Eine Schiedsstelle besteht aus mindestens drei Mitgliedern. 

Jede zuständige Behörde ernennt die gleiche Anzahl von 
Mitgliedern; diese Mitglieder einigen sich auf die Ernennung 
des/der anderen Mltglieds/Mitglieder. 

b) Das andere Mitglied/dle anderen Mitglieder der Schiedsstelle (b) 
kommt/kommen aus einem der Vertragsstaaten oder aus 
einem anderen OECD-Mitgliedstaat. Die zuständigen Behör¬ 
den können noch weitere Anweisungen betreffend die Krite¬ 
rien für die Auswahl des/der anderen Mitglieds/Milglieder der 
Schiedsstelle erlassen. 

c) Die Mitglieder der Schiedsstelle (ur>d ihre Bediensteten) müs- (c) 
sen sich bei ihrer Ernennung schriftlich bereit erklären, die 
geltenden Bestimmungen beider Vertragsstaaten und des 
Abkommens betreffend die Vertraulichkeit und die Offen¬ 
legung von Informationen zu beachten und sich diesen Be¬ 
stimmungen zu unterwerfen. Wenn diese Bestimmungen von¬ 
einander abweichen, gilt die jeweils strengere Regelung. 

(3) Die zuständigen Behörden können sich auf bestimmte Ver¬ 
fahrensregeln, etwa In bezug auf die Ernennung eines Vorsitzen¬ 
den, Verfahren für die Entscheidungsfindung, die Festsetzung 
von Fristen etc., einigen und die Schiedsstelle entsprechend 
anweisen. Im übrigen legt die Schiedsstelle ihre eiger>en 
Verfahrensregeln fest, die den allgemein anerkannten Billigkeits- 
grurtdsätzen entsprechen müssen. 

(4) Den Steuerpflichtigen und/oder ihren Vertretern ist Gelegen¬ 
heit zu geben, der Schiedsstelle ihre Auffassungen darzulegen. 

(5) Die Schiedsstelle entscheidet jeden EinzeHall auf Grund des 
Abkommens unter gehöriger Beachtur>g des inr>erstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten und der Grundsätze des Völker¬ 
rechts. Die Schiedsstelte leitet den zuständigen Behörden eine 
Erläutenjng ihrer Entscheidung zu. Die Entscheidung der 
Schiedsstelle im jeweiligen Fall ist für beide Vertragsstaaten urxt 
den/die Steuerpflichtigen für den betreffenden Fall bindend. Die 
Entscheidung der Schiedsstelle hat keine präjudizielle Wirkung; 
es wird aber davon ausgegangen, daB die Entscheidungen in 
Fällen, die den zuständigen Behörden später unterbreitet werden 
und die denselben/dieseiben Steuerpflichtigen, dieselbe(n) Sach- 
frage(n) und tm wesentlichen ähnliche Sachverhalte betreffen, 
gewöhnlich berücksichtigt werden und gegebenenfalls auch in 
anderen Fällen berücksichtigt werden können. 


Excellency, 

I have the honor to refer to the Convention signed today 
between the Federal Republic of Germany arxt the United States 
of America for the Avoidance of Double Taxation and the Preven¬ 
tion of Fiscal Evasion with respect to Taxes on Inoome and Capital 
and to certain other Taxes and to inform you on behalf of the 
Government of the Federal Republic of Germany of the following: 

tf the competent authorfties of both Corrtracting States agree to 
submit a disagreement regarding the Interpretation or application 
of this Convention to arbäration aooording to paragraph 5 of Arti- 
de 25, the following prooedures will apply: 

1. The competent authorfties may agree to invoke arbitration in 
a specHic case onty after fully exhausting the prooedures available 
urxW paragraphs 1 Io 4 ^ Article 25, arid if the t8xpayer(s) 
consent(s) to the arbitration and agr6e(s) in wrfting to be boimd by 
the arbibaUon dedsion. The competent authorfties will not gener- 
ally accede to arbitration with resped to rrwtters corx^eming the 
tax policy or domestic tax law of either Contracting State. 


2. The competent authorities shali establish an arbitration board 
for each specific case in the following manner: 

(a) An arbitration board shali oonsist of rK>t lass than three 
members. Each competent authorfty shali appoint the same 
number of members, and these members shali agree on the 
appointment of the other member($). 

The other member(s) of the arbitration board shali be from 
either Contracting State or from ar>other OECD member 
country. The competent authorities may issue further instruc- 
tions regarding the criteria for selecting the other member(s) 
of the arbitration board. 

Arbitration board members (and their staffs) upon their ap¬ 
pointment must agree in writing to abkfe by and be subject to 
the applicable confidentiality and disdosure provisions of 
both Contracting States arvd the Convention. In case those 
provisions conflict, the rrtost restrictive condition will apply. 


3. The competent authorities may agree on and instruct the 
arbitration board regarding specific rules of procedure, such as 
appointment of a Chairman, procedures for reaching a dedsion, 
^tablishmertt of time Kmits, etc. Otherwise, the arbitration board 
shali establish Its own rules of procedure consistent with generally 
accepted prindples of equrty. 

4. Taxpayers and/or their representatives shali be afforded the 
opportunity to present their views to the arbitration board. 

5. The arbitration board shali dedde each specific case on the 
basis of the Convention, givk^g due consideration to the domestic 
laws of the Contracting States and the prindples of intemationai 
law. The arbitration board will provide to the competent authorities 
an explanatkxi of Its dedsion. The dedsion of the arbitration board 
in a particular case shali be binding on both Contracting States 
aixf the taxpayer(s) with respect tothat case. White the dedsion of 
the arbitration board shali not have precedentiat effect, It is 
expected that such dedsions ordnarity wtH be taken anto acoount 
in subsequent competent authority cases tnvolving the same 
taxpayer(s), the same tssue(s), anö substantiatly similar facts, ar>d 
may also be taken into account in other cases where appropriate. 
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D»e Kosten des Schiedsverfahrens werden wie folgt getra* 
gen 

a» Jeder Veriragsstaat trägt die Kosten der Vergütung für das 
von ihm ernannte Mitglied/die von ihm ernannten Mitglieder 
und für seine Vertretung in den Verhandlungen vor der 
Schiedsstelle; 

b) die Kosten der Vergütung für das arxiere Mitglied/die anderen 
Mitglieder und alle sonstigen Kosten der Schiedsstelle werden 
von den Vertragsstaaten zu gleichen Tellen getragen; und 

c) die Schiedsstelle kann über eine andere Aufteilung der Kosten 
entscheiden. 

Hält es jedoch die zustärKlige Behörde eir>es Vertragsstaats in 
eir>em Einzeifall angesichts der Art des Falles und der Bolle der 
Parteien tur zweckmäßig, so kann sie den/die Steuerpflichtigen 
auffordem, sich bereit zu erklären, als Voraussetzung für die 
Einleitung des Schiedsverfahrens den Kostenanteil dieses Ver- 
tragsstaats zu übernehmen. 

(7) Die zustärxfigen Behörden können vereinbaren, diese Ver¬ 
fahrensregeln zu ändern oder zu ergänzen; sie bleiben aber 
weiterhin an deren tragende Prinzipien geburxfen. 

Falts dieser Vorschlag die Zustimmung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika findet, werden diese Note urx) 
ihre Antwortnote die Vereinbarung zwischen unseren beiden 
Regierungen Ober diese Angelegenheiten bilden. 

Or. Hans Werner Lautenschlager 

Seiner Exzellenz 

dem Botschafter der Vereinigten Staaten von Amerika 
Herrn Vemon A. Walters 


Bonn 


Embassy of the 
United States of America 


6. Costs for the arbitration procedure will be borne in the 
following manner: 

(a) Each Contracting State shall bear the cost of remuneration 
for the member(s) appointed by it, as well as for its represen- 
tation in the proceedings before the arbitration board; 

(b) the cost of remuneration for the other member(s) artd all 
other costs of the arbitration board shall be shared equally 
between the Contracting States; arxj 

(c) the arbitration board may decide on a different allocation of 
oosts. 

However, if it deems approphate in a spectfic case, In vIew of the 
nature of the case and the roles of tl^ parties, the Competent 
Authority of a Contracting State may require the taxpayer($) to 
agree to bear that Contracting State's share of the oosts as a 
prerequisite for arbitration. 

7. The competent authorlties may agree to modrfy or supple- 
merrt these prooedures; however, they shall oontinue to be bour>d 
by the general principles established herein. 

ff this proposat meets with the approval of the Government of 
the United States of America, this Note and your reply thereto 
shall oonstitute the agreement of our two govemments on these 
matters. 

Dr. Hans Werner Lautenschlager 


His Excellency 
Mr. Vemon A. Walters 

Ambassador of the United States 
of America 


Bonn 


Bonn. August 29,1989 


Exzellenz, 

ich beehre mich, den Empfang ihrer Note vom heutigen Tage zu bestätigen, die wie folgt 
lautet: 


(Es toigt der Text der einieitenden Note.) 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß meine Regierung mit dem Vorstehenden einver¬ 
standen ist. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochach¬ 
tung. 


Vernon A. Walters 


Seiner Exzellenz 

dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Dr. Hans Werner Lautenschlager 

Bonn 
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Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
Washington, D.C. 


Die Botschaft der Bur>desrepubfik Deutschland in Washington 
beehrt sich, das Department of State unter Bezugnahme auf das 
am 29. August 1989 in Bonn urtterzeichrtete Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
VerhirKlerung der Steuervefkürzung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steuern 
(das Abkommen) und auf die Vereinbarung zwischen den zustän¬ 
digen Behörden vom 10. Oktober 1989 darüber zu unterrichlen, 
daß die Regienirtg der Bundesrepublik DeiAschland in dem 
Bestreben, eine Auslegung des Abkommens zu vermeiden, die 
dem Willen der Verharxjlungsföhrer nicht entspricht, dem Depart¬ 
ment of State hiermit folgendes mitteilt: 

Nach Absatz 21 Buchstabe b des Protokolls zu dem Abkommen 
wird hiermit zur Kenntnis gebracht, daß die Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland beabsichtigt, die Doppelbesteuerung 
von in der Burtdesrepubläc Deutschlarxt ansftssi^ Personen im 
Zusammenhang mit bestimmten AusschOttungen, die diese Per¬ 
sonen von Gesellschaften der Vereinigten Staaten beziehen, 
durch Steueranrechnung nach Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe b 
(Venneidung der Dopp6tt)esteuerung), und nicht durch Steuer¬ 
befreiung nach Absatz 2 Buchstabe a zu vermeiden. Bei den im 
vorhergehenden Satz genannten AusschOttungen handelt es sich 
um die in Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a Satz 4 beschriebenen 
Dividenden, die von Regulated Investment Companies gezahlt 
werden, urxl Ausschüttungen von Betrögen, wenn die Ausschüt¬ 
tung selbst bei der Ermittlung der Gewinne der aus$chütter>den 
Gesellschaft für Zwecke der Steuer der Vereinigten Staaten ab¬ 
gezogen worden ist. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt diesen 
Anlaß, das Department of State erneut ihrer ausgezeichnetsten 
Hochachtung zu versichern. 

Washington, D.C.. den 3. November 1989 

L S. 

U.S. Department of State 
Washington, D.C. 20S20 


Embassy of the Federal Republic of Germany 
Washington, D.C. 


The Embassy of the Federal Republic of Germany in Washing¬ 
ton presents its compiiments to the Department of State and 
refers to the Convention between the Federal Republic of Ge*^- 
many and the United States of America for the Avoidance o' 
Double Taxation and the Preventkxi of Fiscal Evasion with 
Respect to Taxes on Irxxxne and Capital arKi to oertain other 
Taxes (the Convention), signed in Bonn on August 29, 1989, as 
well as to the mutual agreement of the oompetent authorities of 
October 10, 1989. In order to avoid an interpretation of the 
Convention not in aooordanoe with the intentions of the 
negotiators, the Government of the Federal Republic of Germany 
hereby informs the Department of State of the following: 


Notice is hereby given pursuant to subparagraph b) of Para¬ 
graph 21 of the Protoool to the Convention that the GovcKTvnent of 
the Federal Republic of Germany intends to avoid doi^>le taxation 
of Hs residents wHh respect to oertain distributions received from 
UnHed States oorporations by means of a credit as provkjed for in 
subparagraph b) of paragra;^ 2 of Artide 23 (Relief from Double 
Taxation) and r>ot by means of exemption under subparagraph a) 
of Paragraph 2. The distributions referred to in the preceding 
sentence are those divider>ds pakJ by Regulated Investment Com¬ 
panies and distributions of arrKXjnts where the distribution itself 
has been deducted in cakxilating for United States tax purposes 
the Profits of the Company distributing them, as described in the 
fourth sentence of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 23. 


The Embassy of the Federal Republic of Germarty avails Hself 
of this opportunity to renew to the Department of State the 
expression of Hs highest consideration. 

Washington. D.C., November 3, 1989 

L. S. 

U.S. Department of State 
Washington, D.C. 20520 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Zusatzabkommens zum deutsch-französischen Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuer und der Grundsteuern 

Vom 5. Dezember 1990 

Nach Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 10. August 
1990 zu dem Zusatzabkommen vom 28. September 1989 
zur Änderung des Abkommens von 21. Juli 1959 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerur>gen und 
über gegenseitige Amts- ur)d Rechtshilfe auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
der Gewerbesteuern und der Grundsteuern in der Fassung 
des Revisionsprotokolls vom 9. Juni 1969 (BGBl. 1990 11 
S. 770) wird bekanntgemacht, daß das Zusatzabkommen 
nach seinem Artikel 10 Abs. 1 

am 1. Oktober 1990 
in Kraft getreten ist. 


Bonn, den 6. Dezember 1990 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

des deutsch-jugoslawischen Abkommens 
über Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 

Vom 12. Dezember 1990 

Das in Belgrad/Jugoslawien am 5. Juni 1989 Unterzeich¬ 
nete Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland und der Regierung der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawiens über Finanzielle und 
Technische Zusammenarbeit ist nach seinem Artikel 11 

am 5. April 1990 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 12. Dezember 1990 


Der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Im Auftrag 
Zahn 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Bundesexekutivrat der Versammlung 
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
über die Zusammenarbeit bei der beruflichen Wiedereingliederung 
von vorübergehend in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten Bürgern 

der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

der Burxlesexekutivrat der Versammlung 
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
(im folgenden Vertragsparteien genannt) 

ausgehend von den freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
beiden Seiten, 

mit dem Ziel einer Weiterentwicklung der wirtschaftlichen, 
sozialen und sonstigen Beziehur^gen, 

unter Berücksichtigung der freien Entscheidung der vorüberge¬ 
hend in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten Bürger der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien (im folgenden 
Rückkehrer genannt) zur Rückkehr in die Heimat und der Notwen¬ 
digkeit einer Förderung ihrer Wiedereingliederung in die jugo¬ 
slawische Wirtschaft, 

in der Absicht, auf diese Weise zur beruflichen Wiedereinglie¬ 
derung und zur Verbesserung der Beschäftigungssituation von 
Rückkehrern beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, bei der Wiedereingliede¬ 
rung von Rückkehrern in die jugoslawische Wirtschaft durch 
Bereitstellung von Finanzierungshiffen zusammenzuarbeiten. 

(2) Gefördert werden Rückkehrer, die ein privates Unterneh¬ 
men gründen (zum Beispiel Pnvatuntemehmen, Privatgeschäfte, 
laf)dwirtschaftliche Betriebe, Vertragsuntemehmen, Unternehmen 
der Kleinwirtschaft) oder Mittel in bestehende Unternehmen ein- 
bringen. 

(3) Die Kriterien zur Durchführung dieses Abkommens werden 
in Richtlinien des in Artikel 3 Absatz 1 bestimmten Fonds geregelt, 
die der zuständigen Stelle jeder Vertragspartei zur Zustimmung 
vorzulegen sind. 

Artikel 2 

(1) Für die Gewährung zinsgCktstiger Kredite an Rückkehrer 
st^lt die Regierung der Bundesrepublik Deutschland einen Betrag 
in Höhe von 2,5 Mk). DM (in Worten: zwei Millionen fünfhundert¬ 
tausend Deutsche Mark) bereit 

(2) Der Bundesexekutivrat der Versammlung der Sozialisti¬ 
schen Föderativen Republik Jugoslawien wird Maßnahmen 
ergreifen, damit gleichzeitig mit dem In Absatz 1 genannten 
Beitrag ein gleich hoher Gegenwert In Dirw zur Verfügung stehen 
wird. 

(3) Der in Absatz 1 genannte Beitrag wird dem in Artikel 3 
Absatz 1 bestimmten Fonds als verzinsliches Darlehen in Deut¬ 


scher Mark gegeben. Das Darlehen hat eine Laufzeit von dreißig 
Jahren einschließlich zehn Freijahre. Der Zinssatz beträgt 
2,0 vom Hundert jährlich. 

(4) Die Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien haftet 
für die Rückzahlung dieses Darlehens. 

(5) Einzelheiten der Daiiehensgewährung ur>d -rückzahlung 
sowie des Abrufverfahrens werden von den in Artikel 3 bestimm¬ 
ten Institutionen geregelt. 

Artikel 3 

(1) Mit der Durchführur>g dieses Abkommens beauftragt der 
Bundesexekutivrat der Versammlung der Sozialistischen Födera¬ 
tiven Republik Jugoslawien den Forxfs zur Finanzierung der 
Beschäftigung in wirtschaftlich unterentwickelten und ausgespro¬ 
chenen Emigrationsgebieten der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien. Belgrad (r\achstehend Fonds genannt). 

(2) Auf seiten der Bundesrepublik Deutschland wird mit der 
Erfüllung der Leistungen die Deutsche Ausgleichsbank. Bonn 
(nachstehend Bank genannt), beauftragt. 

Artikel 4 

Die Kosten der Durchführung dieses Abkomnr)ens auf jugosla¬ 
wischer Seite trägt der Fonds. Soweit dabei Kosten in Deutscher 
Mark für Wirtschaftlichkeitsstudien und andere Untersuchungen 
sowie für Fortbildungs- und Beratungsmaßnahmen urKf ähnliche 
anfallen, stellt die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
dem For>ds hierfür einen nicht rückzahlbaren Finanzierungsbei¬ 
trag in Höhe von 500 000,— DM (in Worten: fOnfhunderttausend 
Deutsche Mark) zur Verfügung. 

Einzelheiten über die Verwendung dieser Mittel werden in einer 
gesorxjleilen Vereinbarung geregelt, die zwischen dem Fonds und 
der Bank geschlossen wird. 

Artikel 5 

Der Bundesexekutivrat der Versammlung der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien stellt sicher, daß die zur Durch¬ 
führung des Abkommens benötigten Ger>ehmigungen und 
Bescheinigungen von den dafür zuständigen Stellen innerhalb der 
gesetzlichen Filmen erteilt werden. Das gilt auch für die Einfuhr 
von beruflich benötigten Sachgütern. 

Artikel 6 

Rückkehrer, die für eirte Finanzierungshtlfe nach Artikel 1 nicht 
in Betracht kommen, können aus Mitteln der Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland für rückkehrende Fach- und Führungs¬ 
kräfte unter den hierfür geltenden Voraussetzur^gen gefördert 
werden. 

Einzelheiten zu Absatz 1 sind in den Richtlinien des Bundesmini¬ 
sters für wirtschaftliche Zusammenart>eit (BMZ) der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, Bonn, vom 16. April 1987 geregelt. 
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Artikel 7 

Die Vertragsparteien sind damit einverstanden, daß 

- das Bundesbüro für Beschäftigungsangelegenheiten, Belgrad, 

- die Deutsche Ausgleichsbank, Bonn, und 

- die Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, 

die Rückkehrer über Förderungsmöglichkeiten nach diesem 
Abkommen informieren. Näheres werden die genannten Institution 
nen vereinbaren. 


Artikel 8 

Zur Durchführung dieses Abkommens werden Vertreter der 
Vertragsparteien bei Bedarf auf Antrag einer Seite zusammentref- 
fen. Zu diesen Begegnungen können Vertreter auch arKlerer 
Stellen und Organisationen hinzugezogen werden. Bei diesen 
Treffen werden die bestehende Zusammeruirbeit bewertet und 
Empfehlungen zu ihrer Fortsetzung abgegeben. 


Artikel 9 

Dieses Abkommen giK auch für das Land Berlin, sofern nicht die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Bun¬ 
desvollzugsrat der Versammlung der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien innerhalb von drei Monaten nach Inkraft¬ 
treten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen gilt für die Dauer von fünf Jahren. Danach 
verlängert es sich um weitere fünf Jahre, sofern es nicht späte¬ 
stens sechs Monate vor Ablauf seiner Geltungsdauer schriftlich 
gekürxligt wird. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt an dem Tage in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien etnarKfer mitgeteilt haben, daß die erforderlichen 
inrterstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

Die Vertragsparteien vereinbaren, dieses Abkommen vom 
Tage der Unterzeichnung an vorläufig anzuwenden. 


Geschehen zu Belgrad am 5. Juni 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und serbokroatischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Dr. Hansjörg Eiff 

Für den Bundesexekutivrat der Versammlung 
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 

Radisa Gacic 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Protokolls Nr. 6 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

über die Abschaffung der Todesstrafe 

Vom 13. Dezember 1990 

Das Protokoll Nr. 6 vom 28. April 1983 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
über die Abschaffung der Todesstrafe (BGBl. 1988 II 
S. 662) ist nach seinem Artikel 8 Abs. 2 für 

Liechtenstein am 1. Dezember 1990 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachungen vom 27. September 1989 (BGBl. II 
S. 814) und vom 30. Juli 1990 (BGBl. II S. 806). 


Bonn, den 13. Dezember 1990 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Im Auftrag 
Frhr. v. Stein 
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Bekanntmachung 

des deutsch-pakistanischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 18. Dezember 1990 

Das in Islamabad am 29. November 1990 Unterzeich¬ 
nete Abkommen zwischen der Regierung der Burxlesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Islamischen 
Republik Pakistan über Finanzielle Zusammenarbeit ist 
nach seinem Artikel 5 

am 29. November 1990 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 16. Dezember 1990 

Der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Im Auftrag 
Schweiger 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Islamischen Republik Pakistan 

über Finanzielle Zusammenarbeit 



Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Islamischen Republik Pakistan 
harxtelnd durch ihren Präsidenten - 

Im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschlar>d und der Islamischen 
Republtk Pakistan, 

in dem Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und zu 
vertiefen, 

kn BewuBtsein, daß die Aufrechterhattung dieser Beziehungen 
die Grundlage dieses Abkommens ist, 

kl der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung ki 
der Islamischen Republik Pakistan beizutragen, 

unter Bezugnahme auf das VerharxlIungsprolokoR vom 29. Novern- 
ber 1990 über die Regierungsverhandlungen in Islamabad vom 
27. bis 29. November 1990 - 

Skid wie folgt Qbereingekommen: 


Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung der Islamischen Republik Pakistan oder ande¬ 
ren von beiden Regierungen gemeinsam auszuwählenden Emp¬ 
fängern, von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt am 
Main, 

a) für das Vorhaben »Kraftwerk Guddu* ein Darlehen bis zu 
50 000 000 DM (kl Worten: fünfzig Millionen Deutsche Mark) 
zu ertiaften, wenn nach Prüfung die Förderungswürdigkeft 
festgestellt worden ist, 

b) für das Vorhaben des UNHCR (United Nations High Commis- 
siorier for Rehigees * Hoher Flüohtlingskornmissar der Verein¬ 
ten Nationen) »Ekikommenssohaffende Aktivitäten ki Flücht¬ 
lingsgebieten, Phase lir eklen Finanzierungsbeitrag bis zu 
20 000 000 DM (kl Worten: zwanzig Millionen Deutsche Mark) 
zu erhalten, wenn nach Prüfung die FörderungsiwOrdigkeit 
feslgestelft worden ist, 

c) für das Vorhaben »Studien- und Fachkräftefonds tV einen 
Finanzierungsbeftrag bis zu 5 000 000 DM (ki Worten: fünf 
Millionen Deutsche Mark) zu ertialtan, wenn nach Prüfung die 
Förderungswürdigkeit festgestellt worden ist, 

d) für das Vorhaben »Scarp Oera Qhazi Khan* einen Finanzie¬ 
rungsbeitrag bis zu 35 000 000 DM (in Worten: fünfunddreißig 
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Millionen Deutsche Mark) zu erhalten, wenn nach Prüfung die 
Föfderungswürdigkeit (estgestellt und bestätigt worden ist, 
daß es als Vorhaben des Umweltschutzes die besonderen 
Voraussetzungen für die Förderung im Wege eines Finanzie¬ 
rungsbeitrags erfüllt. 

(2) Kann bei dem in Absatz 1 Buchstabe d bezeichneten 
Vorhaben die dort genannte Bestätigurtg nicht erfolgen, tritt an die 
Stelle des Finanzierungsbeitrags ein Darlehen. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstaben a, b urrd d bezeichneten 
Vorhaben können im Einvernehmen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Islamischen 
Republik Pakistan durch andere Vorhaben ersetzt werden. 

(4) Wird das in Absatz 1 Buchstabe d bezeichnete Vorhaben 
durch ein Vorhaben des Umweltschutzes, der sozialen Infra¬ 
struktur oder einer setbsthilfeonentieften Maßnahme zur Armuts¬ 
bekämpfung ersetzt, das die besorxleren VoraussetztNigen für die 
Fördenjng im Wege eines Finanzierungsbeitrags erfüllt, kann ein 
Finanzierungsbeitrag, anderenfalls ein Darlehen gewährt werden. 

Artikel 2 

(1) Die Verwendung der in Artikel 1 genannten Darlehen und 
Finanzierungsbeiträge, die Bedingungen, zu denen sie zur Verfü¬ 
gung gestellt werden, sowie das Verfahren der Auftragsvergabe 
bestimmen die zwischen der Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
dem Empfänger der Darlehen und der Finanzierungsbeiträge zu 
schließenden Verträge, die den in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land geltenden Rechtsvorschriften unterliegen. 


(2) Die Regierung der Islamischen Republik Pak/sfan, soweit 
sie nicht selbst Dariehensnehmerin ist, wird gegenüber der Kredit¬ 
anstalt für Wiederaufbau alle Zahlungen in Deutscher Mark in 
Erfüllung von Verbindlichkeiten der Darlehensnehmer aufgrund 
der nach Absatz 1 zu schließenden Verträge garantieren. 

Artikel 3 

Die Regierung der Islamischen Republik Pakistan stellt die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern und son¬ 
stigen öffentlichen Abgaben frei, die im Zusammenhang mit 
Abschluß und Durchführung der in Artikel 2 erwähnten Verträge in 
der Islamischen Republik Pakistan erhoben werden. 

Artikel 4 

Die Regierung der Islamischen Republik Pakistan überläßt bei 
den steh aus der Gewährung der Darlehen und Ftnanzierungsbei- 
träge ergebenden Transporten von Personen und Gütern im See-, 
Land- und Luftverkehr den Passagieren und Lieferanten die freie 
Wahl der Verkehrsuntemehmen, trifft keine Maßnahmen, welche 
die gleichberechtigte Beteiiigurig der Verkehrsuntemehmen mit 
Sitz in der Bundesrepublik Deutschland ausschließen oder 
erschweren, und erteilt gegebenenfalls die für eine Beteiligung 
dieser Verkehrsuntemehmen erforderlichen Genehmigungen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft. 


Geschehen zu Islamabad am 29. November 1990 In zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbifKlIich ist. 

Für die Regierung der BurKlesrepublik Deutschland 

A. Vestring 
Dr. W. Preuss 


Für die Regierung der Islamischen Republik Pakistan 

Akhund 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Europäischen Übereinkommens 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 

Vom 19. Dezember 1990 


Nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 5. April 1990 zu dem Haager 
Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte interna¬ 
tionaler Ktndesentführung und zu dem Europäischen Übereinkommen vom 
20. Mai 1980 Ober die Anerkennung und VollstreOkung von Entscheidungen Ober 
das Sorgerecht für Kinder urxJ die Wiederherstellung des Sorgeverhäftnisses 
(BGBl. 1990IIS. 206) wird bekanntgemacht, daB das Europäische Übereinkom¬ 
men vom 20. Mai 1980 über die Anerkertnung und Vollstreckung von Entschei¬ 
dungen Ober das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgever¬ 
hältnisses nach seinem Artikel 22 Abs. 2 für 

Deutschland am 1. Februar 1991 

in Kraft treten wird; die Ratifikationsurtamde ist am 5. Oktober 1990 bei der 
Ger>eralsekretänn des Europarats Nnterlegt worden. 

Deutschland hat bei Hinterlegung der RatifikatjorisurkurKfe folgende Vor¬ 
behalte gemacht und die nachstehende Erklärung abgegeben: 

»Die Bundesrepublik Deutschland macht gemäß Artikel 27 Abs. 1 Satz 1 von folgenden 
Vorbehalten Gebrauch: 

Sie erklärt in Übereinstimmung mit Artikel 6 Abs. 3, daß sie die Anwendurtg von Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe b ausschließt, auch in den Fällen des Art 13 Abe. 2: Oie zentrale Behörde 
kann es ablehnen, tätig zu werden, solange Mitteilungen oder beizufügende Schriftstücke 
nicht in deutscher Sprache abgefaßt oder von einer Übersetzung in diese Sprache begleitet 
sind. 

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt In Übereinstimmung mit Artikel 17 Abs. 1, daß in 
den von den Artikeln B und 9 erfaßten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von 
Sorgerechtsentscheidurtgen ausgeschlossen ist, wenn die in Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe a 
oder b vorgesehenen Gründe vorliegen. 

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt gemäß Artikel 2 Abs. 3: 

Die Aufgaben der zentralen Behörde (Artikel 2 Abs. 1) nimmt 
Der Generalbundesanwatt beim Burxlesgerichtshof 

- zentrale Behörde nach dem Sorgerechtsübereinkommens-Ausfuhrungsgesetz - 
Neuenburger Straße 15 
1000 Berlin 61 

Postanschrift 
Postfach 11 06 29 
D-1000 Berlin 11 

wahr.“ 

Das Übereinkommen ist ferner für folgerKje Staaten in Kraft getreten: 

Belgien am 1. Februar 1986 

mit der folgernden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Le Ministäre de la Justice 
4. Place Poelaert 
B^ICXX) Bruxelles 

Frankreich*) am 1. September 1983 

mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Le Ministäre de la Justice 
Bureau d'entraide judiciaire internationale 
13, place Vendöme 
F.75001 Paris 


•) Bn ¥Oft r wnteWdi bti »«nUrttgung 6m Gtoahmigunsiuftaind» mm 4 . Auguit 19B2 ga ma chwr VorbahWt (nach dm 
ArtMlnZTvnd 17dM Ob«WrWomnwnt) M mll WirloinQ vom 21. Oozombtr 1967 zur0ckg6nomm«ii «mdoa 
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Luxemburg am 1. September 1983 

mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Le Procureur Gönöral d’Etat 
Luxembourg 

Niederlande (für das Königreich in Europa) am 1. September 1990 

a) mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 


Justizministerium 


Den Haag 

b) nach Maßgabe der folgenden, mit Schreiben vom 29. Juni 1990 


notifizierten Erklärung: 

*"1716 Netherlands Government takes the 
View that permission Ibr the enforoed retum 
of a Child as referred to in the said Corwen- 
tion can be refused at all limes on the 
grounds that such action would contravene 
the princtpies laid down in the Convention 
for the Protection of Human Rights arKl 
Fundamental Freedoms signed at Rome on 
4 November 1950." 


(Übersetzung) 

„Die niederländische Regierung ist der 
Ansicht, daß die Genehmigung der Zwangs- 
rOckgabe des Kindes, wie sie in dem Über- 
einkommen vorgesehen ist, federzeit mit 
der Begründung abgelehnt werden kann, 
daß eine solche Maßnahme den in der am 
4. November 1950 in Rom Unterzeichneten 
Konvention zum Schutze der Menschen¬ 
rechte und Grundfreiheiten ntedergelegten 
Grundsätzen widerspricht.” 


Norwegen 


am 1. Mai 1989 


nach Maßgabe 

a) der folgenden, bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde gemachten 
Vorbehalte: 


“ 1. The Government of Norway makes the 
reservalton in accordance with Artide 17, 
Paragraph 1, that in cases covered by Arti- 
cles 8 and 9, recognition and enforcement 
of decisions relating to custody may be 
refused on any of the grounds provided 
under Artide 10. 

2. In accordance with Artide 6. paragraph 
3, Norway reserves the right noK to accept 
Communications made in French or 
accompanied by a translatlon into French." 


(Übersetzung) 

„1. Oie Regierung von Norwegen behält 
sich nach Artikel 17 Absatz 1 vor. daß in den 
von den Artikeln 8 und 9 erfaßten Fällen die 
Anerkennung und Vonstreckur>g von Sorge- 
rechtsentscheidurgen aus jedem der in 
Artikel 10 vorgesehenen Gründe versagt 
werden kann. 

2. Nach Artikel 6 Absatz 3 behält sich 
Norwegen das Recht vor. Mitteilungen, die 
in französischer Sprache abgefaßt oder von 
eir>er Übersetzung in die französische Spra¬ 
che begleitet sind, nicht anzunehmen.” 


b) der nachstehenden, mit Schreiben vom 19. Mai 1989 rtotifizierten 
Erklärungen: 

(Übersetzung) 


”... I fK>w have the hoixxir to inform you 
that the Royal Ministry of Justioe and Police. 
The Civil Department, has been designated 
äs the central authority in Norway for this 
Convention. 

Seoondty. I have been asked Io inform you 
that in acoordarx» with the provisions of 
Artide 20. paragraph 2, Norway dedares 
that agreemeots between the Norde coun¬ 
tries relatir)g to recognition ar>d enforcement 
of dedstons conoeming the custody of 
chikfren will be applied between the N^ic 
countries in place of this Convention.” 


„ ... Ich beehre mich nunmehr, lhf>en mit- 
Zuteilen, daß das Königliche Ministerium für 
Justiz und Polizei, Zivilabtetlung. für dieses 
Übereinkommen als zentrale Behörde in 
Norwegen bestimmt worden ist. 

Zweitens wurde ich gebeten, Sie davon in 
Kenntnis zu setzen, daß Norwegen nach 
Artikel 20 Absatz 2 erklärt, daß Überein¬ 
künfte zwischen den Nordischen Lär>dem 
betreffend die Anerkennung ur>d Voltstrek- 
kurtg von Entscheidungen über das Sorge¬ 
recht für Kinder zwischen den Nordischen 
Lärxfem anstelle dieses Übereinkommens 
angewendet werden.” 


Österreich am 1. August 1985 

mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Bundesministerium für Justiz 
A-1016 Wien 
Postfach 63 


Diavon6M«i«johMH>iliH0gtJra^naMHcWionMrfcundaam1ZAprfl196SgmoM0nVoft)a(Mll0(nKi^ 

Abt. 3 und Anittl 17 Abt. 1 dm ÜbtftMtommtnt) tind mit Wirkung vom 30. Mai 1M0 zurOckgtnommtn 
vnordtn. 
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Portugal am 1. September 1983 

mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 
Direcgao-Geral dos Servigos 
Tutelares de Menores 
Praga do Comercio 
P-1100 Lisboa 


Schweden am 1. Juli 1989 

nach Maßgabe des folgenden Vorbehalts und der nachstehenden Erklä¬ 
rungen, die bei Hinterlegung der RatifikationsurkurKle gemacht bzw. 
abgegeben wurden: 


"ln accordanoe with the provisions of Arti- 
des 27 and 17. Sweden makes the reserva- 
tion that, in cases oovered by Articies 8 and 
9 or either of these Artides, recognitkMi and 
enforcement of dedsions retating to custody 
may be refused on any of the grounds men* 
tioned in Artide 10. 

In acoordance the provisions of Artide 
20, Paragraph 2, Sweden dectares that 
agreements between the Nordic countries 
relating to recognition and enforcement of 
dedsions conceming the custody of chil- 
dren will be applied between the Nordic 
countries in place of this Convention. 

In accordartce with the provisions of Artide 
2, the Ministry for Foreign Affairs. P.O. BOX 
1 61 21, S-10323 Stockholm is designated 
as the central authority.** 


(Übersetzung) 

.Nach den Artikeln 27 und 17 behält sich 
Schweden vor. daß in den von den Artikeln 
8 und 9 oder von einem dieser Artikel erfaß¬ 
ten Fällen die Anerkennung und Voilstrek- 
kur^g von Sorgerechtsentscheidungen aus 
jedem der in Artikel 10 gerühmten Gründe 
versagt werden kann. 

Nach Artikel 20 Absatz 2 erklärt Schweden, 
daß Übereinkünfte zwischen den Nordi¬ 
schen Ländern betreffend die Anerkennur>g 
und Voflstreckur>g von Entscheidungen 
über das Sorgerecht für Kinder zwischen 
den Nordischen Lärxlem anstelle dieses 
Übereinkommens angewendet werden. 

Nach Artikel 2 wird das Ministerium für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten. Postfach 1 61 21. 
S-10323 Stockholm, als zentrale Behörde 
bestimmt.“ 


Schweiz am 1. Januar 1984 

a) mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Office Föderal de ta Justice (Eidgenössisches Justiz- 

EDöpartement Föderal de Justice et Police und Polizeidepartement, 
CH-3003 Berne Bundesamt für Justiz) 

b) nach Maßgabe des folgenden, bei Hinterlegung der Ratifikationsur¬ 
kunde gemachten Vorbehalts: 

(Übersetzung) 

.Nach Artikel 27 macht die Schweiz von 
dem in Artikel 17 genannten Vorbehalt 
Gebrauch, nach dem in den von den Arti¬ 
keln 8 und 9 erfaßten Fällen die Anerken- 
nur>g und Voltstreckung von Sorgerechts- 
entscheidungen aus dem in Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe d des Übereinkom¬ 
mens vorgesehenen Grund versagt werden 
karwi.“ 


«Conformäment ä l'articie 27, la Suisse fait 
usage de la räserve mentlonnäe ä rarticie 
17 selon laquelle, dans les cas prävus aux 
articies 8 et 9. la reconnaissance et Texäcu- 
tion des dädsions relatives ä la garde pour- 
ront ätre refusäes pour te motif pr^u ä 
l'articie 10,1* alir>äa, lettre d, de la Conven¬ 
tion.» 


Spanien am 1. September 1984 

a) mit der folgenden zentralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

Secretario General Töcnico 
Ministerio de Justida 
San Bemardo, 47 
28015 Madrid 


b) nach Maßgabe der folgenden, bei Hinterlegung der Ratmkations- 
urkunde gemachten Vorbehalte: 


(Traduction) (Original: espagnol) 

1. Conformäment ä l'articie 27, 
«rEspagr>6 fait usage de la facultä prävue 
au paragraphe 3 de l'articie 6 de la Conven¬ 
tion et se räserve ie droit d'exckire l'appTtca- 
tton de la disposition de l'artide 6, paragra- 


(Übersetzung) 

(Übersetzung) (Original: Spanisch) 

1. Nach Artikel 27 .macht Spanien von 
der in Artikel 6 Absatz 3 des Ctoereinkom- 
mens vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
und behält sich das Recht vor. de Anwen¬ 
dung des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe b 
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phe 1 b) en refusant les Communications 
rödig^es en fran^ais ou en anglais ou 
accompagn^es d'une traduction dans Tune 
de ces iangues.» 

2. Conformöment ä l’article 17.1 de la 
Convention, «PEspagne se rdserve ia 
facuitö de refuser la reopnnaissance et 
Texc^ution des d^sions relatives ä la 
garde des enfants dans les cas pr^s aux 
aiiicles 8 et 9 pour les motifs suivants: 

a. s’il est constatö que les effets de la 
ddcision sont manifestement incompatibles 
avec les principes fondamentaux du Droit 
rögissant la famille et les enfants en 
Espagne; 

b. si, au iTKxnent de Dntrodtjction de 
rinstance dans PEtat d‘origine: 

(i) Penfant avait la nationalitö espa- 
gnole ou sa r^sidence habituelle en 
Espagne, alors qu*aucun de ces 
liens de rattachement n*existatt 
avec PEtat d'origine; 

(H) Penfant avait ä la fois la nationalite 
de PEtat d'origine et la nationalitö 
espagnde et sa rOsidence habitu¬ 
elle en Espagne; 

c. si la d^ctsion est incompatible avec une 
d4cision rerxlue, soit en Espagne, soit dans 
un Etat tiers, tout en 6tant exöcutotre en 
Espagne, ä la suite d'ur>e procddure enga- 
g^ avant Pintroduction de la demande de 
reconrtalssance ou d'exöcution, et si te 
refus est conforme ä Pinteröt de Penfant. 


Dans les mömes cas, la procödure en 
reconnaissance ainsi que la procödure en 
exöcution pourront ötre suspendues pour 
Pun des motifs suivants: 

(a) si la döctsion d'origine fait Pobjet 
d’un recours ofdinaire; 

(b) si une procödure concemant ta 
garde de Penfant, engagöe avant 
que la procödure correspondante 
n'ait ete Introduite, est pendante en 
Espagne; 

(c) si une autre döcision relative ä la 
garde de Penfant fart Pot^ d'une 
procödure d'exöcution ou de toute 
autre procödure relative ä ta recon¬ 
naissance de cette döcision.» 

3. L'Espagne formule, aux termes de Par- 
ticle 18, la röserve seien laquelle eie n'est 
pas liöe par les dispositions de Parlicte 12. 


auszuschließen und keine Mitteilungen 
anzunehmen, die in französischer oder eng¬ 
lischer Sprache abgefaßt oder von einer 
Übersetzung in eine dieser Sprachen 
begleitet sind." 

2. Nach Artikel 17 Absatz 1 „behält sich 
Spanien das Recht vor, die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen 
Uber das Sorgerecht für Kinder in den von 
den Artikeln 8 und 9 erfaßten Fällen aus 
folgenden Gründen zu versagen: 

a) wenn die Wirkur>gen der Entscheidung 
mit den Grundwerten des Familien- und 
Kindschaftsrechts in Spanien offensichtlich 
unvereinbar sind; 

b) wenn zur Zeit der Einleiturtg des Verfah¬ 
rens im Ursprungsstaat 

i) das Kind spanischer Staatsangehö¬ 
riger war oder in Spanien seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte und 
keine solche Beziehur^g zum 
Ursprungsstaat bestarxl; 

ii) das Kind sowohl Angehöriger des 
Ursprungsstaats als auch spani¬ 
scher Staatsar>gehöriger war und 
seir>en gewöhnlichen Aufenthalt in 
Spanien hatte; 

c) wenn die Entscheidung mit einer in Spa¬ 
nien erganger>en oder mit eirter dort voll¬ 
streckbaren Entscheidur>g eines Drittstaats 
urtvereinbar ist; die Entscheidung muß in 
einem Verfahren ergangen sein, das einge¬ 
leitet wurde, bevor der Antrag auf Anerken¬ 
nung oder Vollstreckung gestellt wurde, und 
die Versagung muß dem Wohl des Kindes 
entsprechen. 

In diesen Fällen können Verfahren auf 
Ar>erkennung oder Vollstreckung aus einem 
der folgenden Gründe ausgesetzt werden: 

a) wenn gegen die ursprüngliche Ent- 
scheidur>g ein ordentliches Rechts¬ 
mittel eingelegt worden ist; 

b) wenn in Spanien ein Verfahren über 
das Sorgerecht für das Kind anhän¬ 
gig ist und dieses Verfahren vor 
Einleitung des Verfahrens im 
Ursprungsstaat eingeleitet wurde; 

c) wenn eine andere Entscheidung 
über das Sorgerecht für das Kind 
Gegenstand eines Verfahrens auf 
Vollstreckung oder eines anderen 
Verfahrens auf Anerkennurtg der 
Entscheidung ist." 

3. Nach Artikel 18 behält sich Spanien 
vor, durch Artikel 12 nicht geburxfen zu 
sein. 


Vereinigtes Königreich 
nach Maßgabe 


am 1. August 1986 


1. des folgenden Vorbehalts und der nachstehenden Erklärung, die in der 
Ratifikationsurkunde enthalten sind: 

^Übersetzung) 

"Inaccordancewiththeprovisionsof para- „Nach Artikel 17 Absatz 1 des Überein¬ 
graph 1 of Artide 17 of the Convention, the kommens behält sich das Vereinigte König- 
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United Kingdom reserves the right to refuse 
recognition and enforoement of dedsions 
retating to custody, in cases oovered by 
Articies 8 urni 9 or either of these Articles, 
on any of the grounds mentioned in Article 
10 ." 

*The Converttion is ratHied in respect of 
the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland only." 


reich das Recht vor, die Anerkerwiung und 
Vodstreckung von Sorgerechtsentscheidun¬ 
gen In den von den Artikeln 8 utkI 9 oder 
von einem dieser Artikel erfaßten F&llen aus 
jedem der In Artikel 10 genannten Grurde 
zu versagen." 

„Das Übereinkommen wird nur in bezug 
auf das Vereinigte Königreich Großbritan¬ 
nien und Nordirland ratifizfert." 


2. der folgerxlen weiteren, bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde abge¬ 
gebenen Erkidaingen: 


"(a) For the avoidance of doubt, the United 
Kingdom will irtterpret Article 20, Paragraph 
1, of Ihis Convention as covering, inler aka, 
any obkgations tvhich the United Kingdom 
may have lowards a Stato, rx3t party to this 
Convention, under the Convention on the 
Civd Aspects of fTTtemational CNk) Abduc- 
tion, dom at The Hague on 25 October 
1980. 

(b) In aooordanoe with Artide 2 of the 
Convention, the United Kingdom appoints 
the lollowing Central Authorities: 

(i) for England and Wales, the Lord 
Chancellor, the Lord Chancellor*s 
Department, House of Lords, Lon¬ 
don SW1A OPW; 

(ii) for Sootiand, the Secretary of State 
for Scotland, the Soottish Courts 
Administration, 26/27 Royal Ter- 
raoe, Edinburgh, EH7 SAH; 

(Hi) for Northern Irelarxf, the Lord 
Chancellor. Northern Irelartd Court 
Service, Windsor House, 9/15 Bed- 
ford Street, Belfast, BT2 7LT. 

(c) In aooordarKe wIth Article 24 of the 
Convention, the United Kingdom will noUfy 
the Secretary General of the Council of 
Europa in due course of the other territories 
to which the application of the Convention is 
to be extended." 


(Übersetzung) 

„(a) Um Zweifel auszuschUeßen, wird das 
Vereinigte Königreich ArtHcel 20 Absatz 1 
dieses Übereinkommens dahingehend aus¬ 
legen, daß er unter anderem alle Verpflich¬ 
tungen des Vereinigten Königreichs gegen¬ 
über einem Nichtvertragsstaat aufgrurxl 
des am 25. Oktober 1980 in Den Haag 
beschioseenen Ubereinkommerts Ober die 
zivHrechtlichen Aspekte intematkxYaler Kin- 
desentfuhrung erfaßt. 

(b) Nach Artikel 2 des Übereinkommens 
bestimmt das Vereinigte Körtigreich fol¬ 
gende zerttrale Behörden: 

(i) für Ertgland urxl Wales: The Lord 
Chancellor, The Lord Chanoellor’s 
Department, House of Lords, Lon¬ 
don SW1A OPW; 

(ii) für Schottland: The Secretary of 
State for Scotland, The Socitish 
Courts Administration, 26/27 Royal 
Terrace, Edinburgh, EH7 SAH; 

(iii) für Nordirland: The Lord Chancel¬ 
lor, Northern Irelarvd Court Service. 
Windsor House, 9/15 Bedford 
Street. Belfast BT2 7LT. 

(c) Nach Artikel 24 des Übereinkommens 
wird das Vereinigte Königreich dem Gene- 
ralsekretdr des Europarats rechtzeitig notifi¬ 
zieren, auf welche vieren Hoheitsgebiete 
die Anwendung des Übereinkommens 
erstreckt werden soll." 


Zypern am 1. Oktober 1986 

mit der folgenden zerrtralen Behörde nach Artikel 2 Abs. 1: 

The Minister of Justice, 

Ministry of Justice 
Nicosia 


Bonn, den 19. Dezember 1990 

Der Bundesminister des AuswArtigen 

Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Europäischen Niederlassungsabkommens 

Vom 21. Dezember 1990 

Das Europäische Niederlassungsabkommen vom 13. Dezember 1955 (BGBl. 
1959 II S. 997) ist nach seinem Artikel 34 Abs. 3 för die 

Türkei am 20. März 1990 

in Kraft getreten. 

Die Ratifikationsurkunde der Türkei enthält folgende zwei Erklärungen (bei der 
ersten ist als authentische Fassung der englische Wortlaut, bei der zweiten der 
französische Wortlaut maßgebend): 

a) Declaration (Übersetzung) 

"Turkey reserves its Position on the term „Die Türkei behält sich ihren Staixtpunkt in 
‘in the simiiar drcumstarKes' nrtentioned bezug auf den in Artikel 21 Absatz 1 ge¬ 
rn Paragraph 1 of Article 21 and urxfer- nannten Begriff .unter entsprechenden Vor¬ 
stands that this term refers to taxpayers aussetzungen‘ vor und geht davon aus, daß 

(individuals, legal persons) ptaced, from sich dieser Begriff auf Steuerzahler (natür- 

the point of view of the application of the Nche ur>d juristische Personen) bezieht, für 
ordinary taxation laws and regulations, die hinsichtiich der Anwendung der üblichen 
in substantially simiiar circumstarKes Steuergesetze urKi -Vorschriften sowohl 
both in law arxf In fact. rechtlich als auch tatsächlich im wesent¬ 

lichen entsprechende Voraussetzungen 
gelten. 

Amongst other things this means that a Dies bedeutet unter anderem, daß ein 

national of one of the Corrtracting Staatsangehöriger eir^es der Vertragsstaa- 

States, resident of a third state artd do- ten, der seinen Aufenthalt in elmm dritten 

ing business in the other Contracting Staat hat urnf in eir^em arxferen Vertrags- 

State will be subjected to the same taxa- Staat gewerblich tätig ist, den gleichen Steu- 

tion or requirements connected there- em oder damit verbundenen Erfordernissen 

with in that other Contracting State to in jenem anderen Vertragsstaat unterwor- 

which a national of that other Contract- fen wird, denen ein Staatsar>gehönger je- 

ing State, resident In a tNrd state and nes anderen Vertragsstaats, der seinen 

doing business in that other Contracting Aufenthalt in eir>em dritten Staat hat ur>d in 

State, is or may be subjected." jenem anderen Vertragsstaat gewerblich tä¬ 

tig ist, unterworfen wird oder urtterworfen 
werden kann." 

b) Däciaration (Übersetzung) 

«Le Gouvernement de ia Räpublique „Die Regierurtg der Republik Türkei be- 

turque ne ae oonsidäre pas Kä par les trachtet sich durch die Bestimmungen des 

disposftions du paragraphe 1 de l’Article Artikels 31 Absatz 1 des Abkommens be- 

31 de Ia Convention relatives au rägle- treffend die Beilegung von Streitigkeiten, 

ment des dtffärerKfs soumis ä Ia Cour die dem Internationalen Gerichtshof auf An- 

intemationaie de Justice par voie de trag einer der Streftparteien unterbreitet 

requäte d*ime des Parties, et dädare werden, nicht als gebimden und erklärt, daß 

que pour qu*un diffärend quel qu*il soit in jedem Falt die Zustimmung aller Strelt- 

entre les Parties oontractantes oortcer- Parteien erforderlich ist, um eine Streitigkeft 

nant rappHcation ou i'interprätation de Ia zwischen den Vertragsstaaten über die An- 

Convention soit soumis ä ta däctslon de Wendung oder Auslegung des Abkommens 

Ia Cour intemationaie de Justice, M faut dem Internationalen Gerichtshof zur Ent- 

dans chaque cas le consentement de scheidurtg zu unterbreiten." 

toutes les Parties aux diffärends.» 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
25. Oktober 1984 (BGB). II S. 951). 


Bonn, den 21. Dezember 1990 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
über die Gewährung ärztlicher Betreuung an Personen bei vorübergehendem Aufenthalt 

Vom 3. Januar 1991 

Das Europäische Übereinkommen vom 17. Oktober 
1980 über die Gewährung ärztlicher Betreuung an Perso¬ 
nen bei vorübergehetKiem Aufenthalt (BGBl. 1985IIS. 58; 

1986 II S. 548) ist nach seinem Artikel 13 Abs. 4 für 

Norwegen am 1. August 1989 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im AnschluB an die 
Bekanntmachung vom 25. Oktober 1990 (BGBl. II 
S. 1409). 


Bonn, den 3. Januar 1991 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Im Auftrag 
Dr. Eitel 


Bekanntmachung 

der deutsch-philippinischen Vereinbarung 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 3. Januar 1991 

In Manila ist durch Abkommen vom 12. Dezember 1990 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik der Philippinen eine Ver¬ 
einbarung Ober Rnanzielle Zusammenarbeit getroffen 
worden. 

Die Vereinbarung ist 

am 12. Dezember 1990 

in Kraft getreten; sie wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 3. Januar 1991 

Der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

bn Auftrag 
Schweiger 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik der Philippinen 
über Finanzielle Zusammenarbeit 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Republik der Philippinen - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik der 
Philippinen, 

in dem Wunsche, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen urKj zu 
vertiefen, 

im Bewußtsein, daß die Aufrechterhaltung dieser Beziehungen 
die Grundlage dieses Abkommens ist, 

in der Absicht, zum Wiederaufbau in den durch das Erdbeben 
betroffenen Gebieten auf Luzon beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht es 
der Regierung der Republik der Philippinen, von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Frankfurt am Main, für das Vorhaben .Wieder¬ 
aufbauhilfe für Erdbebenschdden auf Luzon** eirten Ftnanzie* 
rungsbeitrag in Höhe von bis zu 10 000 000,- DM (in Worten 
zehn Millionen Deutsche Mark) zu erhalten. 

Artikel 2 

Die Verwendung des in Artikel 1 genannten Betrags und die 
Bedingungen, zu denen er zur Verfügung gestellt wird, bestimmt 
der zwischen dem Empfänger des Finanzierungsbeitrags und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau zu schließende Vertrag, der den in 
der Burtdesrepublik geltenden Rechtsvorschriften unterliegt. 


Artikel 3 

Die Regierung der Republik der PhiÜppirten stellt die Kredit¬ 
anstalt für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern und sonstigen 
öffentlichen Abgaben frei, die im Zusammenhang mit dem 
Abschluß und der Durchführung des in Artikel 2 erwähnten Ver¬ 
trags in der Republik der Philippinen erhoben werden. 

Artikel 4 

Die Regierung der Republik der Philippinen überläßt bei den 
sich aus der Gewährung des Finaruierungsbeitrags ergeberxjen 
Transporten von Persor)en und Gutem im See- und Luftverkehr 
den Passagieren und Lieferanten die freie Wahl der Verkehrs¬ 
unternehmen. trifft keine Maßnahmen, welche die gleichberech¬ 
tigte Beteiligung der Verkehrsuntemehmen mit Sitz im deutschen 
Geltungsbereich dieses Abkommens ausschließen oder erschwe¬ 
ren, und erteilt gegebenenfalls die für eine Beteiligung dieser 
Unternehmen erforderliche Genehmigung. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft, 


Geschehen zu Manila am 12. Dezember 1990 In zwei Urschnf- 
ten, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Peter Scholz 

Für die Regierung der Republik der Philippinen 
Paul Manglapus 


Anlage 

zum Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik der Philippinen 
über FInanzielie Zusammenarbeit 

1. Liste der Waren und Leistungen, die gemäß Artikel 1 des Regierungsabkommens vom 
12. Dezember 1990 aus dem Finartzterungsbeitrag finartziert werden können: 

a) Baumaterialien zur Wiederherstellung der beschädigten oder zerstörten materietien 
und sozialen Infrastruktur 

b) Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände für beschädigte oder zerstörte Produk¬ 
tions- oder Infrastruktureinnchtungen (insbesondere Verkehrseinrichturtgen, Tele- 
fonverblrxtungen, Stromverteitungsnetze, Krankenhauseinrichtungen), 

c) Nutzfahrzeuge kn Zusammenhang mit der Wiederherstellung von Infrastruktur- 
einrichturtgen. 

2. Waren und Leistungen, die kt dieser Liste nicht enthalten skxJ. körtnen nur finanziert 
werden, wenn die vorherige Zustimmung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land dafür vortiegt. 

3. Die Beschaffurtg von Luxusgütem und von Verbrauchsgütem für den privaten Bedarf 
sowie von Gütern und Anlagen, die miktänschen Zwecken dienen, ist von der Fmartzie- 
rung aus dem Firtartzierurtgsbeftrag ausgeschlossen. 
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Übersicht 

über den Stand der Bundesgesetzgebung 

Die 478. Übersicht über den Stand der Bundesgesetzgebung, 

abgeschlossen am 30. November 1990, 

ist im Bundesanzeiger Nr. 1 vom 3. Januar 1991 erschienen. 

Diese Übersicht enthält bei den aufgefOhrten Gesetzesvorlagen 

alle wichtigen Daten des Gesetzgebungsablaufs 

sowie die Hinweise auf die 

Bundestags- und Bundesrats-Drucksachen 

und auf die sachlich zuständigen Ausschüsse des Bundestages. 

Verkündete Gesetze sind nur noch in der der Verkündung 
folgenden Übersicht enthaften. 


Der Bundesanzeiger Nr. 1 vom 3. Januar 1991 kann zum Preis von 5,80 DM 
(4,30 DM + 1,50 DM Versandkosten einscht. 7% Mehnftrertsteuer) 
gegen Voreinsendung des Betrages 

auf das Postgirokonto „Bundesanzeiger" Köln 834 00>502 (BLZ 370 100 50) 
bezogen werden. 








